
Patricia Hornich

EXTREMISMUS 
IN LIECHTENSTEIN
MONITORINGBERICHT 2022
ANHANG: ZEITUNGSRECHERCHE



Liechtensteiner Vaterland, 10. Januar 2022

Das Selbstjustiz-Gericht der Reichsbürger 
Wie gefährlich ist die staatsfeindliche Gruppierung «GCCL»? Und was will sie in Liechtenstein? Eine Kennerin der Szene gibt Auskunft. 

Interview: Elias Quaderer 
 
Seit September ist bekannt: Die 
Reichsbürger-Bewegung hat in Liech-
tenstein Fuss gefasst. Im Rahmen der 
Schliessung des Ruggeller Gasthofs 
Rössle verhaftete die Polizei Carl-Pe-
ter Hofmann, Gründer der staats-
feindlichen Bewegung «Global Court 
of the Common Law» (GCCL). Doch 
bis zum endgültigen Abschluss der 
Auslieferungsverhandlung wird Hof-
mann noch längere Zeit im Landes-
gefängnis bleiben. Im Land hat der 
GCCL bereits Anhänger gefunden. 
Aber wie ernst muss man die Gruppe 
nehmen? Dies kann «Helvetia»* 
beantworten. Sie ist Mitglied bei 
«Sonnenstaatland», einer Aufklä-
rungsplattform zum Thema Reichs-
bürger. Die Plattform trägt Informa-
tionen zu allerlei Reichsbürger-Grup-
pierungen zusammen – und gibt in 
manchen Fällen auch Hinweise an 
Behörden. 

Kurz und knapp: Was ist  
der «Global Court of the Common 
Law» ? 
Helvetia: Der GCCL ist ein sogenanntes 
Fantasiegericht. Also eine Gruppie-
rung, die von sich behauptet, sie könne 
Recht sprechen – und sie stelle das 
höchste Gericht überhaupt dar. Dabei 
weist der GCCL deutlich sektenartige 
Züge auf. 

Die Gruppierung wird der  
Reichsbürger-Szene  
zugeordnet. Trifft diese  
Kategorisierung zu? 
Ja, eindeutig. Allerdings muss der Be-
griff Reichsbürger allgemeiner gefasst 
werden. Bei Reichsbürgern handelt es 
sich nicht nur um Personen, die das 
Deutsche Reich wiederherstellen wol-
len. Sondern es ist ein Sammelbegriff 
für Gruppierungen, die Staaten und 
ihre Institutionen nicht anerkennen. 
Stattdessen sind sie bestrebt, eigene 
Institutionen – wie ein Gericht – aufzu-
ziehen. 

Was für ein Gedankengut  
herrscht in diesem  
Fantasiegericht vor? 
Beim GCCL finden sich ähnliche Ver-
schwörungsmythen wie in der bekann-
teren Qanon-Bewegung. Zum Beispiel, 
dass «böse Eliten» weltweit Kinder  
opfern und deren Blut trinken. Das Fan -
tasiegericht sieht sich in der Aufgabe, 
diese «böse Elite» zu verurteilen. 
Dieser Verschwörungsmythos war im 
GCCL aber bereits vor Qanon fest ver-
ankert. 

Was ist unter einer Verurteilung des 
GCCL zu verstehen? 
Die Gruppe führt eine Art Register – 
eine Liste von allerlei Politikern und 
Mitarbeitern im Justizwesen. Alle auf-

geführten Personen werden mit dem 
Prädikat «pädophil» oder «Vergewal-
tiger» versehen. Manchmal stellt  
Carl-Peter Hofmann auch Pseudo-
Haftbefehle aus. So gegen den öster-
reichischen Bundeskanzler Karl Ne-
hammer. 

Wie viele Mitglieder zählt 
der GCCL aktuell? 
Am grössten ist die Gruppierung in der 
Schweiz. Dort zählt sie nach aktuellen 
Informationen von «Sonnenstaat land» 
gut tausend Mitglieder. In Deutschland 
hat die Gruppe mehrere Hundert An-
hänger. Für Liechtenstein sind mir kei-
ne exakte Zahlen bekannt. Die Grösse 
dürfte sich im niedrigen zweistelligen 
Bereich bewegen. 

Und in Österreich? 
In Österreich gilt die Organisation als 
zerschlagen, nachdem im Frühjahr 
2020 die Behörden eine Razzia durch-
führten und einige Mitglieder verhaf-
teten. Natürlich will der GCCL wieder 
in Österreich Fuss fassen. Bislang war 
er aber erfolglos. 

Haben Sie eine Erklärung, weshalb 
die Gruppe in der Schweiz so viele 
Anhänger findet? 
Hofmann und seine Entourage haben 
ihren Lebensmittelpunkt in die Schweiz 
verlegt. Das Zentrum der Anhänger be-
findet sich dabei im Raum St. Gallen, 
Appenzell und Thurgau. Ich gehe davon 
aus, dass dies mit der relativ starken 
Verbreitung von esoterischem und 
pseudomedizinischem Gedankengut in 
dieser Region zusammenhängt. 

Also sind vor allem  
Esoteriker Teil des GCCL? 
Hier ist zu unterscheiden zwischen 
dem GCCL vor und nach Corona. Hof-
mann gründete um 2016 ursprünglich 
in Deutschland eine Vorgängerorgani-
sation – den GCLC. Diese Gruppierung 
zog vor allem Personen an, die im 
Clinch mit irgendwelchen Behörden 
standen.  

Was geschah mit der  
Vorgängerorganisation? 
Wegen internen Querelen spaltete sich 
die Gruppe. Hofmann gründete mit ein 
paar letzten Getreuen den GCCL. Aber 
vor Corona war es eine kleine Truppe, 
der ich kaum Chancen zurechnete, zu 
wachsen. 

Was änderte sich nach dem Pande-
mie-Ausbruch? 
Corona erwies sich für den GCCL als 
Glücksfall: Die Bewegung erlebte ein 
gewaltiges Wachstum. Mittlerweile 
zählt das Fantasiegericht ähnlich viele 

Mitglieder wie die Vorläuferorganisa -
tion zu ihren besten Zeiten. Und beim 
typischen Mitglied handelt es sich nun 
um einen Massnahmengegner mit 
Hang zu Verschwörungstheorien. 

Und sie sind in der Regel Teil der 
Esoterik-Szene. 
Genau. Ein auffallend grosser Teil der 
Anhänger engagiert sich selbst im Be-
reich der Esoterik oder Pseudomedizin, 
oft sogar haupt- oder nebenberuflich. In 
der Schweiz sind aber auch Lehrer Mit-
glieder des GCCL. Das bereitet mir Sor-
gen. 

In Deutschland ist immer wieder 
zu lesen, dass sich Reichsbürger 

bewaffnen. Wie gefährlich ist der 
GCCL? 
Soweit ich weiss, sammeln die Mit -
glieder des GCCL keine Waffen. Aber 
Gewaltfantasien sind vorhanden. So 
wird die Vorstellung geteilt, dass die 
Verantwortlichen für die Corona-
schutzmassnahmen den Tod verdient 
hätten. Allerdings würde nicht der 
GCCL dieses Urteil vollstrecken, son-
dern ein nicht näher definiertes Militär-
gericht. Und mit ihrem Gedankengut 
radikalisieren sie ihre Mitglieder zu -
sehends, was zu gefährlichen Situatio-
nen führen könnte. 

Können Sie ein Beispiel dafür 
nennen? 
Beispielsweise wird die Schweizer Kin-
des- und Erwachsenenschutzbehörde 
(Kesb) als Teil der Verschwörung gese-
hen, die Kinder opfert. Sollte nun ein 
GCCL-Mitglied tatsächlich Besuch von 
der Kesb bekommen, ist es schwierig zu 
sagen, wie das Mitglied reagiert. Zumal 
nicht ausgeschlossen werden kann, 
dass auch psychisch labile Personen im 
GCCL dabei sind. 

Seit wann ist der GCCL in  
Liechtenstein aktiv? 
Überraschenderweise wurde die Grup-
pe erst im Sommer 2021 auf das Fürs-
tentum aufmerksam. Sie bekam Wind 
von der Maskenproblematik zwischen 
dem Gasthof Rössle und den 
Behörden. Hofmann persönlich baute 
in Windeseile eine Infrastruktur in 
Liechtenstein auf. Und er ernannte 
auch bald einen liechtensteinischen 
«Gebietsverantwortlichen». 

Warum ist für Hofmann Liechten-
stein so interessant? 
Ich kann mir das nur mit einer Vorstel-
lung erklären, die im GCCL kursiert. 
Dieser zufolge würde es genügen, we-
nige Prozent der Bevölkerung von der 
«Wahrheit» zu überzeugen, um «das 
System» zu kippen. Und im kleinen 
Liechtenstein ist dies einfacher als in 
der Schweiz. 

Erstmals Aufmerksamkeit erregte 
die Gruppe, als sie bei der Schlies-
sung des Rössle aufmarschierte. 
Hier setzte der GCCL auf die «People 
Power». Das heisst: Mit schierem Mas-
senerscheinen wollen sie die Behörden 
einschüchtern. In diesem Fall planten 
sie, die Schliessung des Gasthofs zu 
verhindern. Hofmann hoffte, mit der 
Aktion eine Änderung des «Systems» 
in Liechtenstein einzuleiten. 

Es fällt schwer zu glauben, dass man 
mit diesen kruden Vorstellungen 
Menschen abholen kann. 
Personen, die dem GCCL beitreten, 
glauben bereits zuvor an Verschwö-
rungstheorien. Aber überraschender-
weise zieht viele Personen die Behaup-
tung an, dass der GCCL von der UNO 
akzeptiert werde und auf biblischen 
Grundsätzen basiere. Beides ist natür-
lich völliger Quatsch. Ein weiteres er-
folgreiches Werbemittel ist ihre ausge-
klügelte Fantasiebürokratie inklusive 
der Fantasiedokumente, die sie ver-
kaufen. 

Wie beurteilen Sie den  
Vertrieb der Fantasiedokumente? 
Insgesamt gibt es sechs solcher Fanta-
siedokumente. Zwei davon finde ich 
besonders bedenklich, weil sie echte 
Rechtsdokumente nachahmen. So eine 
Vorsorgevollmacht. Gemäss Schweizer 
Gesetzgebung muss eine solche Voll-
macht handschriftlich angefertigt oder 
vom Notar beglaubigt sein. Die Vorsor-
gevollmacht des GCCL erfüllt beide 
Kriterien nicht. Verlässt sich jemand 
nur auf dieses Dokument, dann kommt 
in einem Vorsorgefall letztlich die Kesb 
und ernennt einen Beistand. Genau 
das, was GCCL-Mitglieder in der Regel 
nicht wollen. 

Und das zweite bedenkliche  
Dokument? 
Hier handelt es sich um ein angebliches 
Testament. Allerdings erfüllt es in di-
versen Ländern die Formvorschriften 
nicht. Also kann das Dokument bei ei-
nem Todesfall auch nicht berücksich-
tigt werden. 

Gibt es ehemalige GCCL-Mit -
glieder, die den Weg zur Realität 
zurückfanden? 
Ich kenne einige Personen, die sich 
vom GCCL lossagten. Aber meist 
kehrten sie wegen persönlicher Diffe-
renzen der Gruppierung den Rücken. 
Die Vorstellungswelt des GCCL behal-
ten sie hingegen. Wenn jemand Ver-
schwörungsmythen verfällt, ist es 
wahnsinnig schwierig, ihn aus dieser 
Welt herauszuholen. 

Was raten Sie den Behörden:  
Wie ist mit dem GCCL umzugehen? 
Nicht ignorieren. Die Behörden müs-
sen stets ein wachsames Auge auf die 
Gruppierung werfen. Sicher wird der 
GCCL nie einen Staat umstürzen. Aber 
wenn man nichts unternimmt, kann es 
durchaus vorkommen, dass zwanzig 
Personen eine Behörde aufsuchen und 
die dortigen Angestellten einschüch-
tern.  

Wie sieht die Zukunft des GCCL 
aus, sollte Hofmann tatsächlich 
ausgeliefert werden? 
Meine Prognose lautet: Ohne Carl-
Peter Hofmann wird es schwierig, die 
Gruppe zusammenzuhalten. Ich gehe 
davon aus, dass der GCCL über kurz 
oder lang in einzelne Teile zerfallen 
wird. 

Hinweis 
*Name der Redaktion bekannt.

Die Coronapandemie bescherte der Reichsbürger-Bewegung einen enormen Mitgliederzuwachs aus der Querdenker-Szene.  
Bild: Keystone
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«Corona erwies 
sich für den 
GCCL als  
Glücksfall: Die 
Bewegung erlebte 
ein gewaltiges 
Wachstum.»

 

«In der Schweiz 
sind auch Lehrer 
Mitglieder  
des GCCL.  
Das bereitet  
mir Sorgen .»



Liechtensteiner Vaterland, 17. Januar 2022

Aktive politische Debatte ist der Schlüssel 
Welche Gefahren birgt eine Abspaltung von der Gesellschaft und wie kann dies verhindert werden? Christian Frommelt erklärt. 

Interview*: Julia Strauss 
 
Uneins mit den Regierungs-
massnahmen, dem politischen 
System und den Medien sowie-
so: Ein Teil der Corona-Protest-
bewegung spricht darüber, die 
geltende Demokratie nicht 
mehr zu akzeptieren und sich 
gänzlich von der Gesellschaft 
abzuspalten. Christian From-
melt, Direktor des Liechten-
stein Instituts, spricht über  
die Gefahren solch einer ge-
wünschten Parallelgesellschaft. 

Herr Frommelt, kurz und 
knapp: Was ist eine Parallel-
gesellschaft?? 
Christian Frommelt: Parallelge-
sellschaft ist ein Begriff aus der 
Soziologie. Seinen Ursprung 
hat der Begriff in der Debatte 
um die Integration von Auslän-
derinnen und Ausländern in 
den 1990er-Jahren. Vereinfacht 
ausgedrückt, versteht man da-
runter die siedlungsräumliche 
oder sozial-interaktive Ab-
schottung einer ethnisch oder 
religiös homogenen Bevölke-
rungsgruppe von der Mehr-
heitsgesellschaft. 

In den einschlägigen Tele-
gram-Gruppen wird davon 
gesprochen, eine «zweite 
Regierung» zu installieren. 
Was würde noch benötigt 
werden für eine abgespalte-
ne zweite Gesellschaft? 
Für die verschiedenen Protest-
bewegungen gegen die Corona-
politik finde ich den Begriff der 
Parallelgesellschaft nicht pas-
send. Dafür ist die Gruppe der 
Coronaskeptiker viel zu hetero-

gen. Allenfalls kann man von 
 einer sozialen und kommuni -
kativen Segregation sprechen, 
wonach man sich nur mehr  
mit Gleichgesinnten trifft. Bei 
den Bestrebungen von einzel-
nen Coronaskeptikern nach 
 eigenen Institutionen ist zwi-
schen privaten und öffentlichen 
Institutionen zu differenzieren. 

Dann ist es in der Theorie 
möglich, private Institutio-
nen zu errichten? 
Private Institutionen wie bei-
spielsweise Krankenkassen 
können mit den nötigen Res-
sourcen theoretisch durchaus 
errichtet werden. Ob dann eine 
solche neue Krankenkasse tat-

sächlich zugelassen wird, hängt 
aber wiederum von den Verfah-
ren des jeweiligen nationalen 
Gesundheitssystems ab. 

Eine «zweite Regierung» hin-
gegen lässt sich nicht installie-
ren. Das ist eine ziemlich 
 abstruse Vorstellung. Denn die 
Ausübung hoheitlicher Macht 
durch eine Regierung kann nur 
innerhalb eines Staatsgebietes 
erfolgen und einen neuen Staat 
kann man nicht einfach so 
gründen. 

Sehen Sie es als realistisch, 
dass solche Parallel -
gesellschaften, als Beispiel 
die Reichsbürger, bereits 
existieren? 
Es ist umstritten, ob vollständi-
ge Parallelgesellschaften im 
 eigentlichen Sinne tatsächlich 
existieren. Aber natürlich gibt 
es weltweit etliche mehr oder 
weniger autonome Gemein-
schaften und Bewegungen, die 
verschiedene Merkmale von 
Parallelgesellschaften aufwei-
sen. Die Reichsbürgerbewe-
gung würde ich aber vor allem 
unter dem Phänomen des poli-
tischen Extremismus betrach-
ten. Bei Reichsbürgern oder 
Selbstverwaltern handelt es 
sich um Gruppierungen und 
Einzelpersonen, die aus unter-
schiedlichen Motiven wie z. B. 
unter Berufung auf das histori-
sche Deutsche Reich oder ver-
schwörungstheoretische Argu-
mentationsmuster die Existenz 
der Bundesrepublik Deutsch-
land und damit deren Rechts-
system und gewählte Repräsen-
tanten ablehnen. 

In welchem ideologischen 
Umfeld bewegen sich solche 
Gruppierungen? 
Sowohl organisatorisch als auch 
ideologisch ist die Bewegung 
sehr heterogen. So lassen sich 

beispielsweise nur bei einem 
kleinen Teil der Szene rechtsex-
tremistische Ideologieelemente 
beobachten. Gemeinsam ist 
den verschiedenen, teils mit -
einander konkurrenzierenden 
Gruppierungen und Strömun-
gen einzig die Ablehnung der 
Bundesrepublik als souveräner 
und legitimer Staat.  

Ist eine Gruppierung wie die 
der Reichsbürger gefährlich 
für die Demokratie? 
Die Reichsbürgerbewegung 
zeichnet sich durch eine gewis-
se Waffenaffinität und Militanz 
aus. Entsprechend wird sie ge-
rade in Deutschland eng durch 
den Verfassungsschutz beob-
achtet. Eine ernsthafte Bedro-
hung der Demokratie in den 
deutschsprachigen Staaten 
sehe ich durch die Reichsbür-
gerbewegung aber im Moment 
nicht. Dafür ist sie zu klein und 
zu zerstreut. Auch wenn wir 
den Blick über extremistische 
Bewegungen hinaus auf die ak-
tuellen Proteste gegen die Co-
ronapolitik richten, sehe ich die 
Demokratie nicht gefährdet. 

Der Begriffe Spaltung der 
Gesellschaft und Vertrau-
ensverlust tauchen überall 
auf ? Gibt es hier Anlass zur 
Sorge 
Vielerorts hat das Vertrauen in 
die politischen Institutionen in 
der Krise insgesamt eher zuge-
nommen. Ebenso würde ich die 
aktuell oft betonte Spaltung der 
Gesellschaft relativieren. Eine 
solche Spaltung suggeriert, 
dass sich zwei gleich grosse La-
ger unversöhnlich gegenüber-
stehen. Das ist aus zweierlei 
Gründen aber nicht der Fall. 
 Einerseits bilden die Mass -
nahmenbefürworter die grosse 
Mehrheit und andererseits gibt 
es sowohl bei den Mass -
nahmenbefürwortern als auch   

-gegnern Radikale und Gemäs-
sigte, wobei Letztere auf beiden 
Seiten die Mehrheit bilden. 

Und trotzdem gibt es darun-
ter Personen, die nicht mehr 
gemässigt unterwegs sind. 
Selbstverständlich hat sich die 
Gesellschaft im Zuge der Coro-
napandemie weiter polarisiert 
und in Teilen leider auch radi-
kalisiert. Diese Entwicklungen 
sollten nicht unterschätzt wer-
den. Die Demokratie ist damit 
aber nicht bedroht. 

Wo liegt der Unterschied 
zwischen harmlosen Fanta-
sien und dem Überschreiten 
von roten Linien? 
Das lässt sich nicht so pauschal 
sagen. Die Ablehnung der staat-
lichen Ordnung und der Grund-
prinzipien der Demokratie 
 sollte nie verharmlost werden. 
Allerdings macht es natürlich 
einen grossen Unterschied, ob 
sich jemand in die Selbstversor-
gung zurückzieht oder öffent-
lich gegen den Staat agitiert. 
Für die Sicherheitsbehörden ist 
es wichtig, Radikalisierungs-
prozesse früh zu erkennen.  

Sehen Sie auch die Medien in 
der Pflicht? 

Natürlich haben auch die Medi-
en und insbesondere die gros-
sen Konzerne sozialer Medien 
eine grosse Verantwortung, ra-
dikales Gedankengut zu identi-
fizieren und dessen Verbreitung 
zu unterbinden. 

Mit Blick auf Liechtenstein fand 
ich es übrigens sehr gut, dass 
die Medien die Organisatoren 
der Coronaproteste immer wie-
der in die Pflicht genommen 
haben und in ihrer Bericht -
erstattung die an diesen Protes-
ten getätigten Aussagen in den 
historischen und wissenschaft-
lich richtigen Kontext gestellt 
haben. 

Auch das Vorgehen der Landes-
polizei, Personen, welche durch 
problematische Kommentare 
auffallen, direkt zu kontak -
tieren, finde ich richtig. So  
wird klar, dass soziale Medien 
und Chatgruppen keine rechts-
freien Räume sind. 

Oftmals scheint es ganz 
ungewollt zu passieren,  
dass sich Menschen radika -
lisieren. 
Eine Radikalisierung findet 
meiner Meinung nach nie ganz 
ungewollt und einfach so statt. 
Jeder Mensch ist letztlich selber 
dafür verantwortlich, welche 
Informationen er konsumiert 
und teilt sowie welche 
Aussagen er macht. Aufgrund 
der Coronapandemie ist die 
Stimmung derzeit gerade in 
den sozialen Medien emotional 
aufgeheizt. Auch versuchen ex-
tremistische Bewegungen, die 
Coronapandemie für ihre Zwe-
cke zu instrumentalisieren. Wie 
erfolgreich sie damit sind und 
noch sein werden, lässt sich 
schwer abschätzen. Studien aus 
Deutschland zeigen ein ambi-
valentes Bild. Verschwörungs-
theorien und extremistisches 

Gedankengut sind demnach 
zwar deutlich sichtbarer gewor-
den, ihre Anhängerschaft hat 
sich aber nur geringfügig ver-
grössert und vor allem haben 
sie, auf die Gesamtbevölkerung 
betrachtet, nicht mehr Zu-
spruch erhalten. Das ist aber 
nur eine Momentaufnahme 
und muss weiter beobachtet 
werden. 

Was kann die Gesellschaft 
tun, damit diese Personen 
wieder zurückfinden? 
Bei extremistischen Bewegun-
gen wie den Reichsbürgern 
kommt es nur selten zu einer 
dauerhaften Lossagung von der 
Szene. Im Zentrum stehen des-
halb Bemühungen gegen eine 
weitere Radikalisierung und 
vor allem gegen eine weitere 
Verbreitung von radikalem Ge-
dankengut. Zu den möglichen 
Mitteln hierfür zählen Auf -
klärung und Sensibilisierung 
ebenso wie das gezielte 
 Monitoring und die Analyse 
entsprechender Aktivitäten 
und Bewegungen. 

Und wie muss sich die Politik 
bemühen? 
Verschwörungstheorien sind 
ferner immer auch ein Symp-
tom für die Entfremdung von 
der institutionalisierten Politik. 
Politische Bildung und Partizi-
pation können hier helfen. Das 
Wichtigste ist aber nach meiner 
Meinung, dass sich die öffentli-
che Debatte nicht nur auf ein-
zelne politische Themen kon-
zentriert. Es soll in der Politik 
nie nur um Corona, den Klima-
wandel, die Migration oder 
sonst irgendeines dieser domi-
nanten Themen gehen. 

Stichwort politische Debatte. 
Kam diese in der Corona -
pandemie zu kurz? 

Wir leben in einer pluralisti-
schen Gesellschaft, in der die 
Bürgerinnen und Bürger ganz 
unterschiedliche Interessen, 
Werte und Meinungen haben. 
Der Schlüssel, um diese The-
menvielfalt und diesen Pluralis-
mus zu managen, ist die aktive 
politische Debatte. In der Coro-
napandemie kam diese Debatte 
tatsächlich zu kurz und die Poli-
tik hatte die Züge einer Techno-
kratie. Das war krisenbedingt 
nötig, kann auf Dauer aber 
nicht funktionieren. 

Hinweis*: Das Interview wurde 
schriftlich geführt.

Christian Frommelt: «Eine zweite Regierung lässt sich nicht installieren.» Bild: Tatjana Schnalzger

«Nur ein 
kleiner Teil 
ist rechts -
extrem.»

Christian Frommelt 
Direktor 
Liechtenstein Institut 
 

Christian Frommelt 
Liechtenstein Institut 
 

«Die Gesellschaft 
hat sich weiter polari-
siert und in Teilen 
leider auch radikali-
siert. Diese Entwick-
lungen sollten nicht 
unterschätzt wer-
den.»

«Radikali-
sierung  
findet nie 
ganz  
ungewollt 
statt.»
Christian Frommelt 
Forschungsleiter Politik am 
Liechtenstein Institut 
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Liechtensteiner Vaterland, 19.Januar 2022

Interview: Desirée Vogt 
 
Es ist eine emotionale Achterbahn, die 
der Balzner Werner Stocker dieser 
Tage fährt. Vor etwas mehr als einer 
Woche musste er Abschied von seiner 
Frau Jeannette nehmen, die in den 
vergangenen Monaten für viele «Un-
erhörte» ein Vorbild war und ihnen an 
den Demonstrationen Kraft und Mut 
zusprach, für ihre Ziele zu kämpfen 
und nie aufzugeben. Und obwohl der 
Verlust schwer wiegt, will auch 
Werner Stocker genau das tun: nicht 
aufgeben. Am Montag kündigte er an,  
ein Sammelbegehren für ein begrün-
detes schriftliches Verlangen einer 
Volksabstimmung zur Auflösung des 
Landtags einzureichen. Das brachte 
ihm an der Demo selbst viel Applaus 
und Respekt. In den sozialen Medien 
aber auch viel Shitstorm. 
 
Herr Stocker, Ihre Frau Jeannette 
ist vergangene Woche im Alter von 
41 Jahren verstorben. Was sich 
viele fragen – warum stehen Sie 
eine Woche später auf dem Peter-
Kaiser-Platz, wo gegen Massnah-
men zur Eindämmung des Corona-
virus gekämpft wird und kündigen 
eine Unterschriftensammlung an?  
Werner Stocker: Mir sind die Gerüchte 
bekannt, die kursieren, aber ich werde 
mich zur Todesursache meiner Frau 
nicht äussern. Das ist Privatsache. 
Dass ich bereits nach einer Woche ans 
Mikrofon getreten bin, sah ich unter 
anderem als meine Pflicht an. Der Tod 
meiner Frau hat sehr viele Menschen 
gelähmt. Jeannette war an den De-
monstrationen für viele ein Leucht-
feuer. Sie hat die Menschen alleine 
aufgrund ihrer Präsenz und mit ihrer 
optimistischen und herzlichen Art 
motiviert. Ihr Tod hat alle sehr  
schockiert. 

Sie wollen also für Ihre Frau  
weiterkämpfen? 
Wer mir am Montag richtig zugehört 
hat, hat verstanden: Ich nehme Jean-
nette nicht als Grund für mein Han-
deln, sondern als meine Motivation. 
Sie hat nicht alles, was ich gemacht 
habe, für gut befunden. Wir hatten 
beide unterschiedliche Stossrichtun-
gen und teilweise auch unterschiedli-
che Meinungen. Aber sie hat mich im-
mer dazu motiviert, dafür zu kämp -
fen, woran ich glaube.   

Auf Social Media wurden sie stark 
dafür kritisiert, dass Sie nun tun, 
was Sie tun. Und dass es der falsche 
Weg sei, um zu trauern. Wie gehen 
Sie mit solchen Aussagen um? 
Das hat mich sehr verletzt. Nur weil 
ich mich politisch engagiere, bedeutet 
das nicht, dass ich nicht wahnsinnig 
traurig und am Boden zerstört bin. Ich 
fahre gefühlsmässig Achterbahn. Des-
halb bin ich mir auch bewusst, dass ich 
mit meinen Kräften haushalten muss. 
Oft bin ich am Abend fix und fertig. 
Aber Jeannettes unverbesserlicher 
Optimismus, den ich nach wie vor spü-
re, gibt mir die Energie weiterzuma-
chen. Ich will zeigen, dass man ihr 
Wirken als Motivation nehmen soll, 
nicht die Faust im Sack zu machen, 
sondern aktiv zu werden. Ich möchte 
einfach, dass meine Familie und be-
sonders meine Kinder aus dieser gan-
zen Sache rausgehalten werden. Es ist 
einzig und alleine mein Weg und mei-
ne Entscheidung.   

Nun haben Sie also ein Sammel -
begehren eingereicht, das von 
langer Hand vorbereitet und nun 
finalisiert wurde. Was werfen Sie 
dem Landtag konkret vor?  
Der Landtag hat während der gesam-
ten Krise absolut nichts gemacht, um 
als Legislative Einfluss auf die Ent-
scheidungen der Regierung zu neh-
men und mitzubestimmen. Er hat 
auch nichts unternommen, um die 
breite Diskussion in der Bevölkerung 
zu fördern. Dabei haben alle einen Eid 
geschworen. Sie sind die Vertreter des 
Volkes und haben ihm gegenüber auch 
die Pflicht, sich für es einzusetzen. Der 
Widerstand hat sich nur formiert, weil 
kein Politiker hingehört hat, die Men-
schen fühlen sich einfach übergangen. 
Und die Gruppe an Kritikern – egal in 
Bezug auf welche Massnahme – wurde 
immer grösser. Mit der Maskenpflicht 
für Kinder sind nun viele Eltern dazu-
gestossen, die sich in ihren Sorgen und 
Ängsten nicht ernstgenommen füh -
len. Man kann Entscheidungen nicht 
immer nur auf Fakten und Wissen-
schaft stützen. In dieser Krise geht es 
auch um viele Emotionen. Und es ist 
massiv unterschätzt worden, was 
diese Krise mit der Psyche der Men-
schen angerichtet hat. 

Was soll die Unterschriftensamm-
lung daran ändern können?  

Spaltet sie nicht eher, als dass sie 
zusammenschweisst? 
Der soziale Frieden soll wieder herge-
stellt werden. Wir wollen einen 
breiten Dialog fördern und die Spal-
tung der Gesellschaft verhindern. Wir 
wollen auch mit all jenen in den 
Dialog treten, die uns Schwurbler, 
rechtsradikal oder wie auch immer 
nennen. Wir wollen einfach ein Mitei-
nander. Je mehr Leute in einer Krise 
am selben Strick ziehen, umso schnel-
ler ist sie vorbei. Unsere Stärke ist die 
direkte Demokratie. Das Volk hat in 
der Vergangenheit immer vernünftig 
entschieden. Wir sind überzeugt, dass 
der soziale Frieden nur entstehen 
kann, wenn er freiwillig und nicht er-
zwungen ist. Es geht darum, dass sich 
die Menschen gehört und ernstge-
nommen fühlen. Die Unterschriften-
sammlung ist ein Gradmesser der Zu-
friedenheit der stimmberechtigten 
Einwohner bzw. ob sie damit einver-
standen sind, wie sich der Landtag in 
dieser Krise verhalten hat. Falls es 
doch zu keiner Auflösung des Landta-
ges gibt, dann weiss der Landtag zu-
mindest, wie gross die Menge an Kri-
tikern ist, um den Kurs des Landtags 
zu optimieren. Vor allem geht es auch 
darum, die Balance zwischen Regie-
rung und Landtag als Grundpfeiler der 
Gewaltentrennung im Staat wieder-
herzustellen und den Landtag dazu zu 
bewegen, eine aktivere Rolle einzu-
nehmen. 

Und sollte es zu einer Landtags -
auflösung kommen, wie geht es 
dann weiter?  
Das politische Parkett würde sich ver-
mutlich schon leicht verschieben, zu-
mal auch eine neue Partei gegründet 
wurde. Aber selbst wenn der Landtag 
danach wieder in derselben Zusam-
mensetzung zusammenkommen wür-
de, ist immerhin der Auftrag klar: Er 

darf nicht weiter in der passiven Rolle 
verharren. Der Auftrag wird dann 
sein, Ziele, wie mit dieser Krise – und 
auch weiteren Krisen – umgegangen 
werden soll, ins Wahlprogramm auf-
zunehmen.  

Landtagsabgeordnete finden  
sich nicht an jeder Strassenecke – 
es wird immer schwieriger,  
Menschen für ein solches Amt  
zu gewinnen …  
Mir ist bewusst, dass es nicht einfach 
ist, Menschen dafür zu gewinnen. Ich 
habe auch grössten Respekt vor all den 
Abgeordneten, die dieses Amt aus-
üben. Dennoch ist es jetzt wichtig, ein 
Signal zu setzen: Die 25 Abgeordneten 
müssen die Bedürfnisse des Volkes 
künftig ernst nehmen. Sie müssen sol-
che Massnahmen hinterfragen, vor al-
lem dann, wenn sie kaum oder keine 
Wirkung zeigen. Und auch Fakten von 
weiteren Experten dürfen nicht ein-
fach ignoriert werden. Zur Zeit wer -
den die Schwächsten unserer Gesell-
schaft mit Massnahmen drangsaliert. 
Und das, obwohl wissenschaftlich er-
wiesen ist, dass sie keine Pandemitrei-
ber und selber auch nicht gefährdet 
sind. Das wird einfach ignoriert.  

Es gab durchaus die eine  
oder andere kritische Wort -
meldung im Landtag. Und seit  
über einem Jahr wird Corona als 
Sonderthema in jeder Sitzung 
behandelt … 
Und zeitgleich finden die grössten  
Demonstrationen seit Bestehen des 
Landes vor den Augen und Ohren der 
Landtagsabgeordneten statt und nur 
ein Einziger davon hat sich blicken las-
sen. Das macht mich wütend und  
traurig, weil es uns ja genau um den 
Dialog geht. Ausserdem frage ich 
mich dann, was die nächste Krise 
bringt. Wird wieder so mit Andersden-

kenden umgegangen? Das macht mir 
Sorgen … 

Corona hat alle an ihre Grenzen 
gebracht, viele Massnahmen  
waren nötig, um die Gesellschaft 
zu schützen. Oder sehen Sie das 
anders? 
Nein, das ist richtig. Aber langfristig 
müssen wir lernen, mit dieser Krank-
heit umzugehen und sie zu akzeptie-
ren. Dann wird auch die Grundimmu-
nität erhöht. Sicher wird man hier 
oder dort vorsichtig sein müssen, da-
rüber zu entscheiden, wann und wel-
che Massnahmen gelockert werden 
müssen. Aber am Ende muss man der 
Natur wieder ihren Lauf lassen. Dass 
meine Frau mit 41 Jahren gestorben 
ist, ist ein unglaublicher Schicksals-
schlag. Aber ich bin mir auch darüber 
bewusst, dass es nicht die Regel, son-
dern eine Ausnahme ist, wenn je-
mand in so jungen Jahren sterben 
muss. Auch ich muss akzeptieren, 
dass der Tod zum Leben gehört. So 
schwer es auch ist, ich bin sehr dank-
bar für die Zeit mit ihr. Das gibt mir 
viel Kraft.  

Wie geht es nun konkret weiter mit 
der Unterschriftensammlung? 
Wir hätten die Aktion gerne früher ge-
startet. Im vergangenen Jahr wurde 
bereits viel Vorarbeit geleistet, jetzt 
konnten wir das letzte Puzzlestück 
einsetzen und haben den Brief mit 
dem Sammelbegehren nun an die  
Regierung geschickt. Wann der Start 
der Unterschriftensammlung erfolgt, 
kann ich allerdings nicht sagen. Ich 
gehe aber davon aus, dass dies zeitnah 
geschehen wird. Dann haben wir 
sechs Wochen Zeit, um 1500 Unter-
schriften zu sammeln und einzurei-
chen. Und wir werden die 1500 Unter-
schriften zusammentragen: Davon bin 
ich überzeugt.  

«Nur weil ich mich engagiere, heisst das nicht, dass ich nicht trauere», stellt Werner Stocker klar. Bild: Daniel Schwendener

www.zmittag.li

«Wichtig, zu 
kämpfen, woran 

man glaubt» 
Mit der Ankündigung von Werner Stocker,  

nun doch Unterschriften zur Auflösung des Landtags  
zu sammeln, erntete er nicht nur Lob.
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Goldspende an Staatsfeinde: Millionär steht in Graz vor Gericht 
Dem im Land wohnhaften Unternehmer Daniel Model wird die Unterstützung einer staatsfeindlichen Verbindung vorgeworfen. 

Seit September sitzt in Liech-
tenstein der Deutsche Carl-Pe-
ter Hofmann in Haft. Der Grün-
der des Fantasiegerichtshofs 
«GCCL» – einer staatsfeindli-
chen Gruppierung, welcher der 
Reichsbürger-Bewegung zuge-
ordnetet wird – ist seitens  der 
Grazer Staatsanwaltschaft in-
ternational zur Verhaftung aus-
geschrieben. Allerdings reichte 
Hofmann beim Staatsgerichts-
hof Beschwerde gegen seine 
Auslieferung ein, womit der 61-
Jährige wohl noch bis Frühling 
in Liechtenstein sitzt. Derweil 
steht aber eine andere in Liech-
tenstein wohnhafte Person vor 
dem Grazer Landgericht: Der 
Schweizer Unternehmer Daniel 
Model. Wie das Landgericht auf 
Anfrage bestätigt, wird dem ge-
bürtigen Thurgauer die Unter-
stützung einer staatsfeindlichen 
Verbindung vorgeworfen.  

«Avalon» – ein imaginärer 
Staat im Thurgau 
Konkret soll Model einen mass-
geblichen Einfluss beim Aufbau 
des österreichischen Fantasie-
gerichts «International Com-
mon Law Court of Justice Vien-
na» (ICCJV) ausgeübt haben. 
Unter anderem habe der Unter-
nehmer der Gruppierung Gold 
im Wert von 150 000 Euro ge-
spendet. So berichtet die «Thur-

gauer Zeitung». Das österrei-
chische Strafgesetzbuch sieht 
für das «Verbrechen der staats-
feindlichen Verbindung» eine 
Freiheitsstrafe von sechs Mona-
ten bis fünf Jahren vor. Für den 
Prozess beraumte das Grazer 
Landgericht zwei Sitzungstage 
am Dienstag und am Mittwoch 
an. Doch das Gericht kann nicht 
ausschliessen, dass noch wei-
tere Prozesstage folgen werden. 

Erstmals schweizweite Be-
kanntheit erlangte Model 
2006, als er seinen eigenen 
Staat «Avalon» ausrief. Sechs 
Jahre später folgte die Einwei-
hung seines palastartigen «Mo-
delhofs», dem Regierungssitz 
des imaginären Staates im 
Thurgauer Dorf Müllheim. An-
fang 2014 zog der Unterneh-
mer, dessen Vermögen auf 200 
bis 300 Millionen Franken ge-
schätzt wird, nach Liechten-
stein. Dabei sollen vor allem 
steuerliche Gründe den Umzug 
ins Fürstentum motiviert ha-
ben. Aber auch nachdem Model 
seinen Wohnsitz nach Liech-
tenstein verlegte, hielt er an der 
Idee seines imaginären Staates 
«Avalon» fest. 

Eigener Geheimdienst und 
bewaffnete Sheriffs 
Der «Modelhof» wurde immer 
mehr zum Tummelplatz von 

staatsfeindliche Gruppierun-
gen, welche der Reichsbürger-
Szene zugeordnet werden. So 
berichtete der «Tagesanzei-

ger», wie das besagte Fantasie-
gericht ICCJV 2016 auf den 
«Regierungssitz » von Avalon 
übersiedelte. Im gleichen Jahr 

kamen noch Unterorganisa-
tionen des Fantasiegerichts 
hinzu: Die «International In-
telligence Agency (IIA) als eine 

Art Geheimdienst und die In-
ternational Sheriff Association 
(ISA) als eine Schutztruppe. 
Nach den Vorstellungen des 
ICCJV sei die Sheriff-Vereini-
gung  auch «aus der Immunität 
als Völkerrechtssubjekt» be-
fugt, «geladene Waffen offen 
oder verdeckt zu tragen».  

Allerdings: Im Herbst 2018 
wurde in Österreich eine grös-
sere Polizeiaktion gegen Perso-
nen aus der Staatsverweige- 
rerszene durchgeführt: Fast 
300 Beamte durchsuchten in 
vier Bundesländern 19 Woh-
nungen und Häuser, beschlag-
nahmten Schuss- und Schlag-
waffen sowie Pläne zum Bom-
benbauen. Mehrere Personen 
wurden verhaftet – darunter 
auch die Präsidenten und Vize-
präsidenten der ICCJV-Unter-
organisationen. 

Doch Daniel Model habe 
zwischenzeitlich dem Gerichts-
hof und den dazugehörenden 
Unterorganisationen sein Gast-
recht entzogen. Als Haupt-
grund für den Streit erklärte 
Model gegenüber dem «Tages-
anzeiger»: «Ich musste zur 
Kenntnis nehmen, dass per-
sönliche Interessen wichtiger 
wurden als die übergeordnete 
Zielsetzung.» 
 
Elias Quaderer

Daniel Model steht vor seinem «Regierungssitz»: dem «Modelhof». Bild: Reto Martin/Thurgauer Zeitung

Liste der Berufsgruppen, die beim AMS offene Stellen gemeldet haben

Berufsgruppe                                                                                      offene Stellen               

Handwerker                                                                                                           114 

Hilfskräfte, Anlernkräfte                                                                                         89 

Gastronomie, Hotellerie, Touristik                                                                       67 

Industriefachkräfte                                                                                                  66 

Sachbearbeitung, Sekretariat, Assistenz, Verwaltung                                    58 

Baugewerbe, Transport                                                                                         49 

Weitere Berufsgruppen                                                                                         49 

Technische Fachkräfte, Zeichner, Ingenieure, Architektur                            45 

Akademiker, Führungskräfte, Management                                                      38 

IT, Elektro, Elektronik, Telekommunikation                                                        34 

Hauswirtschaft, Reinigung                                                                                    32 

Handel, Verkauf, Aussendienst                                                                           27 

Gesundheits- und Sozialwesen, Bildung, Körper und Wellness                  18 

Buchhaltung, Controlling, Personalwesen                                                        17 

Bank, Treuhand, Versicherung                                                                             13 

Lager, Logistik, Materialwirtschaft, Einkauf                                                       12

Quelle: Arbeitsmarktservice Liechtenstein / Stand: 18.01.2022   Grafik: Stefan Aebi

Im Jahr 2021 waren pro Monat durchschnittlich 883 Stellen unbesetzt

Quelle: Amt für Statistik, Grafik: Stefan Aebi
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Gesucht: Handwerker und Hilfskräfte 
Personalmangel herrscht in vielen Branchen – doch in gewissen Berufsgruppen akzentuiert er sich besonders deutlich. 

Valeska Blank 
 
Schreiner, Installateure, Dach-
decker und Monteure: Die Liste 
der offenen Stellen im hand-
werklichen Bereich, die auf der 
Webseite des Arbeitsmarkt Ser-
vice Liechtenstein (AMS) aus-
geschrieben sind, ist lang. In 
der Berufsgruppe der Hand-

werker sind laut den Zahlen  
des AMS derzeit am meisten 
Stellen unbesetzt (s. Tabelle un-
ten). Wie schwierig es ist, geeig-
netes Personal zu finden, weiss 
Thomas Beck, Präsident des 
Haustechnik- und Spenglerver-
bandes Liechtenstein: «Der 
Kampf um Fachkräfte hat sich 
verschärft.» Er zählt auch 

gleich die Gründe auf: «Qualifi-
zierte Mitarbeitende wechseln 
die Branche, weg vom Bau, und 
wollen sich weiterentwickeln.» 
Zudem sei die Zahl der Lehrab-
solventen in den letzten Jahren 
zurückgegangen.  

Auf Platz zwei der Hitliste 
der offenen Stellen folgt die 
Gruppe der Hilfs- und Anlern-

kräfte: Gesucht werden etwa 
Angestellte für Küche oder Rei-
nigung, Mitarbeitende in der 
Produktion oder Hilfsarbeiter 
auf dem Bau.  

Nicht viel weniger freie Jobs 
gibt es in der Gastronomie, Ho-
tellerie und der Touristik: Dort 
fehlt es hauptsächlich an Kö-
chinnen und Köchen sowie Ser-

viceangestellten, aber auch an 
Hilfskräften für die Küche. Das 
Personalproblem ist akut – und 
wird in Zukunft noch grösser 
werden, sagt Walter Hagen, 
Präsident des Liechtensteini-
schen Hotel- und Gastronomie-
verbands. Wegen der Ein-
schränkungen, die Corona mit 
sich bringt, bewegt sich der Be-

trieb in der Branche noch nicht 
auf demselben Niveau wie vor 
der Pandemie – «und trotzdem 
sind so viele Stellen offen», so 
Hagen. Wenn das Geschäft 
wieder anziehe, werde der Be-
darf an Mitarbeitenden noch-
mals grösser. «Ganz Europa 
sucht nach Fachkräften – das 
hat es so noch nie gegeben.»
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Casinoland
Liebes Liechtenstein
Im Buch, «Der Fürst», Kapitel XIII, 
schrieb Niccolò Machiavelli schon 
vor 500 Jahren: «Wer demnach in 
einem Fürstentum die Übel nicht 
erkennt, sobald sie entstehen, der 
ist nicht wahrhaft klug; aber dies ist 
nur wenigen gegeben.»
Ich meine, wo Machiavelli recht hat, 
hat er recht und ich glaube auch, 
dass das Volk es so sieht. 

Marco Nescher,
Im Tröxle 45, Schaan

LESERMEINUNG

Irkelesbach in Vaduz muss Spitalneubau Platz machen
Vorbereitungen Der
Irkelesbach muss nach Osten 
verlegt werden, damit er dem 
Neubau des Landesspitals 
nicht in die Quere kommt. 
Die Kosten liegen im unteren 
siebenstelligen Bereich.

VON DANIELA FRITZ

Bisher verlief der Irkelesbach auf 
dem ehemaligen Wille-Areal unterir-
disch. Fachleute würden dazu «ein-
gedolt» sagen, der Bach wird also 
durch ein Rohr geleitet. Allerdings 
verläuft dieses Rohr genau unter 
dem geplanten Neubau des Landes-
spitals und muss daher einige Meter 
nach Osten verlegt werden. «Die 
neue und grössere Verrohrung stellt 
einerseits eine Aufwertung dar und 
andererseits wird dadurch dafür ge-
sorgt, dass diese nicht unter dem 
Hochbau des neuen Landesspitals 
liegt», heisst es auf «Volksblatt»-An-
frage seitens der Gemeinde.
Wie aus dem kürzlich veröffentlich-
ten Protokoll der Vaduzer Gemein-
deratssitzung vom 14. Dezember 
hervorgeht, rechnet man dafür mit 
Kosten von einer Million Franken. 
Die Gemeinde übernimmt als Eigen-
tümerin des Gewässers ein Drittel, 
das Landesspital als Bauherrin ein 
weiteres Drittel und den Rest trägt 
das Land, dem das Grundstück ge-
hört. Die Projektierung und Realisie-

rung soll das Ingenieurbüro Verling 
übernehmen, das auch die Entwäs-
serungsplanung übernimmt. Damit 
könnten Synergien genutzt werden.
Ursprünglich war auch einmal ange-
dacht, den Bach freizulegen, um das 
Gelände attraktiver zu gestalten. Die 
Kosten dafür waren im Verpflich-
tungskredit bereits mit 300 000 

Franken berücksichtigt, die Detail-
planung sollte aber erst mit dem Ar-
chitekturwettbewerb erfolgen.
«Die komplette Öffnung wurde ein-
gehend geprüft, lässt sich jedoch in 
Zusammenhang mit dem Neubau 
technisch nicht realisieren», heisst 
es nun seitens der Gemeinde Vaduz 
auf Anfrage. Allerdings werde eine 

Öffnung im südlichen, nicht über-
bauten Bereich weiterverfolgt, wes-
halb die Linienführung angepasst 
werden müsse.

Planungsarbeiten schreiten voran
Unterdessen laufen die Arbeiten am 
Neubau weiter, wie auf der Projekt-
webseite zu lesen ist. Den Mitarbei-

tern des Landesspitals und externen 
Nutzergruppen wurden die aktuel-
len Grundrisse im Januar vorgestellt. 
Dabei sei nochmals überprüft wor-
den, ob die richtigen Räume in der 
richtigen Grösse, in der richtigen 
Form und am richtigen Ort geplant 
wurden. Die Rückmeldungen sollen 
gemäss Webseite in die weitere Pla-
nung mit einfliessen.
Im nächsten Schritt zum Übergang 
in die Phase «Bauprojekt» bereite 
die Bauherrin Workshops mit dem 
Spitalplaner sowie den Nutzern vor, 
um die komplette Raumausstattung 
zu definieren. Ziel sei es, diese De-
tailplanung bis etwa Ende August 
abzuschliessen. Dann ist bekannt, 
wie in den jeweiligen Räumen gear-
beitet wird und welche Anordnung 
und Ausstattung diesbezüglich not-
wendig ist. Die Patientenbedürfnisse 
sollen dabei im Zentrum stehen.
Wie das Landesspital bereits im De-
zember mitteilte, seien zudem die 
Fachplaner dabei, sämtliche techni-
schen Anlagen einzuplanen und de-
ren Kostenrahmen zu bestimmen. 
Bis März 2022 sollten phasengerech-
te Aussagen zu Kosten und Zeitplan 
möglich sein. Anschliessend wird 
das weitere Vorgehen definiert.
Auch die Vorbereitungsarbeiten auf 
dem Wille Areal seien auf Kurs. Das 
Salzsilo wurde bereits abgebrochen 
und umgesiedelt. Zur Erkundung 
der geologischen Baugrundverhält-
nisse wurden im November 2021 so-
genannte Rammsondierungen und 
Rotationsbohrungen durchgeführt.

Derzeit verläuft der Irkelesbach unterirdisch in einem Rohr unter den Industriegebäuden durch, wie die gestrichelte blaue 
Linie visualisiert. (Visualisierung: VB/LLV, Geodatenportal)

Erwachsenenbildung
Smartphone und 
 Tablet mit Android
SCHAAN Ein Anwenderkurs für Sam-
sung-, Galaxy-, Huawei- und HTC-Ge-
räte (kein iPhone-Kurs). Die Teilneh-
menden lernen, das Smartphone und 
Tablet einfach zu bedienen und die 
wichtigsten Funktionen auf einen 
Blick zu erkennen. Der Kurs 11A06 
mit Claudio Jäger beginnt am Sams-
tag, den 5. Februar (um 8.30 Uhr), 
bei der Computerschule «Doppel-
klick» an der Landstrasse 58 in 
Schaan. Mit Voranmeldung – Anmel-
dung und Auskunft: Erwachsenenbil-
dung Stein Egerta, Telefon 232 48 22, 
E-Mail: info@steinegerta.li.  (pr) Verdacht nicht erhärtet: Ermittlungen 

gegen Rösslewirtin eingestellt
Ermittelt Offenbar hatte
die Staatsanwaltschaft Vor-
erhebungen gegen die Rug-
geller Rösslewirtin Doris 
Öhri wegen des Verdachts 
der «Staatsfeindlichen Bewe-
gung» eingeleitet. Das machte 
die Wirtefamilie am Donners-
tag publik und teilte zugleich 
mit, dass die Ermittlungen 
eingestellt wurden.

Dass gegen die Wirtin des 
Landgasthofs Rössle er-
mittelt worden ist, war 
bislang nicht bekannt. 

Wie die Wirtefamilie des Ruggeller 
Traditionsgasthofs nun informiert, 

war Doris Öhri off enbar wegen des 
Verdachts des Vergehens der Staats-
feindlichen Bewegung §247a Abs. 
2 StGB ins Visier der Staatsanwalt-
schaft geraten.
Hintergrund dürfte die Festnahme 
eines international gesuchten Deut-
schen, der der sogenannten Reichs-
bürger-Szene zugeordnet wird, sein. 
Der Mann war im Rahmen der be-
hördlichen Schliessung des Gasthofs 
im September 2021 wegen Verstoss 
gegen die Coronaregeln im Rössle 
anwesend und wurde von der Poli-
zei verhaftet.
Die Vorerhebungen gegen die Wirtin 
Doris Öhri wurden aber bereits En-
de November wieder eingestellt, wie 
aus einem Schreiben der Staatsan-
waltschaft hervorgeht, das der Land-
gasthof Rössle am Donnerstag den 
Medien zustellte. Das heisst, der An-

fangsverdacht der Staatsanwalt hat 
sich nicht erhärtet.

Zahlreiche Vorwürfe
Beigefügt hat der Landgasthof zu-
dem eine längere Pressemitteilung, 
in welcher zahlreiche Vorwürfe ge-
gen Polizei, Behörden und Regie-
rung erhoben werden. So wird di-
versen Personen bzw. Institutionen 
unterstellt, kriminell gehandelt zu 
haben. Dies zu prüfen, wäre wohl 
Angelegenheit eines Gerichts.
Auch gegen die lokalen Medien wird 
in einem Rundumschlag ausgeholt. 
Die Rede ist von einer angeblichen 
«Verleumdungskampagne». So seien 
die Rösslewirte von den Medien als 
«Reichsbürger», «Staatsverweige-
rer» und «Nazis» bezeichnet wor-
den, was nachweislich falsch ist. 
Dem «Volksblatt» ist jedenfalls kein 

Medium in Liechtenstein bekannt, 
das jemals einen dieser Begriffe mit 
Bezug auf die Wirtefamilie des 
Landgasthofs Rössle verwendet hät-
te.  (red)

Der Traditionsbetrieb Landgasthof Rössle in Ruggell ist seit Ende November wieder geöff net. (Archivfoto: Paul Trummer)

Erwachsenenbildung
Barfussworkshop: 
Stärkung unseres 
Fundaments
ESCHEN Barfusslaufen ist die natürli-
che Fussref lexzonenmassage. Der 
ganze Körper, all unsere Organe wer-
den aktiviert und mobilisiert. Wir 
trainieren gezielt unsere Fussmusku-
latur, Gelenke und Bänder durch 
spezielle Übungen und lernen das 
richtige Gehen. Die Zehenbeweglich-
keit und Sensorik der Füsse werden 
aktiviert, Schmerzen gelindert und 
die natürliche Körperhaltung verbes-
sert. Der Kurs 7A06 unter der Lei-
tung von Ulrike Geiger beginnt am 
Donnerstag, den 27. Januar (von 8.30 
bis 9.40 Uhr), in der Primarschule in 
Eschen. Anmeldung und Auskunft 
bei der Stein Egerta in Schaan (Tele-
fonnummer: 232 48 22; E-Mail-Adres-
se: info@steinegerta.li).  (pr)
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FBP Senioren
Seniorennachmittag
Wann
Mittwoch, 2. Februar, 
15 bis 18 Uhr

Wo
Kleiner Saal, SAL, Schaan

Was
Beim «Jahrestreffen der FBP 
Senioren» wird – neben der 
musikalischen Umrahmung 
durch die Seniorenmusik – 
Doris Frick ein Referat über 
die «Erfolgsgeschichte Zoll-
vertrag» halten. Die Bürger-
partei offeriert im Anschluss 
einen kleinen Imbiss. 
Wir freuen uns auf einen ge-
selligen Nachmittag in gemüt-
licher Runde. Aus organisato-
rischen Gründen bitten wir 
um eine Anmeldung entweder 
via E-Mail an info@fbp.li oder 
per Telefon an 237 79 40 bis 
30. Januar.

Zeitplan der Veranstaltung
 14.30 Uhr: Türöffnung

 15 Uhr: Beginn 

 16.15 Uhr: Ende offizieller Teil

 18 Uhr: Ende der Veranstaltung

Kontakt
E-Mail: info@fbp.li
Internet: www.fbp.li

LIECHTENSTEIN

FBP-TERMINE

Erwachsenenbildung
Führung im 
Landtagsgebäude
VADUZ Im Spannungsfeld von direk-
ter Demokratie und Monarchie: In 
der Kurswoche eröffnet Erbprinz 
Alois den Landtag. Diese Führung 
bietet eine gute Gelegenheit, mehr 
zu diesem Anlass und zum politi-
schen System Liechtensteins zu er-
fahren. Beim Rundgang im Hohen 
Haus sehen Sie, mit welch hand-
werklicher Präzision und architek-
tonischem Können das Haus gebaut 
wurde. Der Kurs 3A01 unter der Lei-
tung von Leander Schädler findet 
am Montag, den 24. Januar, von 
18.30 bis 19.30 Uhr im Landtagsge-
bäude in Vaduz statt. Anmeldung 
und Auskunft bei der Stein Egerta 
(Telefonnummer: 232 48 22; E-Mail-
Adresse: info@steinegerta.li).  (pr)

Haus Gutenberg
Im Sog der
«Plandemie» –
Verschwörungs-
glaube und Esoterik
in der Coronakrise
BALZERS Von der Anastasia-Bewe-
gung bis zu QAnon: Rechte Esoteri-

ker gewinnen im-
mer mehr Zulauf. 
Der Weltanschau-
ungsexperte Mat-
thias Pöhlmann, 
exzellenter Ken-
ner der Szene, 
nennt die histori-
schen Wurzeln 
und zeigt: Was 
auf den ersten 

Blick als harmlose Spinnerei er-
scheint, birgt immensen gesell-
schaftlichen Sprengstoff.  (pr)

Über den Vortrag
 Referent: Matthias Pöhlmann (Foto)

 Termin: 26. Januar, 19 Uhr

 (Kosten-)Beitrag: 20 Franken (Abendkasse)

 Wir bitten um Anmeldung. 

 Eine Veranstaltung der Reihe «Ethik-
Forum-Plus», die unterstützt wird von

der Gedächtnisstiftung Peter Kaiser.

Günther Boss zur Neuordnung 
des Staatskirchenrechts
Orientierung Unter dem Titel «Wie geht es weiter mit Kirche und Staat» blickte Theologe Günther Boss auf die Versuche 
zurück, deren Verhältnis neu zu ordnen. Er ging unter anderem darauf ein, dass die Bestrebungen bereits mindestens 
30 Jahre andauern, betonte aber auch, dass ihm die römisch-katholische Kirche dabei zu sehr im Mittelpunkt steht.

VON HERIBERT BECK

«Die Diskussion um 
die Trennung von 
Kirche und Staat ist 
für mich wie eine 

Wellenbewegung. Es gibt Zeiten der 
Ebbe, in denen sich gar nichts tut. 
Derzeit scheint aber eine Zeit der 
Flut anzustehen. Denn 2023 wird 
Erzbischof Wolfgang Haas dem 
Papst seinen Rücktritt anbieten 
müssen», sagte Günther Boss zum 
Einstieg in seinen Vortrag. Dies füh-
re zu einer Debatte über die Zukunft 
des Erzbistums, die in eine Rück-
führung zum Bistum Chur münden 
könnte oder in eine Nachfolgelö-
sung für Erzbischof Haas. Mit Kritik 
am von ihm selbst vor einigen Ta-
gen als möglicher neuer Erzbischof 
ins Spiel gebrachten Priester und 
habilitierten Kirchenrechtler Mar-
tin Grichting sparte Günther Boss 
nicht – und zeigte gleich zu Beginn 
auf, dass der Vortrag zwar abwechs-
lungsreich, aber nicht ganz neutral 
werden wird.

Glaubensgemeinschaften im Blick
Der Rückblick auf die vergangenen 
rund 30 Jahre der Debatte um die 
Trennung von Kirche und Staat 
stand unter der Prämisse, dass 
«zwar viel passiert ist, sich aber 
nichts geändert hat», so Boss. Keiner 
der politischen Entwürfe habe sich 
durchsetzen können. Dass er selbst 
in diese Entwürfe nie direkt invol-
viert gewesen sei, erlaube ihm eine 
grosse Unabhängigkeit. «Erstaunli-
cherweise bin ich nie angefragt wor-
den», sagte Boss. Denn seiner An-
sicht nach gehe es nicht um die 
Trennung von Kirche und Staat, son-
dern um das Thema Religionen und 
Staat. «Man diskutiert immer über 
die römisch-katholische Kirche, 

doch wir haben in Liechtenstein 
auch Muslime und Protestanten.» 
Folglich sprächen Juristen und die 
Regierung inzwischen vom Religi-
onsrecht, welches das Verhältnis des 
Staates zu allen Gemeinschaften reg-
le.

Die Verflechtung von Land und Kir-
che sei ohnehin relativ einfach zu lö-
sen. Nur zwei Artikel in der Verfas-
sung seien betroffen, und die finan-
ziellen Zuwendungen des Landes be-
liefen sich auf lediglich 300 000 
Franken pro Jahr. Währenddessen 

zahlten die Gemeinden für Pfarrer- 
und Mesmergehälter, Kirchenreini-
gung, Pfarrhäuser, Heizkosten und 
einiges mehr rund 10 Millionen 
Franken jährlich. «Die Investitions-
kosten für Kirchengebäude kommen 
noch hinzu», sagte Boss. Dies sei ju-
ristisch derzeit einwandfrei, da es 
auf gültigen Rechtstiteln, teils aus 
dem 19. Jahrhundert, beruhe, mache 
eine Revision des Verhältnisses zwi-
schen Staat und Kirche aber drin-
gend nötig. «Denn heute finanziert 
jeder Steuerzahler die römisch-ka-
tholische Kirche mit.»

Was Katholiken gerne gehabt hätten
Der Landesfürst befürworte seit 
Jahrzehnten eine Trennung von Kir-
che und Staat und eine Spendenfi-
nanzierung nach dem sogenannten 
amerikanischen Modell. Genau wie 
die kleineren Glaubensgemeinschaf-
ten bevorzugt Günther Boss aber die 
Mandatssteuer. «Dies schafft mehr 
Planungssicherheit.»
Von den drei fundierteren Vorschlä-
gen zur Trennung von Kirche und 
Staat der vergangenen 25 Jahre – dem 
Bistumsvertrag, den die Regierung 
Frick ausgearbeitet hat, dem Ver-
nehmlassungsbericht, den die Regie-
rung Otmar Hasler Ende 2008 prä-
sentierte, und der verkürzten Versi-
on der Regierung Tschütscher – gibt 
Günther Boss dem Vernehmlassungs-
bericht von 2008 klar den Vorrang. 
Ein Konkordat sei ohnehin keine Lö-
sung, da dessen Inhalt von Rom dik-
tiert werde. «Was wir Katholiken ger-
ne gehabt hätten, bekommt man gar 
nicht über ein Konkordat», sprach 
der Referent offenbar für alle Katho-
liken des Landes. Der Rückblick en-
dete mit dem Sommer 2021, als Re-
gierungschef Daniel Risch ankündig-
te, Kirche und Staat «noch in dieser 
Legislatur aufs Tapet zu bringen».

Theologe Günther Boss sprach am Donnerstagabend im Kloster St. Elisabeth 
über das Verhältnis zwischen Kirche und Staat. (Foto: Michael Zanghellini)

Debatten in der 
Fortpfl anzungsmedizin
Vortrag Im Rahmen der 
Vortragsreihe «Podium 
Recht» widmete sich die 
Private Universität im Fürs-
tentum Liechtenstein gestern 
in einer Onlineveranstaltung 
dem Thema «Fortpflanzungs-
medizin: Aktuelle Rechtsfra-
gen und Debatten in Deutsch-
land». Es referierte Prof. Dr. 
Gunnar Duttge.

VON MIRIAM LÜMBACHER

Unfruchtbarkeit ist ein ernsthaftes 
Problem moderner Gesellschaft. 
Prof. Dr. Gunnar Duttge – Abteilung 
für strafrechtliches Medizin- und 
Biorecht an der Georg-August-Uni-
versität Göttingen – sieht das Thema 
als generellen Wachstumsbereich 
mit der steigenden Zahl der künstli-
chen Befruchtung oder Social Free-
zing, was einer «wachsenden Be-
liebtheit entspricht». «Was ist nun 
das rechtliche beziehungsweise ethi-
sche Problem?», fragt sich der Refe-
rent. «Man könnte argumentieren, 
wir haben ja Bedarf. Vollziehen wir 
doch, was in der Gesellschaft ge-
wünscht ist.»

Eine Reihe von Verboten
Im Fokus der aktuellen Debatte steht 
das Embryonenschutzgesetz, wel-
ches eine Reihe von Verboten regelt. 
«Entscheidendes Ziel des Entwurfs 
ist es, jeder Manipulierung mensch-
lichen Lebens bereits im Vorfeld zu 

begegnen.» Zentrale Inhalte umfas-
sen das Verbot der Embryonenfor-
schung beziehungsweise Erzeugung 
zu fremden Zwecken, der Eizellen-
spende, der Ersatzmutterschaft, der 
Erzeugung überzähliger Embryonen 
(Dreier-Regel), der Geschlechtswahl, 
der Präimplantationsdiagnostik, der 
Post-Mortem-Befruchtung, Eingriffe 
in Erbinformationen sowie Chimä-
re/Hybridbildung. 

Kontroverse Debatten
Doch zu vielen dieser Verbote be-
stehen Kontroversen, auf die Prof. 
Dr. Duttge im Onlineseminar näher 
einging: So unter anderem beim 
Thema Eizellenspende. «Die Vor-
schrift will verhindern, dass es zu 
einer sogenannten gespaltenen 
Mutterschaft kommt, bei der aus-
tragende und genetische Mutter 
nicht identisch sind», erläutert Prof. 
Dr. Duttge die Argumentation des 
Gesetzgebers. Dieser vermute, dass 
die eigene Identitätsfindung des 
Kindes wesentlich erschwert sein 
würde, da sowohl genetische als 
auch austragende Mutter dessen 
Existenz bedinge. «Es sind keine 
nachteiligen Wirkungen für Kinder 
belegt, auch wenn man es nicht 
gänzlich ausschliessen kann», be-
schreibt Prof. Dr. Duttge die heutige 
Auffassung. Diese erkenne zwar die 
erhöhten Risiken für den Schwan-
gerschaftsverlauf an (Präeklamp-
sie), betone aber gleichermassen 
die Selbstbestimmung. Zudem be-
stehe eine Ungleichbehandlung ge-
genüber der Samenspende («War-
um darf der Mann Samen spenden, 
die Frau aber keine Eizelle?»), und 

auch der internationale Vergleich 
ist von Relevanz, da Eizellenspende 
in etlichen Ländern erlaubt sei 
(Stichwort «Reproduktions-Touris-
mus»). Der Punkt der Eizellenspen-
de im Embryonenschutzgesetz wer-
de heute angefochten, so der Exper-
te.

Kritische Betrachtung wichtig 
Prof. Dr. Duttge betrachtet es als na-
heliegend, dass es beim Embryonen-
schutzgesetz in Zukunft auf punktu-
elle Änderungen hinauslaufen wird 

sowie Beurteilung in Einzelfällen. Er 
empfiehlt ausserdem, die Aspekte 
von beiden Seiten kritisch zu be-
trachten und «das Kind nicht mit 
dem Bade auszuschütten». «Ist es 
wirklich so, dass die Freiheit nur po-
sitive Seiten hat, oder könnte es 
auch sein, dass es Schattenseiten 
gibt?», stellt er als offene Frage in 
den Raum und schliesst seinen Vor-
trag mit dem Zitat von Kant: «Was 
kann ich wissen, was soll ich tun, 
was darf ich hoffen, was ist der 
Mensch?»

Die In-Vitro-Fertilisation oder zu deutsch künstliche Befruchtung ist wohl 
das bekannteste Beispiel aus der Fortpfl anzungsmedizin. (Foto: Shutterstock)
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OLYMPISCHE WINTERSPIELE 

Sportministerin reist nicht 
nach Peking 

In knapp zwei Wochen werden die 
Olympischen Winterspiele in 
Peking eröffnet. Sportministerin 
Dominique Hasler, aber auch 
Regierungschef Daniel Risch 
werden der Eröffnungsfeier fern-
bleiben. Die aktuellen Ereignisse 
rund um Corona mit umfangrei-
chen Isolationsvorschriften in 
China machen es unmöglich, die 
Sportler vor Ort zu unterstützen. 

«RÖSSLE» RUGGELL 

Ermittlungen gegen Wirtin 
eingestellt 

Nachdem der international ge-
suchte Deutsche Carl-Peter Hof-
mann während eines Polizei-Ein-
satzes beim «Rössle» in Ruggell 
verhaftet wurde, ermittelte die 
Liechtensteiner Staatsanwalt-
schaft auch gegen dessen Wirtin 
Doris Öhri. Der Verdacht der 
Staatsanwaltschaft: Vergehen der 
staatsfeindlichen Bewegung. 
Bereits Ende November wurde das 
Verfahren eingestellt, wie die 
Wirtefamilie in einem Schreiben 
an die Medien bekannt gab.  

PARALLELGESELLSCHAFT 

«Radikalisierung nie ganz 
ungewollt» 

Eine eigene Regierung, eigene 
Krankenkasse, eigene Verwaltung: 
Massnahmenkritiker wünschen 
sich teilweise eine ihrer Meinung 
nach bessere zweite, abgespaltene 
Gesellschaft. Christian Frommelt, 
Direktor des Liechtenstein Instituts, 
führt im Interview aus: «Eine 
zweite Regierung lässt sich nicht 
installieren. Das ist eine abstruse 
Vorstellung.» Er findet, dass politi-
sche Bildung und eine aktive öffent-
liche Debatte dabei helfen, dass 
sich weniger Bürger radikalisieren.  

LANDTAGSAUFLÖSUNG 

Massnahmengegner wollen 
Landtag auflösen 

Werner Stocker, bekannter Mass-
nahmengegner, findet: «Wir 
können dieser Politik der Ignoranz 
und Untätigkeit nicht länger 
zuschauen.» Deshalb will er 
zusammen mit den Mitstreitern 
Roland Rick, Johannes Illic und 
Simon Jonas Meier eine Volksinia-
tive lancieren. Damit solle geklärt 
werden, ob der Landtag in der 
aktuellen Zusammensetzung noch 
eine Daseinsberechtigung habe. 
Wird die Iniative von der Regie-
rungskanzlei genehmigt, müssen 
erst einmal 1500 Unterschriften 
gesammelt werden.  

INITIATIVE: KAUM GEGENLIEBE 

Nur MiM unterstützt  
das Vorhaben 

Die Parteien sind sich fast einig 
und halten nicht besonders viel 
von der Idee, den Landtag abzu-
setzen. DU-ler Pio Schurti macht 
klar: «Wirre Verschwörungstheo-
retiker nutzen unser direktdemo-
kratisches System aus.» Und 
obwohl zwei der DpL-Mitglieder 
beim Initiativteam dabei sind, 
stellt deren Präsident Thomas 
Rehak klar: «Mit der Initiative 
haben wir nichts zu tun.» 

NEUE PARTEIEN HABEN ES SCHWER 

Unselbstständige  
Kleinbauern, CSP und ÜLL 

Zwar war die Auswahl an Parteien 
mit der neu gegründeten «Mensch 
im Mittelpunkt» noch nie so gross, 
aber neue Kleinparteien hatten es 
bisher schwer, sich zu etablieren. 
Allein in den letzten 70 Jahren 
verschwanden drei Parteien nach 
kleinen Erfolgen wieder sang- und 
klanglos. Darunter die Kunsthaus-
Gegner-Partei ÜLL und die ersten 
«Grünen», die CSP. (js)

Regierungsrätin Dominique Hasler spricht bei der Lancierung. IKR

HUMANITÄRE HILFE, ABER NACHHALTIGER 

Neuer Fonds lanciert 
Das Internationale Komitee des Roten Kreuzes (IKRK) ist in vielen 
Ländern mit humanitären Projekten tätig. Oftmals werden in Ländern, 
die von Umwelt- und Kriegskatastrophen bedroht sind, beispielsweise 
umweltschädliche Dieselgeneratoren eingesetzt. Der neu lancierte 
Fonds soll Gelder beisteuern, um zum Beispiel Sonnenkollektoren zu 
finanzieren und so den CO2-Fussabdruck um 50 Prozent zu reduzieren.

...Freitag 28.01.
in St. Gallen!

Abend der Treppe
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hin angespannte Lage in den 
Schweizer Spitälern erlaubt keine 
Aufhebung der derzeitigen Be-
schränkungen.» 

NOCH EINE VOLKSINITIATIVE 

Rentner sollen von 
Franchise befreit werden 

Der Vorstoss der DpL scheiterte 
vergangenen September im 
Landtag, aufgeben wollen sie 
trotzdem nicht. Nun soll eine 
Volksinitiative dazu führen, dass 
Rentner von der Krankenkassen-
Franchise befreit werden. So 
sollen Ende des Jahres 500 Fran-
ken mehr auf dem schmalen 
Pensionistenkonto bleiben. DpL-
Präsident Thomas Rehak: «Jetzt 
ist der richtige Zeitpunkt für die 
Initiative.»

VERLÄNGERUNG DER MASSNAHMEN 

2G-Pflicht bleibt bis 
Ende Februar 

Nachdem der Schweizer Bundes-
rat entschieden hat, dass die 2G-
Regel bis Ende März verlängert 
wird, hat auch unsere Regierung 
nachgezogen. In Liechtenstein 
bleibt die 2G-Pflicht für Gastro-
nomie-, Kultur- und Freizeitbetrie-
be sowie Veranstaltungen bis zum 
28. Februar bestehen. Auch die 
Maskentragepflicht in öffentlich 
zugänglichen Innenräumen und 
Verkehrsmitteln für Personen ab 
sechs Jahren bleibt weiterhin 
festgeschrieben. Die Regierung 
begründet diesen Schritt: «Die 
aktuelle Situation mit rekord-
hohen Fallzahlen sowie die weiter-

Thomas Rehak: «Wir handeln, die 
anderen reden nur.»  TATJANA SCHNALZGER

ANZEIGE

Christian Frommelt, Forschungleiter 
Politik am Institut. TATJANA SCHNALZGER

Das Wahlprogramm der Christlich- 
sozialen Partei. AMT FÜR KULTUR
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Nach dem Tief stabilisiert sich die Lage 
Die Anzahl der Organspenden und Transplantationen hat 2021 wieder zugenommen. Davon konnten auch Liechtensteiner Patienten profitieren. 

Julia Kaufmann 
 
Swisstransplant, die Schweize-
rische Nationale Stiftung für 
Organspende und Transplanta-
tion, blickt auf ein herausfor-
derndes Jahr 2021 zurück. Die 
Coronapandemie belastete das 
ohnehin stark beanspruchte 
Fachpersonal auf den Intensiv-
stationen in Wellen. Und trotz-
dem hat die Stiftung Erfreuli-
ches zu berichten: Nach dem 
pandemiebedingten Tief an Or-
ganspenden und Transplanta-
tionen 2020 konnten sich die 
Zahlen im vergangenen Jahr in 
Liechtenstein und der Schweiz 
wieder auf dem Vor-Pandemie-
Niveau stabilisieren und die  
Organspendeprogramme damit 
beinahe lückenlos aufrechter-
halten werden. Grund dafür 
sind gemäss Swisstransplant 
«der grosse Einsatz der Fach-
personen für Organspende auf 
den Intensivstationen und die 
Organspendesensibilisierung in 
der Bevölkerung». 

Drei Liechtensteiner  
Patienten erhielten Organe 
Im gesamten Jahr 2021 haben 
166 verstorbene Personen ihre 
Organe gespendet – dies sind so 
viele wie noch nie in einem Jahr. 
Spendende verstorbene Perso-
nen, die in Liechtenstein wohn-
haft sind, gab es im vergange-

nen Jahr laut Swisstransplant 
nicht. Doch von den 484 Orga-
nen, die 2021 von verstorbenen 
Personen in der Schweiz ge-
spendet wurden, konnten drei 
Organe an Patienten aus Liech-
tenstein transplantiert werden. 
Zwar wurden im Vergleich zu 

2020 im vergangenen Jahr  
25 Organe mehr transplantiert, 
dennoch bewegt sich die An-
zahl der Transplantationen 
nach wie vor unter dem Niveau 
vor der Coronapandemie. Zum 
Vergleich: In den Jahren 2018 
und 2019 lagen die Zahlen bei 

508 respektive 501 transplan-
tierten Organen. 

Am häufigsten wurden im 
vergangenen Jahr – wie schon in 
den Vorjahren – Nieren (243) 
transplantiert. Gefolgt von Le-
bern (148), Lungen (42) und 
Herzen (33). Pankreas (17) und 

der Dünndarm (1) bilden abge-
schlagen das Schlusslicht. Wäh-
rend 2021 insgesamt 22 Organe 
vom Ausland in die Schweiz im-
portiert wurden, wurden mit 21 
fast gleich viele von verstorbe-
nen Personen aus der Schweiz 
exportiert. Diese Organe wur-
den an Empfänger in europäi-
schen Ländern wie Deutsch-
land, Frankreich, Italien, Spa-
nien und Grossbritannien 
zugeteilt, weil in der Schweiz 
kein passender Empfänger ge-
funden werden konnten. Wie 
Swisstransplant erklärt, handel-
te es sich dabei um Herzen, 
Lungen, Lebern, Nieren und 
Pankreas.  

Situation für Menschen auf 
Warteliste ist angespannt 
Die Zahl der Menschen auf der 
Schweizer Warteliste für ein le-
bensrettendes Organ ist mit 
1434 weiterhin hoch. Darunter 
waren Ende 2021 auch sieben 
Patienten aus Liechtenstein, 
die auf ein passendes Spender-
organ warteten. Zum Vergleich: 
Im Vorjahr waren es insgesamt 
1457 Patienten aus Liechten-
stein und der Schweiz und  
2019 1415 Personen, die auf der 
Warteliste standen. Während 
des vergangenen Jahrs starben 
72 Personen auf der Warteliste 
für ein passendes Organ. 2020 
waren es ebenfalls 72 und im 

Jahr zuvor 46 Patienten. Franz 
Immer, Direktor von Swiss-
transplant, betont: «Die lange 
Warteliste führt dazu, dass Pa-
tientinnen und Patienten erst 
sterbenskrank werden müssen, 
bevor sie auf der Warteliste ge-
nügend weit oben sind, um 
transplantiert zu werden. Das 
ist aus medizinischer Sicht alles 
andere als optimal, menschen-
unwürdig und eine Qual für alle 
Betroffenen.» Des Weiteren 
gibt er zu bedenken, dass rund 
dreimal mehr Menschen auf ein 
Organ warten, als Organe ver-
fügbar sind. 

Ein erster Schritt, um nach 
dem Tod selbst als Organspen-
der in Frage zu kommen, ist der 
Eintrag im nationalen Organ-
spenderegister, das von Swiss-
transplant am 1. Oktober 2018 
lanciert wurde und in dem sich 
sowohl Personen aus der 
Schweiz wie auch aus Liechten-
stein registrieren können. Per 
Ende 2021 waren laut Swiss-
transplant 132 170 Personen im 
Spenderegister eingetragen. 
Davon stammten 473 aus 
Liechtenstein, was 1,45 Prozent 
der Gesamtbevölkerung des 
Landes entspricht. «Erfreulich 
ist, dass für das vergangene 
Jahr eine Zunahme von 52 Per-
sonen aus Liechtenstein zu ver-
zeichnen ist», ergänzt Swiss-
transplant.

Ende 2021 warteten 1434 Menschen auf ein lebensrettendes Organ. Darunter 7 aus Liechtenstein. Bild: pd

Kommentar 

Warum es so schwer fällt, euch ernst zu nehmen 

Liebe Coronademonstranten 

Heute zieht ihr zum 16. Mal auf 
den Peter-Kaiser-Platz. Das ist 
euer gutes Recht. Schliesslich 
sind wir eine Demokratie und 
keine Diktatur, wie einige von 
euch trotzdem immer noch 
behaupten. Ihr werdet tenden-
ziell nicht mehr, sondern 
immer weniger. Dies mag am 
kalten Wetter liegen oder auch 
an euren Inhalten. 

Ihr fordert seit Beginn eurer 
Kundgebungen einen Dialog 
mit der Politik und wundert 
euch, dass dieser nicht stattfin-
det. Dann lohnt es sich viel-
leicht auch für euch, euch 
nochmals mit euren Inhalten 
zu befassen. Jeden Montag das 
gleiche Programm. An euren 
Demonstrationen wurde die 
Regierung als «Kriegsverbre-
cher» und «Psychopathen» 
betitelt. Die Landtagsabgeord-
neten als nutzlose Taugenicht-
se, welche das korrupte und 

menschenverachtende Krisen-
management der Regierung 
gutheissen. Wissenschaftler 
und Ärzte, die sich für die 
Impfung aussprechen, wurden 
von Rednern als «Pharma-
schlampen» bezeichnet. Und 
die letzte Woche gab es für die 
Schulen noch das unsägliche 
Prädikat «Pädophilenverein». 
Dies ganz abgesehen von den 
offenen und unterschwelligen 
Nazivergleichen und Holo-
caustverharmlosungen und 
den Rednern, welche den Staat 
und die Demokratie am liebs-
ten ganz abschaffen würden. 

Kein Redner wurde vom Mo-
derator zurückgepfiffen – ganz 
im Gegenteil – und keiner 
wurde von euch ausgebuht. 
Nein, solche Ausfälligkeiten 
wurden noch beklatscht und 
teilweise bejubelt. Es ist 
schwer vorstellbar, dass alle 
von euch so denken. Wer sich 
aber jeden Montag auf den 
Peter-Kaiser-Platz stellt, muss 

davon ausgehen, dass er in den 
gleichen Topf geworfen wird. 
Zumindest sollte aber jedem 
klar sein, dass so ein Dialog auf 
Augenhöhe auch mit dem 
besten Willen schwierig bis 
unmöglich wird. 

Und auch eure Alternativvor-
schläge im Umgang mit der 
Pandemie waren bisher dürftig 
oder konnten zumindest nicht 
als konstruktiv bezeichnet 
werden. Ihr seid grundsätzlich 
gegen alle Massnahmen. Von 
vielen wurde das Coronavirus 
generell in Frage gestellt und die 
weltweite Krise verschwörerisch 
als «Plandemie» bezeichnet. 
Und die Impfung gegen das 
Virus ist entweder eine Genthe-
rapie, ein Menschenversuch 
oder die Giftspritze, die alle 
töten wird. All dies ist weder 
sehr rational, noch lässt es sich 
wissenschaftlich erhärten. 
Wenn von 100 Wissenschaft-
lern oder Medizinern einer eine 
andere Meinung vertritt, dann 

stützt ihr euch lieber auf den 
einen. Das kann man natürlich 
machen. Aber man darf dann 
nicht erwarten, dass dies sehr 
überzeugend ist. Wissen-
schaftsfeindlich dürfte es wohl 
eher treffen. 

Und wer sich die Massnahmen 
im Kampf gegen das Coronavi-
rus anschaut, muss feststellen, 
dass der Weg, den Liechtenstein 
und die Schweiz gewählt haben, 
ein guter Mittelweg war, wel-
cher mit vergleichsweise weni-
gen Einschränkungen auskam. 
Selbstverständlich war auch 
dies nicht angenehm – egal ob 
geimpft oder nicht – und nicht 
alle Entscheidungen waren 
immer logisch. Deshalb muss 
eine Aufbereitung und Analyse 
nach Bewältigung dieser Krise 
stattfinden, um für kommende 
Ereignisse die entsprechende 
Lehren daraus zu ziehen. Übri-
gens etwas, was der Landtag 
bereits im Herbst 2020 be-
schlossen hat. 

Diese Zeit der Aufarbeitung 
scheint derzeit näherzukom-
men. Jedenfalls gibt es Hoff-
nung, dass die Pandemie bald 
ein Ende hat. Deshalb wäre es 
wünschenswert, wenn ihr 
Montags aber auch in den 
sozialen Medien verbal abrüs-
ten würdet. «Die Gesellschaft» 
wurde nicht gespalten. Ihr habt 
euch von der Mehrheit abge-
wandt. Auch dies ist einer 
Demokratie völlig legitim, 
solange der Anstand gewahrt 
wird und es nicht zu strafrecht-
lich relevanten Äusserungen, 
Drohungen oder gar Taten 
kommt. 

Aus diesem Grund ist es grund-
sätzlich begrüssenswert, wenn 
nun die direktdemokratischen 
Mittel von euch ergriffen 
werden. Sei es nun der erneute 
Normenkontrollantrag beim 
Staatsgerichtshof oder die 
Volksinitiative zur Absetzung 
des Landtags. Der Staatsge-
richtshof kann damit überprü-

fen, ob die Einführung der 2G-
Pflicht und die Maskenpflicht 
ab 6 Jahren mit der Verfassung 
vereinbar sind. Sollte er, wie 
schon bei der Überprüfung der 
3G-Pflicht, zum Schluss kom-
men, dass dies so ist, dann ist 
dies zu akzeptieren. Und wenn 
wirklich 1500 Stimmberechtig-
te der Meinung sind, dass der 
Landtag seiner Pflicht in der 
Coronakrise nicht nachgekom-
men ist, dann kann darüber 
abgestimmt werden. Aber 
spätestens nach einem Verdikt 
des Volkes solltet ihr endgültig 
akzeptieren, dass ihr nicht nur 
montags in der Minderheit 
seid.

 

Patrik Schädler 
«Vaterland»-Chefredaktor

INSERATESCHLUSS
Ausgabe Fr / Sa: Donnerstag, 8 Uhr
Ausgabe Di (GA): Montag, 8 Uhr

Vaduzer Medienhaus AG
Lova Center, 9490 Vaduz
Telefon +423 236 16 63
Email inserate@medienhaus.li

STELLEN ONLINE UNTER
www. liechtensteinjobs.li

ANZEIGE
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Beförderungen 
Allgemeines Treuunternehmen Vaduz 

Die Geschäftsleitung des Allgemeinen Treuun-
ternehmens gratuliert zu den Beförderungen per 
1. Januar 2022: 
 
Prokurist 
• Simon Hellekalek, Altach 
 
Handlungsbevollmächtigte 
• Alexander Amann, Vaduz 
• Frederick Blackford, Schaan 
• Tanja Blumenthal-Kind, Ruggell 
• Sara Kunz, Flumserberg Tannenbodenalp 
 
Den Gratulationen der Firmenleitung schliesst 
sich das «Liechtensteiner Vaterland» gerne an.

«Mausi» übernimmt den Kioskbetrieb  
im Triesner Freizeitpark Blumenau 
Der Betrieb startet im Frühling an Mittwochnachmittagen und an den Wochenenden. 

Ein grosszügiger Pumptrack, 
zahlreiche Sportangebote und 
ein grosser Spielplatz: Die «neue 
Blumenau» kommt seit der Er-
öffnung im September gut bei 
der Bevölkerung an. Doch etwas 
fehlt vielen Besucherinnen und 
Besuchern: Ein Café oder ein 
Kiosk direkt neben dem Park. 
Das Bedürfnis nach einer Ver-
pflegungsmöglichkeit vor Ort 
wurde auch regelmässig bei der 
Gemeinde Triesen kundgetan.  

Diese entspricht nun dem 
Wunsch: Im kommenden Früh-
ling wird der Kioskbetrieb im 
Freizeitpark Blumenau aufge-
nommen. Der Gemeinderat 
habe einstimmig eine Verpach-
tung an «Mausi’s Marroni & Ge-
lati» von Peter Schädler geneh-
migt, heisst es in einer Mittei-
lung. Schädler, vielen besser 
unter dem Übernamen «Mausi» 
bekannt, verkauft im Sommer 
Softeis sowie im Herbst und 
Winter Marroni an diversen 
Standorten und Märkten im 
Land. Er hat sich gegen andere 
Interessenten durchgesetzt, die 
sich ebenfalls um die Pachtver-

gabe des Kioskbetriebs bewor-
ben hatten.  

Der Kiosk auf der Blumenau 
wird Anfang des zweiten Quar-
tals 2022 an Mittwochnachmit-
tagen sowie an den Wochenen-
den geöffnet sein. Für die 

Hauptsaison sind erweiterte 
Öffnungszeiten vorgesehen. 
«Als Verpächterin legt die Ge-
meinde Triesen besonderen 
Wert darauf, dass die Angebote 
auf die Zielgruppe der Besucher 
abgestimmt sind und auch eine 

familienfreundliche Preisgestal-
tung umgesetzt wird», heisst es 
in der Mitteilung.  

Gemeinderat war sich  
lange nicht einig 
Ob es im neuen Freizeitpark ei-
nen Kiosk braucht oder nicht, 
hat im Triesner Gemeinderat im 
vergangenen Jahr für Kontrover-
sen und lange Diskussionen ge-
sorgt. Einer der Knackpunkte 
war die Frage, wer denn für ein 
entsprechendes Angebot zu-
ständig sein soll. Zudem wurde 
diskutiert, ob ein zusätzliches 
Verpflegungsangebot sinnvoll 
ist, da der FC Triesen einige Me-
ter vom Freizeitpark entfernt 
bereits einen Kiosk betreibt.  

Eine Abstimmung, ob der 
Auftrag vergeben werden soll, 
fiel damals knapp aus: Fünf Ge-
meinderäte waren dafür, sechs 
dagegen. Aufgrund der grossen 
Nachfrage vonseiten des Publi-
kums wurde jetzt trotzdem zu-
gunsten eines Kiosks entschie-
den. 
 
Valeska Blank 

Peter Schädler alias «Mausi» verkauft im Winter Marroni und im  
Sommer Softeis. Bild: Tatjana Schnalzger

LAK kann Omikron-Welle 
bisher gut stemmen 
Beim Personal gab es zahlreiche Ausfälle, bei den Bewohnenden aber keine Infizierungen. 

Valeska Blank 
 
Die aktuelle Coronawelle, in 
der nun die Omikron-Variante 
dominiert, hält die Liechten-
steiner Arbeitgeber auf Trab: Es 
gibt wohl kein Unternehmen, in 
dem es in den vergangenen Wo-
chen nicht zu Personalausfällen 
im kleineren oder grösseren Stil 
gekommen ist – entweder er-
kranken die Mitarbeitenden 
selbst, oder sie müssen als enge 
Kontaktperson in Quarantäne.  

Auch bei der Liechtenstei -
nischen Alters- und Kranken-
hilfe (LAK) mit ihren Häusern 
in Triesen, Vaduz, Schaan, 
Eschen und Mauren macht sich 
die Omikron-Welle beim Perso-
nal bemerkbar. «Die Mitarbei-
tenden hat es getroffen», sagt 
Kurt Salzgeber, der den Bereich 
Pflege und Betreuung leitet. 
Von Oktober bis Dezember 
2021 zählte die LAK jeweils 
400 bis 500 Abwesenheitstage 
pro Monat; rund 100 bis 150 da-
von standen im Zusammen-
hang mit dem Coronavirus. Al-
lein gestern meldeten zwischen 
elf Mitarbeitende, dass sie we-
gen Isolation oder Quarantäne 
nicht zur Arbeit kommen kön-
nen. «Das ist viel, wir können es 
aber stemmen», so Salzgeber.  

Wenn es beim Personal eng 
wird, stützt sich die LAK auf ei-
nen vierstufigen Notfallplan. 
Dieser besteht seit Längerem 
und wurde jetzt, in der aktuel-
len Coronawelle, wieder akti-
viert. Die höchste Eskalations-
stufe, also Stufe vier, würde be-
inhalten, dass externe Hilfe 

rekrutiert werden müsste. Stufe 
drei bedeutet, dass Angestellte 
von einem Standort an den an-
deren verschoben werden. Die-
ser Schritt war beispielsweise 
Ende 2020, als die zweite Welle 
ihren Höhepunkt erreichte,  
nötig. Die Lage sei aber noch 
nicht so kritisch, dass man auf 
diese Massnahme zurückgrei-
fen müsse, so Salzgeber. 

«Seit November keine 
weiteren positiven Fälle» 
Anders als beim Personal sieht 
es bei den Bewohnerinnen und 
Bewohnern aus. Ende Novem-

ber 2021 waren vier Corona -
fälle im Eschner Alters- und 
Pflegeheim St. Martin und zwei 
Coronafälle im Haus St. Ma-
mertus in Triesen verzeichnet 
worden. Von der aktuellen 
Omikron-Welle sind die Be-
wohnenden aber bisher ver-
schont geblieben. «Wir hatten 
seit November glücklicher -
weise noch keine weiteren posi-
tiven Fälle», sagt der Pflegelei-
ter. Da sei sicher eine gute Por-
tion Glück im Spiel – aber die 
gute Situation liege sicher auch 
daran, dass das Schutzkonzept 
der LAK funktioniere und sich 

die Mitarbeitenden und die An-
gehörigen vorbildlich an die 
Schutz- und Hygienemassnah-
men halten. 

Vor den Weihnachtsfeier -
tagen wurde in der LAK eine 
generelle FFP2-Maskenpflicht 
eingeführt. Daran hält der Be-
trieb vorläufig fest. Die Mitar-
beitenden machen zweimal 
wöchentlich einen Coronatest; 
die Bewohnenden werden ge-
testet, wenn jemand Symptome 
aufweist. Ende Monat evaluiert 
der Krisenstab der LAK die Si-
tuation und entscheidet über 
etwaige Lockerungen.  

Wenn es beim Personal eng wird, stützt sich die LAK auf einen vierstufigen Notfallplan. Bild: D. Schwendener 

17. Holocaust-Gedenktag 

In Erinnerung an die Befreiung des Konzentra -
tionslagers Auschwitz-Birkenau am 27. Januar 
1945 organisiert die liechtensteinische Regierung 
den Gedenktag für die Opfer des Nationalsozia-
lismus entsprechend den aktuellen Schutzmass-
nahmen in hybridem Format. Der diesjährige Ge-
denktag ist der Problematik des zeitgenössischen 
Antisemitismus gewidmet und geht der Frage 
nach, wie wir der Verbreitung von Verschwö-
rungstheorien und dem Wiederaufflammen der 
Judenfeindlichkeit in unserer Gesellschaft begeg-
nen können. Im Rahmen der Veranstaltung wird 
die Thematik aus unterschiedlichen Perspektiven 
beleuchtet und insbesondere die Rolle der Schul-
bildung für die Prävention ins Zentrum gestellt. 

Die Regierung lädt alle zu einer virtuellen 
Teilnahme an diesem Anlass am Donnerstag, 
27. Januar, um 18 Uhr ein. Die Veranstaltung kann 
via Livestream auf der Website der Regierung 
(www.regierung.li) mitverfolgt werden. (ikr)

Aus dem «Hotel Paul’s» wird 
das «b_smart hotel Widnau» 
Das Hotel Paul’s sowie das ehemalige Restaurant 
Paul’s in Widnau erhalten einen neuen Eigentü-
mer sowie Betreiber. Der Hotelbetrieb wird ab 
dem 1. Februar nahtlos durch die B-Smart Selec-
tion übernommen. Nach einem Re-Styling der 
Gründerzeitvilla sowie weiteren Investitionen 
wird das «b_smart hotel Widnau» durch ein at-
traktives und umfassendes Angebot bestechen. 
Das bewährte Mitarbeiterteam wird übernom-
men. Die B-Smart Selection hat nun aktuell 15 
Übernachtungsbetriebe in Liechtenstein und der 
deutschsprachigen Schweiz. (pd)
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Endstand von gestern Abend: 4648 Teilnehmer. 
Jetzt mitmachen auf: www.vaterland.li

45 %

NEIN. Das wäre im Moment unverantwortlich.

55 %

JA. Wir brauchen Neuwahlen, um die  
Verhältnismässigkeit wiederherzustellen.

Umfrage der Woche 
Frage: Wenn an diesem Sonntag über 
eine Volksinitiative zur Auflösung  
des Landtags abgestimmt würde,  
was würden Sie in die Urne legen?
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Arzt im Dienst
Ärztlicher
Notfalldienst
Telefon +423 230 30 30

18 bis 22 Uhr
Dr. Christoph Ackermann
9495 Triesen

Ab 22 Uhr tel. Beratung durch 
Spital bzw. Dienstarzt in Pikett.

Leserfoto des Tages

Faszinierender Blick ins Tal

Das Foto stammt von Andrea Dubbelman. Es zeigt Triesen von oben und das nahe Rheintal. Ein Blick, in dessen Genuss Besucherinnen und Besucher der Triesner 
Kapelle St. Mamerta kommen. Vielen Dank für die Einsendung. Weitere Fotos für diese Rubrik sind erwünscht (redaktion@volksblatt.li). (Text: red; Foto: A. Dubbelman)

17. Holocaust-Gedenktag 
Verschwörungs-
theorien befeuern
Antisemitismus
VADUZ In Erinnerung an die Befrei-
ung des Konzentrationslagers Ausch-
witz-Birkenau am 27. Januar 1945 or-
ganisiert die Regierung den Gedenk-
tag für die Opfer des Nationalsozialis-
mus entsprechend den aktuellen 
Schutzmassnahmen in hybridem 
Format. «Der diesjährige Gedenktag 
ist der Problematik des zeitgenössi-
schen Antisemitismus gewidmet und 
geht der Frage nach, wie wir der Ver-
breitung von Verschwörungstheo-
rien und dem Wiederauff lammen 
der Judenfeindlichkeit in unserer Ge-
sellschaft begegnen können», heisst 
es in der Aussendung des Ministeri-
ums für Äusseres, Bildung und Sport. 
Im Rahmen der Veranstaltung wird 
demnach die Thematik aus unter-
schiedlichen Perspektiven beleuch-
tet und insbesondere die Rolle der 
Schulbildung für die Prävention ins 
Zentrum gestellt. Die Regierung lädt 
hiermit ein zur virtuellen Teilnahme 
an diesem Anlass am Donnerstag, 
den 27. Januar, um 18 Uhr, via Live-
stream auf www.regierung.li, ein. 
 (red/ikr)

Geeignete Bauleitung für Neubau 
im zweiten Anlauf gefunden
Landesspital Nachdem 
das erste Ausschreibungs-
verfahren abgebrochen 
werden musste, war der 
zweite Anlauf erfolgreich. 
Baumanagement und Bau-
leitung übernimmt die F+G 
Ingenieure AG aus Vaduz.

Die Ausschreibungsverfah-
ren für das Baumanage-
ment und die Bauleitung 
des Spitalneubaus konnten 

im zweiten Anlauf erfolgreich abge-
schlossen werden, wie die Projekt-
verantwortlichen gestern mitteilten. 
Die Zuschläge hat die Firma F+G 
Ingenieure AG mit Sitz in Vaduz im 
Rahmen des Verhandlungsverfah-
ren erhalten, sie übernimmt in der 
Bauprojektphase ab Ende März die 
Verantwortung für das Baumanage-
ment. Während der Wettbewerbs- 
und Vorprojektphase des Neubau-
projekts wurde das Landesspital von 
der Firma Bau-Data AG unterstützt. 
Die Übergabe an den Auftragsgewin-
ner wird nun vorbereitet.

Zugeständnisse bei BIM-Kompetenz
Ursprünglich sollte das Ausschrei-
bungsverfahren bereits im vierten 
Quartal 2021 abgeschlossen werden, 
allerdings kam es Mitte November 
zu einem Abbruch des Verfahrens. 
Damals haperte es insbesondere an 
Erfahrungen bei der Anwendung 
der BIM-Methode (siehe Kasten). Es 
lagen zwar fünf Angebote liechten-
steinischer Unternehmen vor, sie er-
füllten die Anforderungen der BIM-
Methodik aber eben nicht zur Gän-
ze. «Somit musste gemäss Regelwerk 
zwingend eine negative Einschät-
zung dieses Kriteriums erfolgen, 
was unumstösslich zum Abbruch 
des Verfahrens geführt hat», erklär-
te Gesundheitsminister Manuel 
Frick im Dezember-Landtag.
Die Projektverantwortlichen haben 
das Vorgehen beim zweiten Verfah-
ren so angesetzt, dass daran auch 
die Firmen des ersten Ausschrei-
bungsverfahrens teilnehmen konn-
ten. Durch die Möglichkeit, sich ins-

besondere im Zusammenhang mit 
BIM-Kompetenz (Building Informati-
on Modelling) fachlich zu verstär-
ken, seien nun «sehr gute Bewer-
bungen» möglich gewesen. Die Nase 
vorne hatten die F+G Ingenieure. 
Dass nun der Auftrag doch noch im 
Land vergeben werden konnte, freut 
laut Mitteilung auch den Gesamtpro-
jektleiter Mirco Schweitzer.

Projektteam verstärkt
Bereits im Oktober 2021 wurde zu-
dem das interne Projektteam am 
Landesspital mit Marc Simmen ver-
stärkt. Simmen bringt gemäss Mit-
teilung fundierte Erfahrung im Pro-
jektmanagement von Grossbauten 
im Gesundheitswesen mit. So konn-
te er unter anderem die Realisierung 
des grossen ambulanten Zentrums 
des Universitätsspitals Zürich (USZ – 
The Circle) am Flughafen Zürich 
über alle Bauphasen hinweg mass-
geblich prägen und mitgestalten.
Die Projektverantwortlichen arbei-
ten ausserdem mit der Uni Liechten-
stein zusammen. Die Möglichkeit, 
vom «Praxisfeld» und somit von Re-
aldaten eines sehr komplexen Pla-
nungs- und Bauvorhabens bzw. vom 
vorhandenen wissenschaftlichen 
Wissen einer Universität profitieren 
zu können, stand dabei im Zentrum.

Studierende des Masterlehrgangs in 
Wirtschaftsinformatik haben sich 
mit der Fragestellung «Spital der Zu-
kunft – Digitalisierung – IoT Techno-
logie» auseinandergesetzt und eine 
Arbeit inklusive konkreter Empfeh-
lungen in Bezug auf die Nutzung 
neuer Technologien abgegeben. 
Studierende des Masterlehrgangs in 
Architektur haben sich unter ande-
rem mit der Verwendung des Werk-
stoffs Holz, Fotovoltaik im Fassaden-

bereich, nomadischen Baustruktu-
ren und verkehrstechnischen As-
pekten wie der Verwendung von 
Flüsterasphalt auseinandergesetzt 
und ebenfalls Arbeiten eingereicht. 
Auch diese Erkenntnisse seien den 
Architekten und Fachplanern als 
Grundlageninformationen zur Ver-
fügung gestellt worden.

Wie es weitergeht
Das Projekt schreitet gemäss Mittei-
lung zügig voran. Das Planungsteam 
hat mittlerweile auch die Raumauf-
teilung erstellt. Die Grundrisse wur-
den den Mitarbeitenden des Landes-
spitals im Januar 2022 die aktuellen 
Grundrisse vorgestellt, die Rückmel-
dungen waren gemäss Mitteilung 
positiv. Auch die externen Nutzer 
hätten diese Möglichkeit bisher gut 
genutzt. Sämtliche Rückmeldungen 
werden gemäss Mitteilung nun ein-
gehend geprüft und f liessen in die 
weitere Planung mit ein.
Die Fachplaner planen derzeit sämtli-
che technischen Anlagen ein und be-
stimmen deren Kostenrahmen. Diese 
Arbeiten werden bis März 2022 abge-
schlossen sein. Somit werden pha-
sengerechte Aussagen zu effektiv ent-
stehenden Kosten und zum Zeitplan 
vorliegen. Das weitere Vorgehen wird 
im Anschluss im Steuerungsaus-
schuss in enger Abstimmung mit 
dem Projektteam definiert. 
In Planung sind ausserdem Work-
shops mit dem Spitalplaner sowie 
den Nutzern in Vorbereitung, um 
die komplette Raumausstattung mit 
den technischen sowie medizintech-
nischen Komponenten, die Einrich-
tung und Anforderungen an die Ma-
terialisierung zu definieren. Diese 
Detailplanung soll bis Ende August 
abgeschlossen werden. 
Um den ehrgeizigen Zeitplan einzu-
halten, muss frühzeitig bekannt 
sein, wie im Detail in den jeweiligen 
Räumen gearbeitet wird und welche 
Anordnung und Ausstattung diesbe-
züglich notwendig ist. Dabei würden 
die Patientenbedürfnisse in hohem 
Masse im Zentrum stehen, und die 
Erkenntnisse des Konzeptes «Hea-
ling Architecture» («Heilende Archi-
tektur» f liessen direkt in die Detail-
planung ein.  (red/pd)

Das Foto zeigt von links: Marc Simmen (Projektleiter Bauherr NLS), Yvon
Strässle (Projektleiterin Bauherr NLS), Mirco Schweitzer (Gesamtprojektleiter 
Bauherr NLS), Stefan Walser (Baumanager F+G Ingenieure AG) sowie Nirosh 
Manoranji than (Bauleiter F+G Ingenieure AG). (Foto: ZVG/LLS)

Haus Gutenberg
Gehirn-Fitness – 
Denkdünger-Stunden
BALZERS Heutiges Gehirntraining ist 
nicht langweilig – wir brauchen we-
der Block noch Stift. Im Gegenteil, 
die «Denkdünger-Stunden» verge-
hen wie im Flug. Die Trainingsstun-
den sind lustig und herausfordernd 
zugleich. Das Gehirn-Fitnesstraining 
steigert die körperliche und geistige 
Leistungsfähigkeit. Im Training wer-
den Bewegung mit Wahrnehmungs- 
und kognitiven Aufgaben gekoppelt. 
Die Kombination aus Bewegung und 
Denken macht es aus: Überkreuzbe-
wegungen, Spiele mit Bällen, Seilen 
usw.  (pr)

Über den Kurs
 Leitung: Elke Nestler-Schreiber

 Termine: 9. Februar bis 30. März,

jeden Mittwoch, 19 bis 20 Uhr

 (Kosten-)Beitrag: 180 Franken (8 Abende)

 Wir bitten um Anmeldung bis 1. Februar.

Das ist BIM
«Building Information Modeling» (BIM; 
Deutsch: Bauwerksdatenmodellierung) be-
schreibt eine Arbeitsmethode für die ver-
netzte Planung, den Bau und die Bewirt-
schaftung von Gebäuden und anderen 
Bauwerken mithilfe von Software. Dabei 
werden alle relevanten Bauwerksdaten di-
gital modelliert, kombiniert, erfasst. Alle 
Beteiligten befüllen die dreidimensionalen 
Modelle mit den relevanten Informationen. 
So kann jeder sehen, welche Auswirkun-
gen sein Handeln auf andere Gebäudeteile 
hat. Die Koordination dieses digitalen Pla-
nungsprozesses übernimmt ein BIM-Mana-
ger, der Regeln zum «Workflow» aufstellt, 
erklärt und die Einhaltung überwacht. Die 
Gebäudemodelle können zudem als Wis-
sensdatenbank im gesamten Lebenszyklus 
eines Bauwerkes eingesetzt werden.
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«Abspaltung statt Spaltung» 
Alterspräsident und Landtagspräsident Albert Frick sieht in dieser Pandemie keine Spaltung der Gesellschaft. 

Desirée Vogt 
 
Bei der feierlichen Wiedereröff-
nung des Landtags steht jeweils 
die Thronrede des Landesfürs-
ten bzw. seines Stellvertreters 
im Mittelpunkt. Darin bedankte 
sich Erbprinz Alois für die aus-
serordentliche Leistung von 
Regierung und Landtag in die-
ser Pandemie. Während er sich 
in Bezug auf die «Nebengeräu-
sche», die in dieser Pandemie 
entstanden sind, aber erst im 
Anschluss an seine Rede äus-
serte, nahm Alterspräsident Al-
bert Frick seine Ansprache 
auch zum Anlass, um sich zur 
viel diskutierten «Spaltung der 
Gesellschaft» zu äussern. 

«Eine ernstzunehmende 
Herausforderung» 
Offen und oft werde von dieser 
Spaltung der Gesellschaft ge-
sprochen, so Albert Frick. Doch 
diese Meinung teile er so nicht, 
denn die Unterstützer der Pan-
demiemassnahmen seien in 
deutlicher Mehrheit. «Vielmehr 
müsste man von einer Abspal-
tung innerhalb der Gesellschaft 
sprechen und von teilweiser Ra-
dikalisierung innerhalb dieser 
Abspaltung.» Wobei seines Er-
achtens auch hier keine einheit-
lichen Motive feststellbar seien.  
«Oft sind es individuelle Über-
zeugungen oder persönliche 

Betroffenheit, die Menschen 
ver anlassen, sich gegenüber 
dem Mainstream abzugren-
zen.» Alles in allem eine Situa -
tion, die nicht ganz unerwartet 
zu politischer Aktivität führe 
und in die Gründung einer neu-
en Partei und in eine Initiative 
zur vorzeitigen Auflösung des 
Landtages münde. «Für uns als 
gewählte Volksvertreter und für 
die bestellten Mitglieder der  
Regierung stellt diese gesell-
schaftliche Entwicklung eine 
ernstzunehmende Herausfor-
derung dar. Es muss unser Ziel 
sein und bleiben, die Gesund-
heit der Bevölkerung nach bes-
tem Wissen und Gewissen zu 
schützen.» Es müsse aber auch 
das Ziel sein, Gefühle von Aus-
grenzung zu mildern, Verständ-
nis für Andersdenkende aufzu-
bringen und das Versöhnende 
über das Trennende zu stellen. 

Konkrete Vorstellungen 
an die Politik 
Erbprinz Alois nutzte die Gele-
genheit, um den von der Regie-
rung eingeschlagenen Weg in 
dieser Coronapandemie zu un-
terstützen und bedankte sich 
auch bei den Landtagsabgeord-
neten für ihre überparteiliche 
Botschaft anlässlich der De-
zember-Sitzung. «Damit haben 
Sie in dieser schwierigen Zeit 
ein Zeichen des Zusammen-

halts gesetzt.» Auch in den 
nächsten Monaten werde es 
wichtig sein, dass Landtag und 
Regierung eng zusammenar-
beiten, damit neben der Pande-
mie weitere grosse Herausfor-
derungen erfolgreich bewältigt 
werden könnten. 

Einmal mehr betonte er die 
Notwendigkeit, sich auf einen 
langfristigen, strategischen Ori-
entierungsrahmen zur erfolgrei-
chen Bewältigung der demogra-
fischen Entwicklung zu einigen. 
Die Arbeit daran dürfe jedoch 
nicht zu einer Verzögerung von 
nötigen Reformmassnahmen 
führen – im Gegenteil. Nötige 
Massnahmen sollten sofort um-
gesetzt werden. Diesbezüglich 
gab der Erbprinz der Politik auch 
einige konkrete Gedanken mit, 
in welche Richtung die Vision, 
die Zielsetzungen und die Prin-
zipien zur erfolgreichen Be -
wältigung der demografischen 
Entwicklung gehen könnten. 
«Liechtenstein sollte die Vision 
haben, ein Land von hoher Le-
bensqualität zu sein, in dem 
Menschen gut und gerne älter 
werden. Bis ins hohe Alter soll-
ten die Einwohnerinnen und 
Einwohner am gesellschaftli-
chen Leben aktiv teilnehmen 
sowie möglichst unabhängig 
und selbstbestimmt leben kön-
nen», wünscht sich Erbprinz 
Alois. Generationen sollten sich 

gegenseitig unterstützen, Land, 
Gemeinden, Wirtschaft, die Ge-
sellschaft als Ganzes sowie jede 
und jeder Einzelne sollten dafür 
in seinen Augen auch gemein-
sam Verantwortung überneh-
men. So dürfe die Arbeit bei der 

Entwicklung der Konzepte auch 
nicht nur auf den Schultern 
eines einzelnen Ministeriums 
ruhen. «Wir werden nur erfolg-
reich sein, wenn das federfüh-
rende Ministerium die Unter-
stützung aller erhält.»

Für den Landtag beginnt nun offiziell das zweite Jahr der Legislatur – gestern wurde er feierlich eröffnet. Bilder: Daniel Schwendener

Corona greift auch 
in Kirchenkreisen 
um sich 

Das gestrige Heiliggeistamt in 
der Vaduzer Kathedrale wurde 
nicht wie geplant vom Dom-
pfarrer Michael Wimmer zele-
briert. Aufgrund einer Corona -
erkrankung befindet er sich 
derzeit in Isolation, wie Dom -
vikar Josef Otter mitteilte, der 
ihn vertrat. Damit ist Wimmer 
nach Generalvikar Markus  
Walser der zweite Geistliche, 
der seinen kirchlichen Aufga-
ben derzeit nicht nachgehen 
kann. Josef Otter hielt die 
Messe allerdings ohnehin vor 
einem sehr kleinen Kreis. Ne-
ben dem Erbprinzen und den 
Regierungsmitgliedern nah-
men nicht alle Landtagsabge-
ordneten am Heiliggeistamt 
teil. Auch in der Öffentlichkeit 
hielt sich das Interesse dieses 
Jahr in Grenzen – nur fünf wei-
tere Personen gesellten sich zu 
der prominenten Runde. (dv) 

Bürowahlen: Keine 
Veränderungen 
Albert Frick (FBP) und Gunilla 
Marxer-Kranz (VU) wurden mit 
je 23 Stimmen wieder zum 
Landtagspräsidenten respekti-
ve zur Landtagsvizepräsidentin 
gewählt. Einzig Manuela Hald-
ner-Schierscher von der Freien 
Liste und Pascal Ospelt (DpL) 
gaben den beiden ihre Stimme 
nicht. Diese hohe Stimmenzahl 
ist eine kleine Überraschung, 
da Albert Frick für seine Sit-
zungsleitung im vergangenen 
Jahr doch einige Male in Kritik 
geriet. Doch wie es aussieht, 
haben die beiden Regierungs-
parteien diese Unstimmigkei-
ten bereinigt. (sap) 

Kommissionen 
bestellt 
Aussenpolitische 
Kommission (APK) 
Wiedergewählt wurden: 
• Manfred Kaufmann (VU),  
   Vorsitz 
• Manuela Haldner-Schierscher  
   (FL) 
• Elke Kindle (FBP) 
• Bettina Petzold-Mähr (FBP) 
• Philip Schädler (VU) 

Finanzkommission 
Auch hier gab es keine Verände-
rungen, gewählt wurden: 
• Wendelin Lampert (FBP), 
   Vorsitz 
• Herbert Elkuch (DpL) 
• Markus Gstöhl (VU) 
• Sascha Quaderer (FBP) 
• Patrick Risch (FL) 
• Thomas Vogt (VU) 

Geschäftsprüfungs- 
kommission (GPK) 
Auch hier bleibt alles beim  
Alten, gewählt wurden: 
• Georg Kaufmann (FL), Vorsitz 
• Pascal Ospelt (DpL) 
• Patrick Risch (FL) 
• Daniel Seger (FBP) 
• Mario Wohlwend (VU) 

Information 
Die erste «richtige» Sitzung des 
Landtags findet vom 9. bis  
11. März statt. 

Landtagspräsident Albert Frick

Weitere Bilder: www.vaterland.li/fotogalerie

Stocker zu Erbprinz: «Das ist halt seine Meinung» 
Ab heute läuft die Frist: Inner-
halb von sechs Wochen – bis 
zum 11. März – hat das Initiativ-
komitee rund um den Balzner 
Werner Stocker Zeit, 1500 Un-
terschriften zu sammeln. Ge-
lingt es den Initianten bis dahin, 
so viele Stimmbürger von ihrem 
Anliegen zu überzeugen, wird 
das Volk darüber abstimmen, ob 
der Landtag aufzulösen ist. 

Allerdings erhielt das Initia-
tivkomitee einen ersten Dämp-
fer. Anlässlich der Landtagser-
öffnung erklärte Erbprinz Alois 
gegenüber den Medien, dass er 

die Initiative für falsch hält. 
Man müsse sich fragen, ob die 
Initianten wirklich «verantwor-
tungsvoll» handeln würden. 

«Stimmen nicht darüber ab, 
ob wir falsch liegen» 
Initiant Werner Stocker reagiert 
verhalten auf die Äusserungen 
des Erbprinzen. Er beschränkte 
sich auf den Kommentar: «Das 
ist halt seine Meinung.» Dem 
Argument des liechtensteini-
schen Staatsoberhaupts, dass es 
keine guten Gründe für die Auf-
lösung des Landtags gebe, hält 

Stocker entgegen: «Mit der Ab-
stimmung erhalten wir einen 
ungefilterten Gradmesser, wie 
zufrieden das Volk mit dem 
Landtag ist.» Sollte eine Mehr-
heit für die Absetzung stimmen, 
sei dies ein klares Statement  
des Volks, dass es das Verhalten 
des Landtags während Corona 
nicht gutheisse.   

Aber wenn die Initianten in 
der Minderheit bleiben, ist dies 
auch als Verdikt des Volks zu 
verstehen, dass die Massnah-
mengegner auf dem falschen 
Weg sind? «Es wird nicht darü-

ber abgestimmt, ob wir falsch 
liegen, sondern über die Zufrie-
denheit mit dem Landtag», so  
Stocker. 

Initiativkomitee will seine 
Netzwerke aktivieren 
Mit Blick auf die Unterschriften-
sammlung gibt sich Werner  
Stocker selbstbewusst: «Wir 
wissen, dass wir die Unterschrif-
ten zusammenbringen.» Die 
Hauptlast der Arbeit werde auf 
dem Initiativkomitee liegen, 
welchem neben Stocker auch 
noch der Vaduzer Simon Jonas 

Meier und die beiden ehemali-
gen DpL-Kandidaten Johannes 
Illic und Roland Rick an ge -
hören. Doch Werner Stocker 
hält fest, dass er und seine Mit-
streiter in verschiedenen Grup-
pierung aktiv sind. «Für die Un-
terschriftensammlung werden 
wir diese Netzwerke aktivie -
ren.» Auf die Nachfrage, ob 
auch die MiM-Partei oder  
«Unerhört.li» zu diesem Netz-
werk gehören, ging Stocker 
nicht ein. Er meinte nur: «Ganz 
viele Leute warten darauf, dass 
es losgeht.» (equ)
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Oberschule Eschen macht Holocaust-Gedenkwoche 
Seit 15 Jahren wird an der Oberschule Eschen jährlich der Holocaust-Gedenktag begangen. Dieses Jahr wurde daraus eine Gedenkwoche. 

Am 27. Januar im Jahr 1945 wur-
de das Konzentrations- und 
Vernichtungslager Auschwitz-
Birkenau befreit. Seitdem steht 
Auschwitz als Sinnbild für die 
maschinelle Massenvernich-
tung der Nationalsozialisten. 
Der Holocaust bzw. die Shoa ist 
nicht nur fest im Curriculum 
der Schulen verankert, sondern 
ein Thema, das stets in Erinne-
rung gerufen werden sollte, da-
mit so etwas Schreckliches  
nie wieder passiert. Die Ober-
schule Eschen hat dieses Ge-
denken fest in die Jahrespla-
nung aufgenommen. Vergange-
nes Jahr konnten die Schüler 
des SZU durch die Ausstellung 
«Darüber sprechen», einer 
Wanderausstellung, welche die 
Einzelschicksale von 14 Men-
schen thematisiert, mehr über 
diese Zeit erfahren. Dieses Jahr 
gelang es, genügend Zeitzeugen 
und Überlebende der Shoah (es 
gibt leider nur mehr sehr weni-
ge) zu gewinnen, welche sich 
der Herausforderung stellten, 
über Zoom den Schülern ihre 
(Über)-Lebensgeschichte zu er-
zählen und sich den Fragen der 
Lernenden zu stellen. 

Sieben Jahre  
im Versteck 
Auch für das Team von erin-
nern.at aus Österreich ist die 

Durchführung einer ganzen 
Gedenkwoche etwas Besonde-
res. Ziel war auch, dass es pan-
demiebedingt einerseits zu kei-
ner zu grossen Durchmischung 
kommt, andererseits alle Schü-
ler aller Stufen die Möglichkeit 
hatten, daran teilzunehmen. So 
fanden sich am Montag die 
vierten Stufen in der Aula ein, 
um der 93-jährigen Lucia Heil-
mann zuzuhören, die sehr 
schülergerecht und einfühlsam 
über die langen sieben Jahre im 
Versteck berichtete und wie es 
für sie als kleines Mädchen war, 
von einem Tag auf den anderen 
nicht mehr in die Schule gehen 
zu dürfen, von ihren Mitschü-
lern geschlagen und verstossen 
zu werden, all ihre Spielsachen 
zurücklassen und sich perma-
nent verstecken zu müssen. 
Eine Frage der Schüler war, ob 
die Zeitzeugin Hass verspürt 
habe. «Als ich nach dem Krieg 
auf die Strasse ging, sah ich nur 
noch Nazis und Juden, später 
habe ich gelernt, dass nicht alle 
Österreicher Nazis waren, 
schliesslich hat uns auch ein 
Christ versteckt.» 

Die Nazis  
waren Bestien 
Am Dienstag sprach Ludwig 
«Lutz» Popper zu den ersten 
Stufen (schön war auch, dass 

per Zoom auch die gesamte ers-
te Stufe der Realschule Eschen 
teilnahm). Nachdem sein Vater, 
ein jüdischer Arzt, nach dem 
Anschluss 1938 in die Schweiz 
floh, konnte die Familie wäh-
rend des Krieges nach Bolivien 
emigrieren. Dort lebte sie in 
ärmlichen Verhältnissen und 
kehrte 1947 nach Wien zurück, 
da dort noch eine Verwandte 
lebte. «Alle anderen waren ver-
storben, hatten Selbstmord be-
gangen oder waren ermordet 
worden.» Lutz Popper erklärte 

wie ein Lehrer den sehr inte -
ressierten Schülern das NS-Re-
gime, die jüdische Religion und 
auch die politischen Umstände 
in Südamerika und während 
der Nachkriegszeit bis zur Ära 
Jörg Haider. Eine Frage der 
Schüler war, was ihm Sorgen 
und Angst machen würde? Das 
seien Menschen, die falsche 
Haltungen haben, die an Nazis 
glauben und von ihnen sprä-
chen, dass sie so stark und hel-
denhaft seien, dass ihnen nicht 
mal die Coronaviren etwas an-

haben könnten, war seine Ant-
wort. «Nazis waren nicht Un-
menschen, sie waren Bestien. 
Sie hatten Freude daran, Men-
schen zu ermorden, sie haben 
es genossen. Etwa SS-Leute,  
die Säuglinge in die Luft 
schmissen, und andere darauf 
geschossen haben. Sie haben 
das sogar gefilmt.» Popper 
zeigte auch viele Privatbilder 
aus seiner Kindheit und Jugend, 
darunter auch den Pass mit 
dem «J». Auch Bezüge zur Ge-
genwart durften nicht fehlen: 
«Wenn heute Schüler oder El-
tern davon sprechen, dass sie 
aufgrund der Pandemie Schul-
stoff verlernen und dies im Le-
ben nicht mehr aufgeholt wer-
den kann, dann stehe ich dem 
sehr skeptisch gegenüber, denn 
ich habe ja alles nach dem Krieg 
nachgelernt, maturiert und stu-
diert», betonte Popper, der ab 
1973 als Facharzt in Burgenland 
tätig war. 

Grosses  
Interesse 
Der Journalist Karl Pfeifer, der 
1928 in Baden bei Wien gebo-
ren wurde, sprach zu den zwei-
ten Stufen am Mittwoch dieser 
Woche über sein bewegtes Le-
ben, das ihn nach Ungarn, ins 
damalige Palästina und bis 
nach Argentinien geführt hat. 

Er ist ein sehr aktiver Zeitzeu-
ge, der schon in vielen Schulen 
war und auch ein ewig Mah-
nender. Die zahlreichen Fragen 
der Schüler beantwortete er 
sehr sachlich und klar. Gestern 
sprach die 86-jährige Katja 
Sturm-Schnabl, deren Familie 
zur Volksgruppe der Kärntner 
Slowenen gehörte. Sturm-
Schnabel wurde mit zahlrei-
chen anderen slowenischen Fa-
milien ins Lager Ebenthal de-
portiert und mehrere Jahre in 
Lagern in Polen und Bayern in-
haftiert. Ihre Schwester starb 
während der Haft an einem  
nationalsozialistischen Kran-
kenmord. Nach dem Krieg stu-
dierte sie Slawistik und wurde  
Universitätsprofessorin. 2015 
er hielt sie das Goldene Ver-
dienstzeichen der Republik Ös-
terreich für ihre Tätigkeit als 
Zeitzeugin. Vielen Schülern 
war bislang unbekannt, dass 
auch Slowenen vertrieben und 
deportiert wurden. 

Die Gedenkwoche an der 
OSE kann als grosser Erfolg be-
zeichnet werden, da die Rück-
meldung aller Teilnehmenden 
durchwegs positiv ist. Oder um 
es mit den Worten eines Schü-
lers auszudrücken: «Es war so 
interessant, dass ich am 
liebsten alle Vorträge mit allen 
Zeitzeugen gehört hätte!» (pd) 

Die Schüler der Oberschule Eschen lauschten gespannt den  
Vorträgen der Zeitzeugen per Videokonferenz. Bild: pd

«Ungeimpft-Stern»: Klare Provokation 
Am gestrigen Holocaust-Gedenktag wurde aufgezeigt, wie Antisemitismus von Neuen Rechten und Massnahmengegnern benutzt wird. 

Julia Strauss 
 
Vor 77 Jahren wurde das Kon-
zentrations- und Vernichtungs-
lager Auschwitz-Birkenau von 
den Soldaten der Roten Armee 
befreit. Mehr als eine Million 
Menschen wurden hier ermor-
det. Um an die Gräueltaten zu 
erinnern, gedenken die Mit-
gliedsstaaten des Europarates 
jährlich an diesem Januartag 
den Opfern des Holocaust. Be-
reits zum 17. Mal fanden auch in 
Liechtenstein Gedenkfeierlich-
keiten statt. 2022 widmet sich 
der Gedenktag ganz der Frage, 
wie dem Aufflammen von Anti-
semitismus in der Gesellschaft, 
besonders im Zusammenhang 
mit Verschwörungstheorien 
und der Coronapandemie, be-
gegnet werden kann. 

Vergleiche mit Holocaust 
«völlig unangebracht» 
Zu Beginn sprach Klemens Jan-
sen im Kunstmuseum. Er ist 
seit vergangenem Jahr Präsi-
dent des Vereins Liechtenstei-
ner Freunde von Yad Vashem. 
Der Verein widmet sich der Er-
innerung, Erforschung und Do-
kumentation der nationalso -
zialistischen Vernichtung der 
jüdischen Gemeinschaft in Eu-
ropa, welche wir heute als Ho-
locaust bezeichnen. Jansen be-
tonte in seinen Eröffnungs -
worten: «Führt man sich den 
historischen Kontext und vor 
allen Dingen die Dimension 
des Leidens der Opfer vor Au-
gen, ist klar, dass der Begriff 
Holocaust und die darauf abzie-

lenden Vergleiche mit der Pan-
demiesituation völlig unange-
bracht sind.» Er verdeutlichte 
auch, was Begriffe wie Impf-
pflicht, Zertifikat, 3G, 2G oder 
die behördliche Schliessung 
von Betrieben aus pandemi-
schen Gründen mit dem Holo-
caust zu tun haben, «nämlich 
nichts». 

Verantwortung liegt bei 
jedem von uns  
In Vertretung von Bildungsmi-
nisterin Dominique Hasler rich-
tete Regierungsrätin Graziella 
Marok-Wachter ihre Worte an 
das Publikum: «Das gemeinsa-
me Erinnern ist nicht nur ein 
zeremonieller Akt, der der Ver-

gangenheit gewidmet ist.» Ge-
nauso wichtig sei es, die Erinne-
rungskultur zu pflegen. Dies  
liege aber nicht nur in der Ver-
antwortung der staatlichen In -
sti tutionen, «sondern an jedem 
und jeder Einzelnen von uns». 
Auch handle es sich bei diesem 
gemeinsamen Erinnern nicht 
nur um den Akt des Nichtver-
gessens, sondern auch um die 
faktentreue Anerkennung der 
Schrecken der Vergangenheit. 
Mit dem Aufruf zum Abhalten 
einer Schweigeminute gab Ma-
rok-Wachter das Podium weiter 
an Carl Oberhauser. Er be-
schäftigt sich seit vielen Jahren 
mit Verschwörungtheorien, an-
gefangen vom Mittelalter bis in 

die Gegenwart. Sein kurzer 
Vortrag im Kunstmuseum war 
dem historischen Zusammen-
hang zwischen Verschwörungs-
theorien und Antisemitismus 
gewidmet. Er nahm die Anwe-
senden mit auf eine historische 
Reise des Antisemitismus in 
Europa und der restlichen Welt. 
Gleich zu Beginn kritisierte  
er: «Beim Thema Antisemitis-
mus und Verschwörungstheo-
rien müs sen wir viel genauer 
hinschauen.» Irgendwann in ei-
ner der letzten Krisen des 21. 
Jahrhunderts sind wir als Ge-
sellschaft in das sogenannte 
postfaktische Zeitalter abge-
driftet. «Und es scheint so, als 
ob viele auf dem rechten Auge 

blind geworden sind.» Und die-
se Blindheit führt dazu, dass 
viele gar nicht mehr erkennen, 
wenn  
antisemitische Symbolik offen 
präsentiert wird. Als Beispiel 
nennt Oberhauser die Gleich-
stellung der Verfolgung der  
Jüdinnen und Juden im NS-
Staat mit der Disziplinierung 
während der Coronakrise. Im-
mer wieder sieht man bei 
Corona demos den gelben Ju-
denstern, versehen mit der Auf-
schrift «Ungeimpft». «Das Tra-
gen solch eines «Ungeimpft»-
Sterns ist das Symbol dieser 
Provokation und damit ganz klar 
eine Relativierung des Leidens 
der jüdischen Gemeinschaft.»  

Antisemitismus an sich eine 
Verschwörungstheorie 
Das Erschreckende daran: Diese 
Entwicklung wurde laut Ober -
hauser vorhergesehen. For -
schende wurden aber schlicht 
und einfach ignoriert. Und so 
scheint der Zusammenhang 
zwischen Verschwörungsden-
ken und Antisemitismus  vielen 
leider noch völlig fremd. 

Antisemitismus an sich 
kann als eigenständige und be-
sonders stark wirksame Ver-
schwörungstheorie betrachtet 
werden, deren Wurzeln zurück 
auf die Zeiten des Mittelalters 
oder noch früher gehen. Ober-
hauser führt aus: «Bei jedem 
Zusammenbruch von altbe-
kannten Ordnungen suchten 
die Menschen nach einfachen 
Erklärungen und nach Sünden-
böcken.» So wurde beispiels-

weise beim Aufkommen der 
Pest im Mittelalter nach einem 
Schuldigen gesucht, und so ent-
stand der Mythos der Brunnen-
vergiftung durch Juden.  

Nach dem Zweiten Welt-
krieg verschwand das antisemi-
tische Verschwörungsdenken 
zuerst von der Bildfläche. Kom-
plet verschwunden war es da-
durch aber nicht, es war nur 
nicht mehr salonfähig und wur-
de an den rechten Rand ver-
bannt. Doch mit den globalen 
Krisen der letzten Jahrzehnte 
und dem Aufkommen von neu-
en rechten Strömungen tau -
chen sie wieder in der gesell-
schaftlichen Mitte auf. 

Oftmals chiffrierte 
Wortwahl  
Die grosse Problematik: Oft-
mals wird nicht direkt vom 
Feindbild des Juden gespro-
chen. Antisemitismus kommt 
versteckt und chiffriert auf 
sämtlichen Plattformen vor.  
Oberhauser nennt als Beispiele 
Begriffe wie die Rothschilds, 
Globalisten oder Soros. Mit 
Präsident Trump und der  
Q-Anon-Verschwörungstheorie 
wurden diese Mythen noch ein-
mal kräftig angefacht. 

Oberhauser stellt klar: «Die 
Verharmlosung und Relati -
vierung ist der Versuch, eine 
zweite Seite zu konstruieren 
und auf denjenigen zu hören, 
der seine Fakten am lautesten 
schreit, egal ob sie stimmen 
oder nicht. Es ist der Versuch, 
an der Grenze des Sagbaren zu 
rütteln.» 

Regierungsrätin Graziella Marok-Wachter bei ihrer Rede im Kunstmuseum. Bild: ikr

5

Inland Liechtensteiner Vaterland  I  Freitag, 28. Januar 2022



Liechtensteiner Vaterland, 29. Januar 2022

Elias Quaderer 
 
Seit September 2021 befindet 
sich Carl-Peter Hofmann, Grün-
der der staatsfeindlichen Grup-
pierung «Global Court of the 
Common Law» (GCCL) im Lan-
desgefängnis in Haft. Aufgrund 
einer Reihe von Straftaten – An-
stiftung zum Amtsmissbrauch, 
Erpressung und schwerer ge-
werbsmässiger Betrug in insge-
samt 65 Fällen – liess Österreich 
Hofmann international zur Ver-
haftung ausschreiben. Kenner 
der Szene gehen davon aus, dass 
der GCCL ohne seine Gallions-
figur über kurz oder lang ausei-
nanderfallen wird. 

Allerdings: Es wird wohl bis 
März dauern, bis der Staatsge-
richtshof das endgültige Urteil 
zur Auslieferung des 61-Jähri-
gen fällt. Und vom Landesge-
fängnis aus hat Carl-Peter Hof-
mann offenbar keine Mühe, 
den Kontakt zu seinen Anhän-
gern zu halten: Offenbar leitet 
er über Telefonanrufe aus dem 
Gefängnis heraus Zoom-Mee-
tings des GCCL. Dies geht aus 
einer Sprachaufnahme hervor, 
die dieser Redaktion vorliegt. 

Keine besonderen 
Haftbeschränkungen 
Konkret werden die Zoom-
Meetings folgendermassen or-
ganisiert: Hofmann ruft einen 
Vertrauten an. Dieser hält dann 
seinen Telefonhörer an das Mi-
krofon seines Computers. Und 
so kann per Zoom die ganze 
GCCL-Gemeinschaft den Wor-
ten ihres Anführers lauschen.  

Unweigerlich stellt sich aber  
die Frage: Darf Hofmann das 
überhaupt? Nachdem die Lan-

despolizei über den Umstand 
informiert wurde, teilte sie mit: 
«Der Insasse befindet sich in 

Auslieferungshaft und hat kei-
nerlei gerichtliche Auflagen 
hinsichtlich der Überwachung 

seines Telefonverkehrs.» Ob 
von ihm Angerufene ihren Tele-
fonhörer an ein Computermi-

krofon halten, könne man 
«nicht überprüfen oder kom-
mentieren». 

Über Kontakteinschränkun-
gen für Inhaftierte entscheidet  
das Landgericht. Auf Anfrage, 
ob vor dem Hintergrund der 
«GCCL-Meetings» Einschrän-
kungen für Hofmann geplant 
sind, heisst es seitens des Ge-
richts, dass derzeit «keine be-
sonderen Haftbeschränkun-
gen» vorliegen. «Ob und auf 
welchem Weg Hofmann in der 
Lage gewesen sein soll, an 
Zoom-Meetings teilzunehmen, 
kann daher nicht beurteilt wer-
den», so das Landgericht. 

Hofmann will Druck auf 
Staatsanwälte ausüben 
Im Zoom-Meeting aus dem Ge-
fängnis standen die üblichen 
Themen des GCCL auf der Ta-
gesordnung. Hofmann referier-
te darüber, wie wichtig es sei, 
die Fantasiedokumente der 
Gruppierung in andere Spra-
chen zu übersetzen. Wiederholt 
setzte er zu Tiraden gegen das 
österreichische Bundesamt für 
Verfassungsschutz (BVT) sowie 
Bundeskanzler Karl Nehammer 
an. Der Gründer der staats-
feindlichen Gruppierung mein-
te auch, es sei möglich, dass in 
Österreich ein Bürgerkrieg aus-
bricht und dann «die Russen 
einmarschieren». 

Mit Blick auf Liechtenstein 
kündete Hofmann an, dass er in 
Kontakt mit dem Landesspital 
Vaduz treten wolle. Zudem  
möchte der 61-Jährige auch 
«weiteren Druck auf die Staats-
anwälte ausüben» und sie «in 
die Zange nehmen». Immerhin 
stellt der GCCL-Chef den hie-
sigen Gefängniswärtern ein gu-
tes Zeugnis aus. Diese seien 
«echt Spitzenklasse.» 

Carl-Peter Hofmann nimmt vom Gefängnis aus an GCCL-Zoom-Meetings teil. Bild: Elma Korac

Reichsbürger-Meeting vom 
Gefängnis aus organisiert 

Behörden erklären, dass die Telefonate des GCCL-Chefs keinen Auflagen unterliegen.

DpL will Einbezug des Landtags – «kein taktisches Manöver» 
DpL reicht Motion ein: Bei ausserordentlichen Lagen wie dieser Pandemie soll der Landtag künftig vorab konsultiert werden.  

Die Landtagsabgeordneten der 
Demokraten pro Liechtenstein 
wollen sich künftig in einer Kri-
sensituation aktiver einbringen 
können. Die Regierung soll ein 
Gesetz schaffen oder Gesetzes-
anpassungen vornehmen, so- 
dass der Landtag künftig vor 
dem Beschluss von Massnah-
men, welche die gesamte Be-
völkerung betreffen, konsultiert 
wird. So, wie es der Bundesrat 
in der Schweiz auch mit den 
Kantonen handhabt. In einer 
Zoom-Medienkonferenz dis-
tanzieren sie sich jedoch von 
den Gruppierungen, die jeweils 
am Montag gegen diverse Mass-
nahmen «demonstrieren». Und 
auch von jenen, die derzeit Un-
terschriften zur Absetzung des 
Landtags sammeln. «Nur mit 
neuem Personal wird sich 
nichts ändern – wir haben einen 
anderen Ansatz gewählt und 
handeln komplett unabhän-
gig», fasst DpL-Präsident Tho-
mas Rehak kurz und knapp zu-
sammen. 

«Unbürokratisches und 
schnelles Handeln möglich» 
Man reagiere mit dem politi-
schen Vorstoss nicht auf die Kri-
tik von irgendwelchen Gruppie-
rungen, wonach der Landtag 
seine Kontrollfunktion gegen-
über der Regierung nicht wahr-
genommen habe, sagt auch 
Herbert Elkuch und verweist 
auf mehrere Landtagssitzungen 
im vergangenen Jahr, als Abge-

ordnete der DpL sich in Bezug 
auf eine frühere Einbindung 
des Landtages in Entscheidun-
gen der Regierung gewünscht 
habe. «Diverse Verbände wie 
die LIHK oder Gewerbekam-
mer wurden im Vorfeld ja auch 
konsultiert, das war kein Pro-
blem. Aber der Landtag wurde 
bei den Pandemiemassnahmen 
vor vollendete Tatsachen ge-
stellt und konnte seine Kon-
trollfunktion erst im Nachhi-
nein wahrnehmen. Als die Be-
schlüsse ohnehin schon gefasst 
waren», kritisiert Elkuch. 

Die Verantwortlichen der 
DpL sind auch überzeugt, dass 
ein schnelles und unbürokrati-
sches Handeln der Regierung 
durch eine vorgängige Konsul-
tation des Landtages nicht be-
hindert würde. «Die Abgeord-
neten sollen ja nicht beschlies-
sen, sondern nur befragt 
werden, sodass die Kompeten-
zen nach wie vor bei der Regie-
rung verbleiben», so Thomas 
Rehak. Und diese «Konsultati-
on» sei im kleinen Liechten-
stein und bei 25 Abgeordneten 
inklusive ihrer Stellvertreter 
rasch möglich. «Das haben wir 
unter Beweis gestellt, als wir 
über Nacht finanzielle Hilfen in 
Höhe von 100 Mio. Franken 
sprechen mussten. Für eine 
Konsultation muss nicht einmal 
eine separate Landtagssitzung 
abgehalten werden.» 

Wie erwähnt wolle man den 
diversen Gruppierungen, wel-

che sich gegen die Massnah-
men aussprechen, weder in die 
Karten spielen noch wolle man 
jenen recht geben, die da be-
haupten, der Landtag habe sei-
ne Kontrollfunktion nicht wahr-
genommen bzw. die Massnah-
men völlig unkritisch übernom- 
men. « Wir wollen mit dieser 
Motion schlicht und einfach 
eine Verbesserung für mögli-
che künftige Krisen erzielen», 
so Thomas Rehak. Denn dass 
sich das Vorhaben auf diese 
Pandemie nicht mehr auswir-

ken wird, ist den Verantwortli-
chen klar. Sollte der Landtag 
den Vorstoss an die Regierung 
überweisen, so hat diese zwei 
Jahre lang Zeit, einen entspre-
chenden Vorschlag auszuar-
beiten. «Doch immerhin wurde 
dann in diese Richtung bereits 
ein Schritt gesetzt», so Herbert 
Elkuch. 

«Der Zeitpunkt wurde 
nicht gezielt gewählt» 
Dass der Zeitpunkt nun genau 
mit der Unterschriftensamm-

lung zur Absetzung des Land-
tags zusammenfalle, sei aber 
keine Absicht. Es gehe auch 
nicht grundsätzlich darum, 
«Gemüter zu beruhigen». El-
kuch schliesst aber nicht aus, 
dass der Vorstoss insofern ei-
nen Effekt auf die Unterschrif-
tensammlung haben könnte, 
als dass «einige dann doch 
nicht unterschreiben, weil sie 
die Motionsbeantwortung ab-
warten.» 
 
Desirée Vogt

Erich Hasler, Thomas Rehak, Herbert Elkuch und Pascal Ospelt (nicht auf dem Bild) präsentierten gestern 
via Zoom-Medienkonferenz ihren neuesten politischen Vorstoss. Bild: Archiv

Die Motion 
Die Fraktion der DPL möchte, 
dass die Regierung dem Land-
tag einen Vorschlag vorlegt, wo-
nach die Regierung basierend 
auf dem Epidemiengesetz erst 
nach erfolgter Anhörung des 
Landtags Massnahmen anord-
nen kann. Dies sowohl in Bezug 
auf Massnahmen gegenüber 
einzelnen Personen, wie gegen-
über der Bevölkerung und der 
gesamten Wirtschaft. Auch bei 
Schulschliessungen und Home-
schooling soll der Landtag an-
gehört werden. Und auch dann, 
wenn Ärzte und Gesundheits-
personal verpflichtet werden, 
bei der Bekämpfung übertrag-
barer Krankheiten mitzuwir-
ken. Ebenso, wenn es um Fra-
gen zur obligatorischen Imp-
fung geht.  

Das schweizerische Epide-
miengesetz und die Anlehnung 
daran stellen die Motionäre 
nicht in Frage, wollen aber den-
noch auf Liechtensteiner Ver-
hältnisse abgestimmte Anpas-
sungen in der Gesetzgebung 
implementieren. Mit der Moti-
on soll erreicht werden, dass 
der Landtag für die Festlegung 
der Massnahmen im Sinne ei-
nes Mehraugenprinzips invol-
viert wird – der Aufgabenbe-
reich der Regierung soll durch 
den Vorstoss nicht verschoben 
werden.
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Paul Zinnober 
Optimierbarer 
Notdienst 
Dass nun der ärztliche Dienst für 
Anrufende ausserhalb der 
Praxis-Sprechstunden nur noch 
vom Landesspital wahrgenom-
men wird, ist begrüssenswert. 
Das von allen Landesteilen aus 
relativ zentral gelegene Kranken-
haus, in dem ohnehin stets ein 
Arzt präsent ist, kommt denen, 
die Hilfe anfordern, entgegen: 
Nun muss sich beispielsweise ein 
aufgeregter Angehöriger aus 
Balzers nicht mehr bei Nacht 
und Schnee in Triesenberg auf 
die Suche nach einer ihm 
 unbekannten Praxis machen, 
um dem neben ihm sitzenden, 
vor Schmerzen stöhnenden 
Kranken rasche Hilfe zukom-
men zu lassen. Und den Ärzten, 
die nun keine aufreibenden 
Nachtdienste mehr wahrneh-
men müssen, ist die Neurege-
lung sicher auch willkommen. 

Das heimische Notfallszenario 
ist aber dennoch optimierbar. 
Und zwar bezüglich der beiden 
Notfallnummern. Man soll 
ausserhalb der Sprechzeiten – 
wenn man also, was keine 
Seltenheit ist –, keinen Arzt -
termin bekommt, 2303030 
anrufen. Aber: «Unverändert 
können … über die Notrufnum-
mer 144, welche von der Not-
ruf- und Einsatzzentrale der 
Landespolizei betreut wird, 
nicht nur der inländische 
Rettungsdienst des Liechten-
steinischen Roten Kreuzes 
samt allfälliger Begleitung mit 
einem Not- beziehungsweise 
Notfallarzt, sondern auch 
Notärzte und Rettungsdienste 
aus der Region, unter anderem 
aus Grabs und Feldkirch, 
aufgeboten werden.» 

Nun geht es womöglich um 
Blinddarm, Herzinfarkt, 
Schlaganfall, Ohnmacht, 
vielleicht aber auch um Ver-
dacht auf Beinbruch oder 
«nur» einen Hexenschuss, und 
da soll der oder die Anrufende 
sich überlegen, wer wohl 
zuständig ist, vielleicht eine 
satte Rechnung riskieren 
wegen unnötigen Aufbietens 
des Rettungsdienstes? Besser 
wäre doch nur eine und zwar 
kurze Nummer, wie in anderen 
Ländern auch. Über das weite-
re Angebrachte sollte dann die 
Fachperson entscheiden, die 
den Anruf entgegennimmt.

NOTFALLDIENST 

Notrufnummern 

Polizei: 117 
Feuerwehr: 118 
Sanitätsnotruf: 144 
Europäischer Notruf: 112 

 
Sorgentelefon für Kinder & 
Jugendliche: 147 (www.147.li) 

Ärztlicher Notfall 

Tel. 230 30 30 

Zahnärztlicher Notfall 

Samstag, 5. Februar, 10 – 12 Uhr 
Zahnärzte Vaduz Süd 
Dr. med. dent.  
Steffen Ulbrich 
Gewerbeweg 5, Vaduz 
Tel. +423 231 22 11 
Sonntag, 6. Februar, 10 – 12 Uhr 
Zahnärzte Vaduz Süd 
Dr. med. dent.  
Steffen Ulbrich 
Gewerbeweg 5, Vaduz 
Tel. +423 231 22 11 

Apothekendienst 

Schlossapotheke Vaduz 
Tel. 233 25 30 
An Sonn- und Feiertagen 
10 bis 11.30 Uhr 
Engel-Apotheke Balzers 
Tel. 232 92 32 
An Sonn- und Feiertagen 
9 bis 13 Uhr 

Bestattungsdienst 

Kintra Triesen 
Tel. 392 37 33 
Marxer Anstalt, Bendern 
Tel. 373 12 82 

Pilzkontrolle nach  
tel. Vereinbarung 

Sabine Gahr  
Rüttegasse 48, Schaanwald 
Tel. +423 373 14 86,  
Handy +41 78 868 59 88 
Evelyn Schocher 
Staudenweg 5, Mauren 
Handy +41 78 694 93 20 

Pannendienst TCS 

Tel. 140 

Stromversorgung 

LKW 
Tel. 236 01 11 

Störungsdienst TV, 
Telekommunikation 

Telecom Liechtenstein AG 
Tel. 217 51 75 

Wasserversorgung 
Unterland 

Tel. 373 25 25 

Gasversorgung 

Störungsdienst 
Tel. 233 35 55 

Schloss- und 
Schlüsselnotfalldienst 

AFS-Schlüsseldienst (24 h)  
Tel. 232 00 07
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Fachgruppe Extremismus: 
Coronaskeptiker im Auge 
Was tun, wenn Angehörige in Verschwörungstheorien abdriften? Betroffene können sich an 
die Fachgruppe Extremismus der Gewaltschutzkommission Liechtenstein wenden. 

Manuela Schädler 
 
Mit der Impfung wird ein Chip 
implantiert. Der mRNA-Impf-
stoff verändert menschliche 
Gene. Es soll eine neue Welt-
ordnung geschaffen werden. 
Um das Coronavirus ranken 
sich viele Verschwörungstheo-
rien. Betroffene informieren 
sich über «alternative Medien» 
und verbreiten die Nachrichten 
über Whatsapp-Chats oder an-
dere Kanäle weiter. Wie eine 
Umfrage von «20 Minuten» bei 
Extremismus- und Radikalisie-
rungsfachstellen zeigt, ist ein 
Anstieg von Anfragen, bei de-
nen um Hilfe ersucht wird, weil 
Angehörige Corona-Verschwö-
rungstheorien verfallen sind, 
angestiegen.  

Der Leiter der Fachstelle 
Radikalisierung und Gewalt-
prävention der Stadt Bern schil-
dert beispielsweise den Fall 
 eines jungen Mannes, der um 
seine Mutter bangt. «Er fürch-
tet, dass sie weiter abdriftet, 

wenn er den Kontakt abbricht. 
Gleichzeitig hatte er für sie 
 keine Energie mehr», wird er 
zitiert. 

Keine konkreten Anfragen 
in Liechtenstein 
Auch in Liechtenstein gibt es 
eine Fachstelle, an die sich die 
Bevölkerung wenden kann, 
wenn der Verdacht besteht, 
dass sich ein Angehöriger radi-
kalisiert. Die Fachgruppe Extre-
mismus ist eine Untergruppe 
der Gewaltschutzkommission 
der Liechtensteiner Regierung. 
«Es kann jede Form von Radi-
kalisierung gemeldet werden. 
Auch wenn die Angst besteht,  
dass jemand sich in Verschwö-
rungstheorien verstrickt hat», 
sagt Polizeichef Jules Hoch, 
Vorsitzender der Gewaltschutz-
kommission, auf Anfrage.  

Die Fachgruppe Extremis-
mus steht somit betroffenen 
Personen für Informationen, 
Beratung und weitere Hilfe -
stellung zur Verfügung. Sie hat 

 entsprechende Vorgehenswei-
sen bei einem Verdacht auf 
 Radikalisierung ausgearbeitet. 
Dabei geht es beispielsweise 
um Radikalisierung von Ju-
gendlichen in der Freizeit und 
im Schulbereich. Ein zentrales 
Anliegen der Gewaltschutz-
kommission ist es ausserdem, 
das Thema Extremismus zu 
enttabuisieren und eine breite 
öffentliche Diskussion über das 
Phänomen sowie die Gefahren 
für den demokratischen 
Rechtsstaat in Liechtenstein zu 
ermöglichen. Konkrete Anfra-
gen im Zusammenhang mit der 
Coronapandemie sind laut 
Hoch bei der Fachgruppe bisher 
keine eingegangen.  

Trotzdem gehört laut dem 
Monitoringsbericht «Extremis-
mus in Liechtenstein», der jähr-
lich vom Liechtenstein-Institut 
erstellt wird, die Bewegung der 
Coronaskeptiker und -leugner 
auf nationaler Ebene zum Auf-
gabenbereich der Fachgruppe. 
Anders sieht es aus, wenn Dro-

hungen ausgesprochen werden 
oder bei bedrohlichen Äusse-
rungen in den sozialen Medien. 
Dann intervenieren Polizei und 
Staatsanwaltschaft. So führte 
das Bedrohungsmanagement 
der Landespolizei in mehreren 
Fällen Gefährderansprachen 
durch und die Staatsanwalt-
schaft klagte im Januar einen 
44-jährigen Liechtensteiner 
wegen gefährlicher Drohung 
an. Er wurde vom Landgericht 
verurteilt, weil er Gesundheits-
minister Manuel Frick und Alt-
regierungsrat Mauro Pedrazzini 
mit dem Tod gedroht hatte.

Transparent anlässlich einer Coronademo auf dem Peter-Kaiser-Platz in Vaduz. Bild: Daniel Schwendener

Fachstelle Extremismus 
Die Fachstelle Extremismus bie-
tet betroffenen Personen, deren 
Angehörige sich radikalisieren, 
eine Beratung und weitere 
 Hilfestellung an. Weitere Infor-
mationen unter gewaltschutz.li 
oder per Mail: sarah.frick@llv.li.

www.zmittag.li
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Singende Mexikaner und sexy Pilotinnen
Trotz der Sexismus- und Rassismus-Debatten in den letzten Jahren werben Firmen wie Migros, Coop und Manor nach wie vor mit  
fragwürdigen Verkleidungen, die vor Stereotypen und Klischees nur so strotzen. Nun kündigen sie Massnahmen an – doch reichen diese?

Benjamin Weinmann

Es ist nicht lange her, da sprach 
die Welt nicht nur von Covid. 
Sondern von #MeToo. Und von 
«Black Lives Matter». Die De-
batten über Sexismus und Ras-
sismus wurden vorangetrieben, 
heftig geführt. Von strukturellen 
Problemen in der Gesellschaft 
bis hin zum konkreten Einzelfall 
wie dem Mohrenkopf.

Was hat es gebracht? Wenn 
man sich die Kostümauswahl 
der Schweizer Detailhändler für 
die bevorstehende Fasnachts-
saison ansieht: wenig. Die Wa-
renhauskette Manor, der Coop-
Onlineshop Microspot und die 
Migros-Tochter Galaxus haben 
nach wie vor mehrere fragwür-
dige Kostüme im Sortiment.

«Aspekt der Verführung 
steht im Vordergrund»
Was sich generell sagen lässt: 
Jene für Frauen kommen mehr-
heitlich im sexy Look daher, mit 
Strapsen und kurzen Röcken. 
Von der freizügigen Piratenfrau 
bis hin zur lasziven Hexe. Jene 
für die Männer variieren zwi-
schen Blödel-Outfit und Cool-
ness – von Super Mario bis hin 
zum «Top Gun»-Aviatiker. 
Letztere gibt es auch für Frau-
en, allerdings wie es sich für se-
riöse Kampfjet-Pilotinnen ge-
hört mit extra kurzem Overall, 
Fischnetzstrumpfhosen und 
Dekolleté.

Valérie Vuille, Direktorin der 
Genfer Gleichberechtigungs-
organisation Décadrée, ist nicht 
überrascht. Die gesellschaftli-
chen Geschlechterverhältnisse 
seien tief verankert und zeigten 
sich auch in der Wahl der The-
men, Farben und des Schnitts. 
Die Kostüme für Frauen seien 
immer freizügiger als jene für 
Männer. «Somit werden Frauen 
objektiviert, und der Aspekt der 
Verführung wird in den Vorder-
grund gestellt», sagt Vuille. 
Auch beim Kindersortiment zei-
ge sich der Sexismus: «Die Kos-
tüme für Mädchen sind auf 
Sanftheit, Zärtlichkeit und Für-
sorge ausgerichtet, jene für Bu-
ben viel mehr auf Action.»

Der angriffige «Indianer» 
mit dem Tomahawk
Und dann wären da die Kostü-
me, die mit veralteten, rassisti-
schen Stereotypen auftrumpfen: 
der singende Mexikaner mit 
Sombrero und Poncho, die «In-
dianerin» mit Feder im Stirn-
band und kurzem Kleid sowie 
ihr männliches Pendant, illus-
triert mit grimmiger Mimik, an-
griffiger Postur und Tomahawk. 

Die Händler haben auch die 
nötigen Accessoires im Sorti-
ment: einen «Indianer»-Kopf-
schmuck mit bunten Plastik-
federn. Einen schwarzen, lan-
gen Schnurrbart für den 
asiatischen Look – auf der Ver-
packung präsentiert von einem 
weissen, die Augen zukneifen-
den Mann. Und der dicke Mexi-
kaner-Schnurrbart.

Für Kulturwissenschafterin 
Patricia Purtschert von der Uni-
versität Bern ist klar: «Derartige 
Kostüme verbreiten rassistische 
und sexistische Vorstellungen. 

Eine Sortimentsbereinigung von 
Händlern wie Migros, Coop und 
Manor ist überfällig.» Viele Ste-
reotypen von anderen Men-
schen hätten sich nicht zuletzt 
über Fasnachtskostüme im All-
tag verfestigt. «So manches her-
ablassende Bild stammt aus der 
Kolonialzeit. Und trotzdem 
müssen sich zahlreiche Men-
schen in unserer interkulturel-
len Gesellschaft an der Fasnacht 
solche rassistischen Darstellun-
gen ihrer Herkunftskultur vor 
Augen führen lassen.»

Coop und Co verweisen  
auf die Nachfrage
Purtschert verweist auf eine De-
batte vor einigen Jahren in Basel. 
Die Guggenmusik Negro-Rhy-
gass wurde wegen ihres Namens 
kritisiert, aber auch wegen ihres 
Logos: ein schwarzes Männlein 
mit Knochen in den Haaren. In 
der Folge änderte die Gruppie-
rung das Logo – nicht aber den 
Namen. «Das zeigt, wie schlep-
pend die Diskussion hierzulan-
de vorankommt», sagt Purt-
schert. Immer wieder gebe es 
Auseinandersetzungen, in 
denen heftig über einzelne Be-
griffe und Bilder diskutiert wer-
de. Aber noch heute verkauften 

bekannte Händler Mohrenköpfe 
und sähen darin kein Problem. 
«Die Argumente, weshalb etwas 
rassistisch ist und was es mit der 
Kolonialgeschichte zu tun hat, 
gehen immer aufs Neue verges-
sen. Und beim nächsten Mal be-
ginnt die Diskussion von vor-
ne.» Gerade in Bezug auf soge-
nannte «Indianer», also die 
US-amerikanischen Ureinwoh-
ner, herrsche hierzulande eine 
grosse Bildungslücke, sagt Purt-
schert. «Das Bild ist geprägt von 
den Karl-May-Erzählungen und 
Winnetou. Das sind europäische 
Fantasien, die den Genozid, die 
Vertreibung und Enteignung in-
digener Menschen in  Amerika 
romantisieren.»

In Expertenkreisen ist die 
Rede von «Cultural Appropria-
tion», auf Deutsch: kulturelle 
Aneignung. Dabei werden Kul-
turbestandteile von Mitgliedern 
einer anderen Kultur oder Iden-
tität übernommen und kommer-
ziell ausgeschlachtet. Kritisiert 
wird dies, wenn die Kultur einer 
Minderheit angehört, die wirt-
schaftlich, sozial oder politisch 
benachteiligt ist.

Doch was sagen die Verant-
wortlichen? «Bei den erwähnten 
Produkten erhalten wir die Pro-

duktbeschriebe und Bilder di-
rekt von einem Distributor», 
sagt Microspot-Sprecherin Mo-
nika Fasnacht. Man prüfe nun 
eine Anpassung, und man wer-
de die Kritikpunkte berücksich-
tigen. Ob und welche fragwürdi-
gen Kostüme entfernt werden, 
sagt sie nicht. Das Mutterhaus 
Coop begründet die Auswahl 
mit den Wünschen der Konsu-
menten: «Unser Sortiment um-
fasst Fasnachtskostüme, die be-
sonders gefragt sind», sagt Spre-
cherin Melanie Grüter. Das 
Sortiment werde überprüft. 
Wie, verrät sie nicht.

«Herrenkostüm Asiate» ist 
für Galaxus kein Problem
Manor-Sprecherin Sandra Kän-
zig sagt, die Sortimentsgestal-
tung sei ein laufender Prozess 
und entwickle sich mit den Be-
dürfnissen der Kundschaft wei-
ter. Es sei nicht die Absicht, 
 Stereotype über Geschlecht, 
Hautfarbe oder Kulturen zu the-
matisieren. Die Frage, ob gewis-
se Kostüme und Accessoires 
entfernt werden, bleibt auch 
hier unbeantwortet.

Am ausführlichsten nimmt 
das grösste Onlinewarenhaus 
der Schweiz, die Migros-Tochter 

Digitec Galaxus, Stellung. Spre-
cher Stephan Kurmann, der Mit-
glied eines internen Teams ist, 
das sich für Diversität und Inklu-
sion einsetzt, sagt, Galaxus ver-
folge eine Nulltoleranzpolitik 
gegenüber dem sogenannten 
Blackfacing, Redfacing oder Yel-
lowfacing, also dem Bemalen 
von weissen Gesichtern, um 
eine andere Hautfarbe vorzu-
gaukeln. Die Haltung gelte auch 
für «jegliche andere Art und 
Weise, nicht-weisse Menschen 
diffamierend darzustellen», 
sagt Kurmann – und liefert zum 
Beweis zwei Beispiele, die Gala-
xus als «nicht diskriminierend» 
einstuft. Das eine: ein weisser 
Mann mit Kimono und Make-
up, das seine Augen schmäler 
aussehen lässt. Das Outfit trägt 
die Bezeichnung «Herrenkos-
tüm Asiate». Das andere: Ein 
Sombrero-Hut – illustriert mit 
einem weissen Mann, dickem 
Schnauz und Zigarre im Mund.

Das Problem laut Kurmann: 
Galaxus bezieht einen Grossteil 
seiner drei Millionen Artikel von 
Dritten, welche ihre Waren sel-
ber bebildern und beschriften. 
Galaxus fungiert für sie als rei-
ner Marktplatz. «Natürlich gibt 
es Richtlinien unsererseits – 

auch zum Thema Diskriminie-
rung und Rassismus», sagt Kur-
mann. Kostüme und Verklei-
dungen seien aber besonders 
diffizil: «Es ist ein schmaler Grat 
zwischen blosser Verkleidung 
und Diskriminierung von ethni-
schen Minderheiten.»

Der Galaxus-Sprecher be-
tont, dass die Gesellschaft pa-
triarchalisch geprägt sei. «Dazu 
gehören auch bestimmte Rol-
lenbilder, die sich in der Gesell-
schaft manifestiert haben.» Es 
sei noch ein weiter Weg bis zu 
völliger Gleichberechtigung der 
Geschlechter. «Ich denke je-
doch nicht, dass Fasnachtskos-
tüme hier der Knackpunkt sind, 
sondern vielmehr politische 
Rahmenbedingungen, die für 
eine Chancengleichheit bei al-
len Geschlechtern sorgen.» Mit 
anderen Worten: Die Händler 
schieben mit dem Verweis auf 
die grosse gesellschaftliche Un-
gleichheit die eigene Verantwor-
tung von sich.

«Antworten von Galaxus 
sind konsternierend»
Die interne «Diversity and In-
clusion-Crew» gibt es laut Kur-
mann seit drei Jahren. Seither 
habe man sich darauf konzen-
triert, die Vielfalt im Unterneh-
men zu fördern – insbesondere 
die Geschlechterverteilung. So 
gebe es nun Teilzeitmodelle für 
Kader und eine verlängerte El-
ternzeit. Bezüglich Sortiments-
gestaltung sei das Personal auf 
Diversitätsthemen sensibili-
siert. «Dabei handelt es sich je-
doch um einen Prozess, der sei-
ne Zeit in Anspruch nimmt.»

«Die Antworten von Gala-
xus sind konsternierend», sagt 
Gesellschaftswissenschafterin 
Purtschert. Es sei zwar gut, dass 
die Firma sich mit dem Thema 
beschäftige. «Gleichzeitig zeigt 
der Verweis auf angeblich nicht 
diskriminierende Verkleidun-
gen als lateinamerikanischer 
und asiatischer Mann, die sehr 
wohl diskriminierend sind, wie 
weit der Weg noch ist.» Nötig ist 
laut Purtschert auch mehr For-
schung zur kolonialen und pa-
triarchalen Geschichte der Fas-
nacht hierzulande.

Das Argument, das zum 
Umdenken reichen sollte
Und was ist mit dem Argument 
vieler Leute, die Diskussionen 
über Mohrenköpfe oder «India-
ner»-Kostüme als unwichtig 
oder klein abtun im Vergleich zu 
Gleichberechtigungsthemen auf 
politischer Ebene? «Wenn es 
wirklich nur kleine Probleme 
sind, weshalb sind sie dann nicht 
schon längst behoben?», fragt 
Purtschert. Um Rassismus und 
Sexismus anzugehen, brauche 
es eine Reflexion auch bei The-
men, die auf den ersten Blick 
nicht weltbewegend seien. 
«Denn Rassismus und Sexismus 
beginnen im Alltag.» Und über-
haupt, so Purtschert, sollte nur 
schon dieses eine Argument 
ausreichen: «Solche Verkleidun-
gen sind für viele Menschen ver-
letzend, weil sie ihre Kultur lä-
cherlich machen. Das ist Grund 
genug, sich andere Kostüme 
auszudenken.»

Eine originelle Verkleidung wäre keine Hexerei. Fasnachtstreiben am Schmudo 2019 in Luzern. Bild: Manuela Jans-Koch

Von rassistisch bis sexistisch: Das Fasnachtssortiment der Schweizer Detailhändler wirft Fragen auf
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Verfassung liesse allgemeine Impfpfl icht zu 
Abwägung Die Einführung einer allgemeinen Impfpflicht lässt sich grundsätzlich mit der Liechtensteiner Verfassung vereinbaren. Zu diesem Schluss 
kommt das Liechtenstein-Institut in einer gestern veröffentlichten Studie. Das Mass aller Dinge ist dabei die Abwägung der Verhältnismässigkeit 

VON DAVID SELE

Eine Impfpflicht ist ein 
schwerwiegender Eingriff 
in die Grundrechte. Zumin-
dest die Rechte auf körper-

liche und geistige Integrität, auf Pri-
vatsphäre und Familienleben sowie 
auf Glaubens- und Gewissensfreiheit 
wären davon tangiert, schreiben 
die Studienautoren des Liechten-
stein-Instituts in ihrer neusten Pub-
likation. Dennoch kommen sie zum 
Schluss, dass sich eine Impfpflicht 
verfassungsrechtlich rechtfertigen 
lässt. Denn Grundrechte gelten nicht 
per se uneingeschränkt, es ist stets 
eine Abwägung notwendig. Speziell 
an der Impfpflicht sei, dass mit dem 
Recht auf körperliche Unversehrtheit 
sowohl dafür als auch dagegen argu-
mentiert wird. 
Um den rechtlichen und ethischen 
Ansprüchen gerecht zu werden, 
müsste eine Impfpflicht jedenfalls 
verhältnismässig sein. Ob dies der 
Fall ist, resultiere daraus, «dass sie 
mit dem Gemeinschaftsschutz ein le-
gitimes Ziel verfolgt und zur Errei-
chung dieses öffentlichen Interesses 
unter den entsprechenden, empiri-

schen Voraussetzungen und mangels 
gleich wirksamer Mittel geeignet und 
erforderlich ist.» Konkret heisst das: 
Wenn durch eine höhere Impfquote 
die Gefährdung der öffentlichen Ge-
sundheit und einschneidende Pande-
miemassnahmen vermieden werden 
können, wäre eine Impfpflicht das 
kleinere Übel. Die Grundrechte jener, 
die sich nicht impfen lassen wollen, 
würden dann also eingeschränkt, um 
öffentliche Interessen zu schützen. 
Aus ethischer Sicht könne von einer 
positiven Freiheitsbilanz einer Impf-
pflicht gesprochen werden. «Damit 
ist gemeint, dass eine Impfpflicht ins-
gesamt mehr Freiheit für alle ermög-
lichen könnte. Im Kern geht es (…) um 
eine Güterabwägung zwischen der 
Belastung durch einen Eingriff in die 
körperliche Unversehrtheit des Ein-
zelnen und den Interessen der Allge-
meinheit», schreiben die Autoren. 
Gegebenenfalls liesse sich eine Impf-
pflicht sogar rechtfertigen, wenn es 
um den Schutz einer Minderheit geht. 

Verhältnismässigkeit müsste 
laufend neu überprüft werden
Bedingung ist aber immer, dass eine 
Impfpflicht nicht nur geeignet, son-

dern auch notwendig und das gelin-
deste Mittel ist, um diese Ziele zu er-
reichen. Welche Ziele genau, müsste 
in einem Gesetz über die Impfpflicht 
explizit festgehalten werden, schreibt 
das Liechtenstein-Institut. Hinter-
grund ist auch, dass Eingriffe in 
Grundrechte immer eine gesetzliche 
Grundlage benötigen. «Insbesondere 
der Kreis der Personen, die zur Imp-
fung verpflichtet sind, und die Sank-
tionen, die gegenüber Impfpflichti-
gen, fehlbaren Ärzten, die Gefällig-
keitsgutachten ausstellen etc. zur An-
wendung gelangen, sind im Gesetz 
und nicht lediglich in einer Verord-
nung festzuhalten», so die Studienau-
toren. Das heisst, der Regierung 
kommt vergleichsweise wenig Gestal-
tungsspielraum auf Verordnungsebe-
ne zu.
Erst einmal eingeführt müsste eine 
Impfpflicht auch laufend auf ihre 
Verhältnismässigkeit überprüft wer-
den. Schliesslich können sich die 
Rahmenbedingungen verändern – 
gerade in einer Pandemie kommt 
dies häufig vor. «Die Beurteilung 
muss neu vorgenommen werden, 
wenn neue wissenschaftliche Er-
kenntnisse vorliegen oder sich die 

Verhältnisse ändern», schreiben die 
Studienautoren. 
Anlass der Studie des Liechtenstein-
Instituts war ein Auftrag der Regie-
rung, der Ende des vergangenen Jah-
res erteilt wurde. Dies im Rahmen 
rechtlicher Vorabklärungen zur all-
fälligen Einführung einer Impf-
pflicht. Es sei nicht das Ziel, doch 
man wolle gewappnet sein, sollte ei-
ne Impfpflicht notwendig werden, so 
die Regierung. Ob in Liechtenstein 
eine Impfpflicht angezeigt ist oder 
nicht, beurteilt das Liechtenstein-In-
stitut indes nicht. Dies sei abhängig 
von der Pandemielage und letztlich 
eine politische Frage. Und in der po-
litischen Abwägung seien jedenfalls 
auch Überlegungen zu einer weite-
ren Radikalisierung von Impfgeg-
nern einzubeziehen. Das Liechten-
stein-Institut kommt zum Schluss, 
dass ein Teil der Ungeimpften lieber 
eine Busse bezahlen würde, als sich 
impfen zu lassen. Ein weiterer Teil 
werde im Falle einer Impfpflicht 
wohl zur Impfung antreten. «Der ge-
sellschaftliche und politische Kon-
flikt für oder gegen eine Impfung 
würde sich somit auf eine kleine, 
aber wohl radikalisierte Impfgegner-

schaft beschränken. Im Vergleich zur 
heutigen medial omnipräsenten De-
batte könnte dies durchaus als eine 
Reduktion der Polarisierung verstan-
den werden», so die Studienautoren.

Studie, auch für künftige Pandemien
Angesichts der fortschreitenden 
Durchseuchung mit dem Coronavi-
rus wirkt die Frage nach der Impf-
pflicht allerdings zunehmend obso-
let. Das Liechtenstein-Institut hält 
fest, dass Schutzimpfungen aber 
auch für andere aktuell bestehende 
und künftig neu auftretende Krank-
heiten wichtig seien. Die im Rahmen 
dieser Studie erfolgte Erörterung ei-
ner allgemeinen Impfpflicht sei da-
mit auch über die Coronapandemie 
hinaus von Relevanz zur Beurtei-
lung der politischen Handlungsopti-
onen im Falle einer Pandemie. Dabei 
seien auch die Ursachen für die im 
westeuropäischen Vergleich geringe 
Impfquote Liechtensteins und die 
gesellschaftliche Polarisierung rund 
um die Impffrage zu evaluieren. Zu-
dem werde es von enormer Wichtig-
keit sein, sachlich über die Wirkung 
und Voraussetzungen von Schutz-
impfungen zu informieren.

Keine Impfpfl icht ohne die Nachbarn
Grenze Rein rechtlich ist 
Liechtenstein bei der Einfüh-
rung einer allgemeinen Impf-
pflicht unabhängig. Politisch 
und praktisch ist das Fürs-
tentum jedoch insbesondere 
an die Schweiz, aber auch an 
Österreich gebunden. 

VON DAVID SELE

Arbeitgeber können von ihren Mitar-
beitenden unter gewissen Umständen 
eine Impfung verlangen. Das war be-
reits vor der Pandemie so – etwa in 
Spitälern oder Betreuungseinrichtun-
gen. Im Falle einer Epidemie oder 
Pandemie sieht das Schweizer Epide-
miengesetz, das via Zollvertrag auch 
hierzulande zur Anwendung kommt, 
zudem vor, dass die Liechtensteiner 
Regierung gewisse Personengruppen 
zur Impfung verpflichten kann – etwa 
besonders Gefährdete oder bestimm-
te Berufsgruppen. 
Für eine allgemeine Impfpflicht fehlt 
jedoch die rechtliche Grundlage. Eine 

solche müsste durch den Landtag ge-
schaffen werden und dieser müsste 
darin im Detail regeln, für wen die 
Impfpflicht gilt und wie sie durchge-
setzt wird. Das geht aus der gestern 
veröffentlichten Studie des Liechten-
stein-Instituts «Impfpflicht in Liech-
tenstein» hervor. «Im Sinne der 
höchstmöglichen demokratischen Le-
gitimation empfiehlt es sich dabei, 
den gesamten Gesetzgebungsprozess 
zu durchlaufen. Insbesondere bedeu-
tet dies, dass eine öffentliche Ver-
nehmlassung durchzuführen ist und 
dass das Gesetz nicht als dringlich er-
klärt werden soll, womit das Referen-
dum gegen die Einführung einer all-
gemeinen Impfpflicht offensteht», 
schreiben die Studienautoren. Es sei-
en mehrere Monate für den Gesetzge-
bungsprozess einzuplanen.

Nachvollzug wahrscheinlich
Rein rechtlich ist Liechtenstein dabei 
völlig unabhängig, wie das Liechten-
stein-Institut feststellt. Sollte die 
Schweiz eine allgemeine Impfpflicht 
erlassen, sei es jedoch denkbar, dass 
von Schweizer Seite der Wunsch ge-
äussert würde, das entsprechende 

Bundesgesetz in die Anlage zum Zoll-
vertrag aufzunehmen und so für 
Liechtenstein anwendbar zu erklä-
ren. Dies könnte die Regierung aber 
ablehnen. «Liechtenstein kann seine 
Verpf lichtungen gegenüber der 
Schweiz betreffend die Bekämpfung 
von Epidemien auch ohne eine allge-
meine Impfpflicht erfüllen», hält das 
Liechtenstein-Institut fest. 
Politisch sieht die Lage aber etwas an-
ders aus. Mit Blick auf die Coronapan-
demie wäre es innenpolitisch wohl 
nur schwer zu rechtfertigen, ausge-
rechnet in diesem Punkt von der 
Schweiz abzuweichen. Und auch ge-
genüber der Schweiz bestünde wohl 
eine gewisse moralische Verpflich-
tung: Liechtenstein ist stark auf die 
Kapazitäten des Schweizer Gesund-
heitssystems angewiesen.
Zugleich scheint die Einführung ei-
ner Impfpflicht ohne die Nachbar-
länder zum Scheitern verurteilt. 
Täglich überqueren mehr als 22 000 
Zupendler die Grenze nach Liech-
tenstein, um hier zu arbeiten. «An-
gesichts dieser hohen Zahl kann ein 
Schutz der Gesamtgesundheit ei-
gentlich nur erreicht werden, wenn 

davon ausgegangen werden kann, 
dass auch die Zupendlerinnen und 
Zupendler geimpft sind», konstatiert 
das Liechstenstein-Institut. Eine 
Ausdehnung der Impfpf licht auf 
Grenzgänger werfe jedoch schwieri-
ge europarechtliche Fragen auf. 
«Entsprechend ist die Einführung 
einer allgemeinen Impfpflicht wohl 
nur zweckmässig, wenn eine solche 
zumindest in Österreich und der 
Schweiz gilt, wo die grosse Mehrheit 
der Zupendelnden ihren Wohnsitz 
hat», so die Studienautoren. 

Österreichs Erfahrungen beobachten
Österreich hat als erstes Land in Eu-
ropa kürzlich eine allgemeine Impf-
pflicht eingeführt. Angesichts der 
starken Anlehnung des liechtenstei-
nischen Rechts an österreichisches 
Recht in den Bereichen Verfahrens- 
und Strafrecht könne die österrei-
chische Regelung allenfalls in Liech-
tenstein als Vorlage dienen. «Umso 
wichtiger ist es, zu beobachten, wie 
die Umsetzung der Gesetzesvorlage 
verläuft und inwieweit das Gesetz 
seine Ziele erreicht», schreibt das 
Liechtenstein-Institut.

Situationsbericht

Über 10 000 Fälle 
seit Pandemiebeginn
VADUZ Innerhalb eines Tages wurden 
221 weitere Personen, die in Liech-
tenstein wohnen, positiv auf das Co-
ronavirus getestet – so viele wie noch 
nie. Und damit wurde nun auch die 
10 000er-Marke bei den kumulierten 
Infektionszahlen geknackt. Wie aus 
den Zahlen des Amtes für Statistik 
weiter hervorgeht, wurden in Liech-
tenstein seit Beginn der Pandemie 
bis Dienstag 10 093 laborbestätigte 
Coronainfektionen verzeichnet. Es 
dürfte sich vereinzelt auch um Rein-
fektionen handeln, weshalb die Zahl 
nicht exakt auf Personen umge-
münzt werden kann. In 9573 Fällen 
ist die Infektion überstanden wor-
den. 74 infizierte Personen sind ge-
storben. Innerhalb der letzten sieben 
Tage wurden durchschnittlich 131 
neue Coronainfektionen pro Tag ge-
meldet. In den sieben Tagen zuvor 
waren es im Durchschnitt täglich 
125,7 neue Infektionen. Aktiv mit 
dem Coronavirus infiziert sind aktu-
ell 446 Personen, davon befanden 
sich Stand Dienstagabend 4 Perso-
nen im Spital.  (red)
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Jedem passiert mal ein Lapsus 
Die Eröffnung der Delta-Möbel-Frühlingsmesse in Haag war am Freitagabend mit dem Duo Lapsus ein voller Erfolg. 

Der Auftritt der beiden Komi-
ker Christian Höhener, alias 
Theo Hitzig (der Grosse) und 
Peter Winkler alias Bruno 
Gschwind (der Kleine) am 
Freitag war grandios. Das Pu-
blikum war begeistert. »So viel 
habe ich schon lange nicht 
mehr gelacht», war am Schluss 
der Vorstellung häufig zu hö-
ren.  

Es brauchte mehrere Anläufe, 
bis schliesslich das Duo seinen 
Auftritt bei Delta Möbel genies-
sen konnte. Nun haben sie es 
nach zwei Jahren endlich ge-
schafft. Auf der Bühne hat der 
Grosse das Zepter in der Hand 
und gibt den Ton an. Der Kleine 
es hat es faustdick hinter den 
Ohren mit seiner Bauern-
schläue.  

Die Gäste wurden überhäuft 
mit «Gägs» von Theo Hitzig, 
der die Neuheiten aus dem 
 Möbelhaus vorstellte, und von 
Bruno Gschwind, der immer ei-
nen Spruch parat hat; und das 
während gut einer Stunde. Mit 
humorvollen Ideen finden sie 
immer einen Schlüssel für eine 
Lösung. «Es ist ja eigentlich fast 
alles simpel.» 

Ohne Pause bieten «Theo und 
Bruno» Unterhaltung. Zu guter 
Letzt treten sie mit sportlichen 
Einlagen auf die Bühne, die der 
Akrobatik zuzuordnen sind. 
Ihre Ausbildung an der Dimitri-
Schule beweist Nachhaltigkeit, 
wie der letzte Akt, sozusagen 
als Zugabe am Schluss der 
Show, zeigte. Die beiden Künst-
ler näherten sich tollpatschig 

zwei kleinen Swimmingpools 
und endeten im Wasser. Ende 
der Vorstellung. 

Die Delta-Möbel-Messebe-
sucher erlebten eine einzigarti-
ge Darbietung, gespickt mit 
Sketchen vom Duo Lapsus, die 
man nicht erzählen, aber ge-
niessen kann. 
 
Heidy Beyeler

Das Duo Lapsus steht, zusammen mit dem Roboter, eigentlich als Trio auf der Bühne. Die Lachmuskeln des Publikums wurden ganz schön strapaziert. Bilder: Heidy Beyeler
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Die Care-Arbeit muss geschätzt werden  
Prävention und Sensibilisierung der Frauen, darauf legt Petra Eichele Wert, um die festgefahrenen Rollenbilder zu durchbrechen.  

Melanie Steiger 
 
Seit in Liechtenstein das Stimm- 
und Wahlrecht für Frauen ein-
geführt wurde, existiert die In-
fra, also 36 Jahre lang. Sie hat 
sich als Informations- und Bera-
tungsstelle für Frauen etabliert. 
«Dazumal lag der Fokus auf der 
Gewalt gegen Frauen, da es 
noch kein Frauenhaus gab», er-
zählt Petra Eichele, Geschäfts-
führerin der Infra. Als dieses je-
doch entstand, blieb die Bera-
tungsstelle bestehen, denn 
solange die Gleichstellung von 
Mann und Frau in der Gesell-
schaft nicht erreicht ist, braucht 
es sie – und bis dorthin ist es 
noch ein langer Weg. Jahr für 
Jahr dreht sich alles um diesel-
ben Themen. «Die Rollenbilder 
sind nach wie vor in den Köpfen 
festgefah ren.» Ein zentrales An-
liegen, das bei Petra Eichele der-
zeit im Fokus liegt, ist die unbe-
zahlte Care-Arbeit (Pflege, 
Haushalt, Kinderbetreuung). 
Diese wird vorwiegend von 
Frauen ausgeübt und führt dazu, 
dass sie  keiner bezahlten Arbeit 
oder nur  einer Teilzeitarbeit 
nachgehen können, was sich auf 
die Lohngleichheit, Altersvor-
sorge und Armut auswirkt. «In 
der Schweiz werden die 
unbezahl ten Stunden der geleis-
teten Care-Arbeit erhoben, in 
Liechtenstein noch nicht. Wir 
setzen uns aber dafür ein, dass 
dies getan wird», so die Ge-
schäftsführerin. Schliesslich 
wirke sich der Umstand laut der 
Studie in der Schweiz auf die 
zweite Säule aus: Der darin be-
findende Betrag der Frauen ist 
um 40 Prozent geringer als der-
jenige der Männer, was 20 000 

Franken weniger pro Jahr für 
jede Frau ausmacht.  

Darum bemüht sich Petra 
Eichele zu erreichen, dass sich 
vor allem junge Paare im 
Voraus gut überlegen, wie sie 
die Care-Arbeit angehen wol-
len. Denn wer behauptet, dass 
stets der Mann zu 100 Prozent 
arbeiten muss? «Beide könnten 
beispielsweise ein 60-Prozent-
Pensum annehmen. So haben 
beide ihr eigenes Geld», so Pe-
tra Eicheles Vorschlag. Jedoch 
sei dies in der praktischen Ar-
beitswelt gar nicht so einfach 
umsetzbar. Meist würden Frau-
en die Beratungsstelle aufsu-
chen, wenn sie geheiratet 
haben oder schwanger sind und 
es schwierig wird, die Arbeits-
stelle zu behalten. «Die Frau 
muss sich damit befassen, und 
das vor der Hochzeit. Die Zei-
ten, als sie sich ausschliesslich 
auf den Mann stützen konnte, 
sind vorbei», betont sie. Die 
Ehe habe als Versorgungsinsti-
tution ausgedient. 

Finanzen nicht aus  
Bequemlichkeit abgeben 
Der Fokus der Infra liegt deshalb 
auf der Sensibilisierung der Frau, 
um ihr Selbstwertgefühl zu stär-
ken und den Umgang mit den Fi-
nanzen zu sichern, denn das ist 
ein wichtiger Faktor in Sachen 
Unabhängigkeit. Und für Petra 
Eichele ein sehr persönliches 
Anliegen. «Viele Frauen wissen 
nicht, wie es um die Finanzen 
steht, wie viel ihr Ehemann ver-
dient, ob sie Erspartes oder 
Schulden haben. Der Ehemann 
füllt die Steuererklärung aus und 
sie unterschreibt einfach. Dass 
es so etwas in der heutigen Zeit 

noch gibt, ist unglaublich», er-
zählt sie. Darum setzt sie alles 
auf Prävention, indem die Infra 
regelmässig Seminare anbietet, 
die sich mit Finanzen und Steu-
ererklärung befassen. Denn 
nach Petra Eicheles Ansicht dür-
fen Frauen ihre Finanzen nicht 
aus Bequemlichkeit abgeben. 
«Ich weiss, das Thema ist über-
haupt nicht spannend, aber den 
Frauen muss einfach bewusst 
sein, dass sie etwas verlieren, so-
bald sie nicht mehr Vollzeit ar-
beiten.» Bei der Infra drehen 
sich die meisten Beratungsge-

spräche um Finanzen, Steuerer-
klärung, Scheidung und Sorge-
recht. 

Alltagsrassismus  
ist stets präsent 
Zusätzlich kümmert sich die 
Anlaufstelle um eine Gruppe 
von Personen, die gleich dop-
pelter Diskriminierung ausge-
setzt ist: Migrantinnen. Das 
Projekt Integra behandelt ähn-
liche Themen, jedoch kommt 
hier die Arbeitsmarktintegra -
tion hinzu, was ebenfalls ein 
Schlüsselfaktor für die Unab-

hängigkeit ist. «Da kommt es 
immer noch zu Zwischenfällen, 
in denen Frauen aus einem an-
deren Herkunftsland, die eine 
höhere Position in der Arbeits-
welt innehaben, gefragt wer-
den, wie sie an einen solchen 
Job gelangt seien. Das ist All-
tagsrassismus und schockiert 
mich. Davon gibt es viele Bei-
spiele, und dies macht mich 
sprachlos», erzählt sie empört. 

Die Beratungen und Kurse 
für Migrantinnen, aktuell gera-
de mit Fokus auf die Steuerer-
klärung, werden von Frauen 

unterschiedlicher Herkunft ge-
nutzt. Doch auch hier gibt es 
Frauen, die besonders gefähr-
det sind. «Türkinnen und Alba-
nerinnen leben oftmals isoliert 
in ihrem Familienclan und pfle-
gen kaum Kontakte nach aus-
sen – stärker als andere Natio-
nen. Sie sprechen kaum 
Deutsch. Das ist ein Teufels-
kreis», so Petra Eichele. Diesen 
zu durchbrechen sei äusserst 
schwierig, auch wenn diesen 
Migrantinnen bei Integra Frau-
en aus diesen Nationen bera-
tend zur Seite stehen. «Erst 
wenn es Probleme gibt, finden 
die Frauen zu uns. Jedoch 
möchten wir sie erreichen, be-
vor es überhaupt so weit 
kommt.» Einige hätten Angst, 
der Ehemann könnte etwas da-
von erfahren, wenn sie die Infra 
aufsuchen, und oft tauche die 
Frage auf, ob das Gespräch 
wirklich vertraulich sei. «Aber 
wenn sie mal hier sind, dann 
entsteht eine intime Atmosphä-
re und sie sind erleichtert darü-
ber, uns aufgesucht zu haben.» 

Stereotypen und traditionel-
le Rollenbilder hemmen die 
Gleichstellung der Geschlechter 
fortlaufend. Überwunden sind 
sie noch lange nicht. Darum 
braucht es solche Anlaufstellen 
wie die Infra, die sich dafür ein-
setzt, dass die Care-Arbeit von 
der Gesellschaft wertgeschätzt 
wird, und die präventiv arbeitet, 
damit Frauen ein unabhängiges 
Leben mit oder ohne Ehemann 
führen können. Dafür braucht es 
aber auch den Einsatz der Ar-
beitswelt, Politik, Gesetzgebung 
und Gesellschaft, um das Den-
ken in alten Mustern loszu -
werden.

Petra Eichele setzt sich dafür ein, dass sich verheiratete Frauen selbst um ihre Finanzen kümmern und 
darüber klar im Bilde sind. Bild: Tatjana Schnalzger
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«Antirassistisch zu sein bedeutet nicht, 
keine Fehler zu machen»
Interview Anja Glover leitet Workshops zum Thema Antirassismus. Zum Int. Tag gegen Rassismus erklärt sie im Interview mit dem Amt für Soziale Dienste, 
Fachbereich Chancengleichheit, warum wir in einer rassistischen Gesellschaft leben und wie man Alltagsrassismus erkennt. 

VON GABRIELLA ALVAREZ-HUMMEL

Die Internetverbindung im 
ruralen Ghana reicht leider 
nicht aus für ein Video-In-
terview, aber der Ton allei-

ne funktioniert gut. Anja Glover, 29, 
befi ndet sich gerade auf einer, wie 
sie es nennt, Studienreise im Land 
ihrer Familie väterlicherseits. Nach 
der Durchführung von knapp 60 An-
tirassismus-Workshops an Schweizer 
Schulen, Organisationen und ande-
ren Institutionen allein im Jahr 2021 
schien die Zeit reif für eine Pause 
und Neuordnung. 
Seit 2020 ist das Interesse an sol-
chen Workshops gross: «Bis dahin 
haben sich nicht viele Unternehmen 
oder auch Schulen für das Thema in-
teressiert. Ich wurde lediglich kon-
taktiert, wenn es etwa zu einem 
konkreten Rassismus-Vorfall gekom-
men ist. Über Alltagsrassismus, also 
Rassismus, der unbewusst passiert, 
wussten nur sehr wenige Bescheid.» 
Heute erhält Glover täglich Anfragen 
für Antirassismus-Workshops. 

Eigene Privilegien erkennen im 
 Antirassismus-Workshop
Wie kann man sich einen solchen 
Workshop vorstellen? «Ich beginne 
immer mit meinen eigenen Erfah-
rungen», so Glover. So versuche sie, 
Empathie auszulösen und Nähe zu 
schaffen. In einem zweiten Schritt 
erarbeitet sie mit den Teilnehmen-
den, welche Privilegien Menschen 
haben, die solche Rassismus-Erfah-
rungen nicht machen müssen. Es sei 
nicht die Absicht, einen Vorwurf zu 
machen, sondern es gehe darum, ge-
sellschaftliche Selbstverständlich-
keiten zu dekonstruieren. In diesem 
Zusammenhang zeigt Glover den 
historischen Kontext auf. Dabei legt 
sie ein Augenmerk auf die Unter-
scheidung zwischen Rassismus, der 
seine Wurzeln in der kolonialen Ver-
gangenheit hat, und anderen Arten 
von Diskriminierung: «Viele Men-
schen haben das Gefühl, schon Ras-
sismus erlebt zu haben. Hier ist es 
wichtig, aufzuzeigen, dass andere 
Diskriminierungsarten nicht weni-
ger schlimm sind, aber dass man 
diese Formen nicht miteinander ver-
mischen sollte.» 
Schliesslich wendet sich der Work-
shop dem Alltag zu. Dabei zeigt Anja 
Glover Ausschnitte oder Bilder aus 
Kinderbüchern, von Nahrungsmit-
teln, Werbungen und Marketing-
Kampagnen. Die Teilnehmenden 
sollen herausfinden, wo Rassismus 
zu sehen ist und warum. «Das ist der 

interessanteste Teil, weil die meis-
ten den Rassismus nicht direkt er-
kennen. Einige sehen Problemati-
ken, verstehen aber nicht, warum es 
sich um Rassismus handelt. Viele er-
schrecken dann auch sehr. Denn: 
Rassismus kann sich überall verste-
cken.» 

Gut gemeint kann trotzdem 
 rassistisch sein
So passiere es oft, dass Teilnehmen-
de etwa die Debatte um die Bezeich-
nung des Schokokusses plötzlich in 
einem anderen Licht sehen. Tatsa-
che ist, so Glover: «Der Begriff, um 
den diskutiert wird, hat einen klar 
rassistischen Ursprung, auch wenn 
man dazu sagt, es sei nicht böse ge-
meint.» Dass Rassismus Boshaftig-
keit bedinge, sei ein Fehlgedanke. 
Man könne es gar sehr gut meinen 
und trotzdem rassistisch sein. Bei-
spielsweise verwenden manche Or-
ganisationen der «Entwicklungszu-
sammenarbeit» stereotype Bilder 
für ihre Spendenwerbungen. Man 
solle in Hinsicht auf den Schokokuss 
auch die eigenen Abwehrreaktionen 
inspizieren: Wer meint, es sei doch 
keine grosse Sache, könne konse-
quenterweise auch einsehen, dass es 
keine grosse Sache ist, sich einen 
neuen Begriff anzugewöhnen.
Dabei drängt sich auch die Frage 
auf: Wenn eine kleine Süssigkeit be-
reits solche Debatten und Abwehr-

mechanismen auslöst, wie will die 
Gesellschaft dann die grossen Ras-
sismus-Themen anpacken?
Beim Bewusstmachen solcher Sach-
verhalte käme es oft vor, dass Work-
shop-Teilnehmende sich zunächst 
entmutigt fühlen: «Viele müssen 
dann für sich feststellen, dass sie 
schon Fehler gemacht oder anders 
als gewünscht reagiert haben. Mein 
Ziel ist aber, dass sie den Workshop 
mit Hoffnung verlassen. Dass sie 
merken, dass sie noch nicht dort 
sind, wo sie sein möchten. Es ist ein 
Prozess. Wer neugierig ist, kann 
ganz viel Neues dazulernen.» 

Antirassismus in der Bildung
Dass dieser Prozess auch gesell-
schaftlich noch aktiv andauert, zeig-
te sich im vergangenen Jahr in der 
medialen Öffentlichkeit – Anja Glo-
ver mittendrin. Sie tweetete: «Re-
nommierter Schweizer Lehrmittel-
verlag gibt mir den Auftrag, eine 
Checkliste zu erstellen für einen an-
ti-rassistischen Unterricht. Die 
Checkliste wird abgelehnt: zu viel 
‹politischer Sprengstoff›.» Der Ver-
lag erklärte den Medien, Anja Glo-
vers Checkliste sei nicht konkret ge-
nug auf mögliche Situationen im 
Schulalltag eingegangen. Glover 
ging es jedoch darum, nicht Symp-
tombekämpfung zu betreiben, son-
dern den Lehrkräften aufzuzeigen, 
wie sie den systemischen und inter-

nalisierten Rassismus erkennen – in 
sich selber oder etwa in veralteten 
Lehrmitteln – und im Schulbetrieb 
angehen können. 
«Es ist mir sehr wichtig, dass an den 
Schulen etwas passiert. Ich kenne 
viele Eltern mit Kindern, die von 
Rassismus betroffen sind und immer 
noch die gleichen Erfahrungen ma-
chen wie ich zu meiner Schulzeit», 
so Glover. Die Angst, Rassismus als 
solchen zu benennen, auch wenn es 
ungemütlich wird, sei noch immer 
grösser als der Wille, den Rassismus 
ganzheitlich anzugehen. 
Anja Glover ist, trotz allem, optimis-
tisch: «Ich habe in den letzten Jah-
ren schon einige Veränderungen er-
lebt. Darum glaube ich, dass ich 
auch noch viele miterleben darf.» 
Wichtig sei: «Antirassistisch zu sein 
bedeutet nicht, keine Fehler zu ma-
chen. Es geht darum, Fehler zu er-
kennen, sie anzuerkennen und es 
das nächste Mal besser oder anders 
zu machen. Das Zweite ist: Dass wir 
in einem rassistischen System aufge-
wachsen sind, ist nicht unsere 
Schuld heute. Aber wir können et-
was dafür tun, dass zukünftige Ge-
nerationen nicht in diesem System 
aufwachsen.» Zudem empfiehlt sie 
jeder Person, sich die Zeit zu neh-
men und mindestens ein Buch zur 
Thematik zu lesen: «Wenn man näm-
lich solch ein Buch mal gelesen hat, 
kommt man weg von einer Es-ist-

nicht-meine-Schuld-Haltung zu einer 
«Ich-will-Verantwortung-überneh-
men-Einstellung.»   (pr)

Anja Glover. (Foto: Anja Glover)

Die UNO erklärte im Jahr 1966 den 
21. März zum Internationalen Tag zur 
Beseitigung der Rassendiskriminie-
rung. humanrights.ch schreibt: «Ras-
sismus, als tiefgreifendes Problem, 
sei es strukturell, institutionell und 
oder individuell, prägt das Leben 
vieler Menschen und beeinträchtigt 
ihren Alltag und ihre Lebensqualität. 
Dennoch werden Rassismus und Dis-
kriminierung immer noch zu oft ba-
nalisiert.» Was man dagegen tun 
kann: lesen. «Exit Racism» von Tu-
poka Ogette dient vielen als Einstieg 
und ist auch kostenlos auf Spotify zu 
hören.

WEITERE INFORMATIONEN

Buch «Exit Racism». (Foto: exitracism.de)

ANZEIGE

FBP Eschen/Nendeln
Fierobedbier am Donnerstag

Wann
Am Donnerstag, 31. März 2022 
um 18.30 Uhr in der Weinstu-
be in Nendeln.

Was
Bei guten Gesprächen wollen 
wir mit euch einen gemütli-
chen Abend unter Freunden 
verbringen. Alle Einwohner 
sind dazu eingeladen.

Kontakt
E-Mail: info@fbp.li
Internet: www.fbp.li

FBP-TERMINE

Kindertheater

«Gschwüschterti» 
im TAK in Schaan
SCHAAN Mit dem Stück 
«Gschwüschterti» gastiert das 
Theater Sgaramusch aus 
Schaffhausen mit dem Theater 
Weltalm aus Bern derzeit im 
TAK in Schaan – gestern im 
Rahmen des Welttags des Thea-
ters für Kinder und Jugendli-
che der ASSITEJ. «Gschwüsch-
terti» ist eine Hommage und 
Denkanstoss an alle Brüder 
und Schwestern, ob Jung oder 
Alt. Zu sehen ist das äusserst 
humorvolle, einstündige Thea-
terstück für ein Familienpubli-
kum ab sieben Jahren auch 
noch am heutigen Montag um 
10 Uhr (ausverkauft) und um 14 
Uhr. (Text: red ; Foto: Paul Trummer) 
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Bei den Reichsbürgern herrscht Funkstille 
GCCL-Gründer organisiert keine Zoom-Meetings mehr vom Gefängnis aus. 

Seit bereits mehr als einem hal-
ben Jahr sitzt Carl-Peter Hof-
mann, Gründer der Reichsbür-
gergruppierung «Global Court 
of the Common Law» (GCCL), 
im Landesgefängnis in Ausliefe-
rungshaft. Allerdings hat die 
Haft Hofmann bislang nicht da-
ran gehindert, im Kontakt mit 
seinen Anhängern zu bleiben. 
Denn vom Gefängnis heraus 
konnte der 61-Jährige per Tele-
fonanruf Zoom-Meetings der 
Reichsbürgergruppierung orga-
nisieren. Aber mittlerweile soll 
damit Schluss sein, wie das «Va-
terland» aus informierten Krei-
sen in Erfahrung brachte. 

Wärter schauen Hofmann 
beim Tippen auf die Finger 
Denn das letzte Zoom-Meeting 
des GCCL soll vor einem Monat, 
am 20. Februar, stattgefunden 
haben. Seitdem herrscht Funk-
stille. Aber im bisher letzten 
Treffen habe Carl-Peter Hof-
mann erklärt, dass nun immer 
ein Wärter anwesend sei, wenn 
er eine Nummer ins Telefon 
eintippe. Dass die Wärter ihm  
auf die Finger schauen, brachte 
Hofmann, gemäss informierten 
Kreisen, in Zusammenhang mit 

der Berichterstattung zu den 
GCCL-Meetings aus dem Ge-
fängnis. Auf Anfrage erklärte die 
Landespolizei hingegen, dass 
grundsätzlich jeder Insasse ein 
Gesuch stellen muss, wenn er 
 telefonieren will. Dabei müsse 
er auch die entsprechende Tele-
fonnummer angeben. Und dem-
entsprechend werde bei Carl-

Peter Hofmann nur sicherge-
stellt, «dass die Eingabe der Te-
lefonnummer gemäss dem  
Gesuch getätigt wird», so die 
Landespolizei. 

Staatsgerichtshof  
entscheidet nächste Woche 
Allzu lange wird Carl-Peter Hof-
mann aber nicht mehr in Auslie-

ferungshaft sitzen. In seiner 
kommenden Session vom 
28./29. März wird der Staatsge-
richtshof das endgültig Urteil 
darüber fällen, ob Hofmann an 
Österreich ausgeliefert wird. 
Das Nachbarland hat den 61-
Jährigen aufgrund einer Reihe 
von Straftaten zur Verhaftung 
ausgeschrieben. (equ)

Nächste Woche entscheidet der STGH über die Auslieferung des inhaftierten Reichsbürgers. Bild: E. Korac

Fall «Mühle»: Beschwerde 
endgültig abgewiesen 
Fix ist der Abbruch des Gasthofs noch nicht. Denn es gibt Interessenten an der Liegenschaft. 

Elias Quaderer 
 
Im August 2020 beschloss der 
Vaduzer Gemeinderat, dass der 
Landgasthof Mühle einer Grün-
anlage weichen soll. Doch seit 
beinahe zwei Jahren wehren 
sich die Anwohner – insbeson-
dere die Interessensgemein-
schaft Mühle mit ihrer Frontfrau 
Anita Mathis-Frommelt – gegen 
den Gemeinderatsentscheid. 
Sie plädieren dafür, dass der 
Gasthof erhalten bleibt. Statt 
eine Grünanlage zu errichten, 
soll sich die Gemeinde besser 
darum kümmern, dass wieder 
ein Gastrobetrieb in die Liegen-
schaft einzieht. 

Aber nun ist der Widerstand 
an ein Ende gelangt: Am 11. 
März traf der Verwaltungsge-
richtshof den endgültigen Ent-
scheid, dass der Beschwerde 
Mathis-Frommelts nicht statt-
gegeben wird. 

Für VGH ist Ergreifung der 
Initiative nicht zulässig 
Zur Erinnerung: Mathis-From-
melt lancierte im Herbst 2020 
ein Referendum gegen den 
«Mühle»-Abbruch, das aber 
mangels Unterschriften schei-
terte. Darauf wollte die «Müh-
leholzerin» eine Initiative zum 
Erhalt des Landgasthofs star-
ten. Aber für die Gemeinde so-
wie die Regierung ist das Volks-
begehren nicht rechtens, da die 
Initiative sich inhaltlich iden-
tisch mit dem gescheiterten 
 Referendum gestaltet. Mathis-
Frommelt zog den Fall aber vor 
den Verwaltungsgerichtshof 

und bekam teilweise recht: Im 
April 2021 gab der Gerichtshof 
der Beschwerde insofern statt, 
als dass die Vaduzerin in ihrem 
«Recht auf Gehör» verletzt 
wurde. Die Regierung habe ihr 
nur eine «äusserst kurze Äusse-
rungsfrist» eingeräumt. Damit 
ging der Fall zurück an die Re-
gierung. Doch sie blieb bei ihrer 
Haltung, dass die Initiative nicht 
zulässig ist.  

Darauf reichte Mathis-
Frommelt nochmals eine Be-
schwerde beim Verwaltungsge-
richtshof ein. Vor zwei Wochen 
wies nun aber auch der Ge-

richtshof die Beschwerde ab. 
Wie aus dem Urteil hervorgeht, 
vertritt auch der VGH die An-
sicht, dass die Initiative zum Er-
halt der «Mühle» inhaltlich 
identisch ist mit dem gescheiter-
ten Referendum. Aus diesem 
Grund sei die Initiativergreifung 
nicht zulässig. Auf Anfrage woll-
te Mathis-Frommelt das neue 
Urteil des Verwaltungsgerichts-
hofs nicht kommentieren. 

Gemeinde Vaduz kann nun 
«weitere Schritte» planen 
Völlig vergebens war der fast 
zweijährige Widerstand aber 

nicht. Denn vor einem Monat 
bestätigte die Gemeinde Vaduz, 
dass es Interessenten für die Lie-
genschaft gebe. Darunter sollen 
sich gemäss informierten Krei-
sen auch Investoren befinden, 
die den Gastrobetrieb wieder 
aufleben lassen wollen. 

Die Gemeinde Vaduz er-
klärte im Februar, dass sie erst 
«weitere Schritte» planen kön-
ne, sobald der Verwaltungsge-
richtshof einen endgültigen 
Entscheid getroffen hat. Somit 
sollte jetzt allfälligen Verhand-
lungen mit den Interessenten  
nichts mehr im Weg stehen.

Seit beinahe zwei Jahren wird um den Erhalt des Landgasthofs Mühle gerungen. Bild: T. Schnalzger

Erster Schultag hierzulande 
für Kinder aus der Ukraine 
Am 16. März aktivierte die Regierung den Schutz-
status «S» für Kriegsvertriebene. Unter anderem 
erhalten die ukrainischen Kinder, die sich hier im 
Land aufhalten, damit das Recht auf Bildung. 
Gestern hatten rund 20 Kinder und Jugendliche 
aus der Ukraine ihren ersten Schultag in Liech-
tenstein, wie Reto Mündle, Kommunikationsver-
antwortlicher beim Schulamt, gegenüber Radio L 
erklärt.  

«Das Bildungsniveau und die Voraussetzun-
gen sind sehr unterschiedlich. Die Integration in 
die Schulen soll individuell und gut begleitet 
stattfinden», erklärt Reto Mündle. Für die Kinder 
und Jugendliche soll es der Weg zurück in einen 
normalen Alltag werden. «Neben Deutsch wird 
ihnen auch intensiv die liechtensteinische Kultur 
vermittelt, zum Beispiel mit Ausflügen und  
Besichtigungen.» 

Während die Jüngeren im Vorschulalter direkt 
in den Kindergarten kommen, besuchen die Äl-
teren eine Extraklasse mit dem Schwerpunkt 
«Deutsch als Zweitsprache». Diese Massnahme, 
welche die Voraussetzung für eine Aufnahme in 
eine Regelklasse darstellt, gelte vorerst bis zu den 
Sommerferien. Bis dahin sollte klar sein, wo die 
Familien leben werden, falls sie längerfristig in 
Liechtenstein bleiben. (red)

50 Millionen Fahrten  
mit der Fairtiq-App 
Fairtiq, das auch bei Fahrten mit der Liemobil ge-
nutzt werden kann, hat einen neuen Meilenstein 
erreicht: Inzwischen wurden 50 Millionen Reisen 
mit der E-Ticket-App absolviert. Zum rapiden 
Wachstum tragen auch mehrere grosse Regionen 
in Deutschland und Frankreich bei, die in den 
vergangenen Monaten zu Partnern wurden. (pd)

Mehr als ein Drittel der  
Fahrzeuge hybridelektrisch 
Im Februar 2022 wurden 154 fabrikneue Fahrzeu-
ge, davon 104 Personenwagen, vom Amt für 
Strassenverkehr erstzugelassen. In der Rangfolge 
der meistzugelassenen Personenwagen lag die 
Marke VW mit 20 Personenwagen im Februar 
2022 an erster Stelle, gefolgt von Audi (14), 
Toyota (10) und Mercedes (10). Mit 37 Personen-
wagen sind mehr als ein Drittel der 104 erstzuge-
lassenen neuen Personenwagen hybridelektrisch 
betriebene Personenwagen. (pd)
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Endstand von gestern Abend: 625 Teilnehmer. 
Jetzt mitmachen auf: www.vaterland.li

Ich beteilige mich an Spendenaktionen.

9 %

35 %

Ich möchte Flüchtlinge bei mir aufnehmen.

Ich bete für die Menschen im Kriegsgebiet.

56 %

Umfrage der Woche 

Frage: Wie helfen Sie den  
Menschen in der Ukraine?
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Vorwiegend Frauen und Kinder in Ruggell 
26 Asylsuchende aus der Ukraine wurden in den vergangenen Tagen im Vereinshaus untergebracht – eine Herausforderung für alle Seiten. 

Desirée Vogt 
 
In Ruggell wurde die erste 
«Aussenliegenschaft» ausser-
halb des Asylzentrums Vaduz 
bezogen. Das Ruggeller Ver-
einshaus wurde in den vergan-
genen Tagen so umfunktio-
niert, dass insgesamt 26 Perso-
nen Unterschlupf gefunden 
haben, die dort auch längerfris-
tig bleiben können. Am Mitt-
wochmorgen informierten Rug- 
gells Vorsteherin Maria Kaiser 
sowie Heinz Schaffer, Ge-
schäftsführer der Flüchtlings-
hilfe Liechtenstein, über die all-
gemeine sowie die besondere 
Situation in Ruggell. 

«Die Solidarität 
ist riesig» 
Die ersten 18 Personen wurden 
bereits vergangene Woche im 
Vereinshaus untergebracht, 
gestern fanden dort weitere  
8 Asylsuchende einen Unter-
schlupf. Dabei handelt es sich 
vorwiegend um Frauen und 
Kinder, wie Heinz Schaffer in-
formiert. Auf dieses Klientel 
werde bei der Belegung Priori-
tät gelegt, zumal sich das Ver-
einshaus aufgrund der Infra-
struktur, aber auch aufgrund 
der geografischen Lage und der 
Umgebung hervorragend für 
sie eigne.  

Die Gemeinde Ruggell stellt 
aber weit mehr als nur das Ge-
bäude zur Verfügung, sondern 
packt auch in allen Fragen rund 
um die Beherbergung und Ver-
sorgung der Schutzsuchenden 
tatkräftig mit an. Mit vereinten 

Kräften wird rund um die Uhr 
daran gearbeitet, dass es den 
dort untergebrachten Personen 
an nichts mangelt. Wünsche 
werden täglich entgegenge-
nommen und schnellstmöglich 
erfüllt. Aber nicht nur die Ge-
meinde und deren Mitarbeiter 
zeigen sich grosszügig, auch auf 
wirtschaftlicher und privater 
Ebene ist die Solidarität mit den 
Flüchtlingen sehr gross. So 
wurden bereits Decken und 
Kissen sowie weitere nötige An-
schaffungen gespendet, die ver-
schiedenen Schlafsäle gemütli-

cher um- und mit weiteren Mö-
beln ausgestaltet. «Das Entge-
genkommen ist riesig», freut 
sich Ruggells Vorsteherin Maria 
Kaiser über die vielen Hilfsan-
gebote und bedankt sich auch 
bei den zahlreichen Vereinen 
wie etwa den Pfadfindern und 
dem Judoclub, die derzeit im 
Vereinshaus auf einiges ver-
zichten müssen. Ausserdem 
würden vor allem die Pfadfin-
der sich sehr darum bemühen, 
die «Neuankömmlinge» ins ge-
sellschaftliche Leben zu inte-
grieren, indem sie diese zu di-

versen Anlässen einladen. Das 
ist genau im Sinne der Flücht-
lingshilfe, wie Heinz Schaffer 
betonte, «Hilfe zur Selbsthilfe» 
sei das oberste Gebot. Je 
schneller sich die Ukraine-
Flüchtlinge im Land zurechtfin-
den, umso weniger sind sie auf 
Hilfe angewiesen.  

Betreuung auch in  
Ruggell sichergestellt 
Die Flüchtlingshilfe steht den 
Schutzsuchenden – die teilwei-
se stark traumatisiert sind – in 
allen Lebenslagen zur Seite 

und stellt sowohl die wirt-
schaftliche, medizinische wie 
auch psychosoziale Versorgung 
sicher. Auch berät und begleitet 
sie während des gesamten Auf-
enthaltes und unterstützt die 
Flüchtlinge bei der Arbeitssu-
che. Weil die Mitarbeiter der 
Flüchtlingshilfe aber nicht 
rund um die Uhr und sieben 
Tage die Woche gleichzeitig am 
Standort in Vaduz sowie in 
Ruggell vertreten sein können, 
werden sie bei der Betreuung 
durch die Freiwilligen von Zeit-
polster.li unterstützt. Sie über-

nehmen tagsüber vor allem die 
Aufgabe als Ansprechperson, 
klären vor Ort die wichtigsten 
Fragen, nehmen Anliegen und 
Wünsche entgegen und kon-
taktieren die jeweils zuständi-
gen Stellen, wenn Notfälle ein-
treten und wichtige Fragen 
schnell geklärt werden müs-
sen. Auch hierbei gilt laut 
Schaffer der Grundsatz «Hilfe 
zur Selbsthilfe». 

Beschulung «ortsnah» 
ermöglichen 
Ein weiterer Punkt, an dem 
momentan intensiv gearbei-
tet wird, ist eine möglichst 
wohnortnahe Beschulung der 
Flüchtlingskinder. Derzeit müs- 
sen die Kinder aus Ruggell 
etwa mit dem Bus nach Balzers 
fahren, wo sie die speziell für 
die Kinder aus dem Kriegsge-
biet gegründeten DAZ-Klassen 
(Deutsch als Zweitsprache) be-
suchen können. Das Schulamt 
sei sich bewusst, dass diese Si-
tuation nicht optimal sei und 
arbeite fieberhaft an Lösun-
gen, um den Schulweg mög-
lichst kurz zu halten. «Das ist 
allerdings eine riesige Heraus-
forderung – nicht nur perso-
nell, sondern auch in Bezug 
auf die Infrastruktur», weiss 
Heinz Schaffer. Wie übrigens 
in allen Fragen rund um  
die Flüchtlingshilfe. Deshalb 
müssten die Kräfte gebündelt 
und Anliegen kanalisiert wer-
den. «Ich bin sicher, dass wir 
das als Land schaffen – mit 
vereinten Kräften», ist Schaf-
fer überzeugt. 

Ruggells Vorsteherin Maria Kaiser und Heinz Schaffer, Geschäftsführer der Flüchtlingshilfe, informierten vor Ort. Bild: Tatjana Schnalzger

Verfahren gegen Universität bringt heikle Details ans Licht    
Eine Zivilklage lässt aufhorchen: Ein Mitarbeiter verklagt die Uni Liechtenstein. Die ehemalige Rektorin Baumöl war als Zeugin geladen. 

Ein entlassener Mitarbeiter 
klagt gegen die Uni Liechten-
stein, weil ihm seine 
Kündigung sauer aufstösst. In 
einer über vierstündigen Ver-
handlung befasste sich das 
Landgericht gestern mit dieser 
arbeitsrechtlichen Angelegen-
heit und mit der Frage, wie es 
zur Entlassung im vergangenen 
Jahr kam, die in den Augen des 
Klägers offensichtlich streitbar 
ist. Der ehemalige Angestellte 
war in einer Doppelfunktion an 
der Universität Liechtenstein 
als wissenschaftlicher Mitar-
beiter und als Datenschutzbe-
auftragter tätig. Die Uni kün-
digte ihren Hüter des Daten-
schutzes Anfang des Jahres 
2021, während der Job als wis-
senschaftlicher Mitarbeiter in 
einem Teilzeitpensum bis Som-
mer befristet war.  

Interessant ist der Fall vor 
allem vor dem Hintergrund, 
dass die Uni innerhalb von fünf 
Jahren zwei Rektoren und zwei 
Prorektoren verlor. Die Fluk-
tuationsrate ist für Aussenste-
hende beachtlich: Über einen 
dreijährigen Zeitraum von 
2019 bis 2021 verzeichnete die 
Bildungseinrichtung insgesamt 
95 Abgänge – bei einem aktuel-
len Mitarbeiterstand von knapp 
200. Doch zurück zum Kläger 
selbst und dem gestrigen Ver-

fahren. Drei Zeugen – bis vor 
Kurzem noch Uni-Mitarbeiter – 
waren geladen, um der Frage 
auf den Grund zu gehen, wie es 
zur Entlassung des Klägers 
kam.  

Geriet ein ganzer Lehrstuhl 
ins Fadenkreuz? 
Für Aussenstehende besonders 
auffällig war die Aussage der 
Zeugin Ulrike Baumöl, die ehe-
malige Rektorin der Uni bis 
zum April des vergangenen Jah-
res. Sie gab unter Eid zu Proto-
koll, dass sie der Präsident des 
Universitätsrates, Klaus Tschüt-
scher, schriftlich aufgefordert 
hatte, den Datenschutzbeauf-
tragen vor die Tür zu setzen. 
Der Grund: Tschütscher sah es 
als problematisch an, dass der 
Kläger auch interimistisch eine 
weitere Funktion als Pro-
grammleiter übernommen hat-
te – was Tschütscher laut Baum-
öl zufällig über die Webseite er-
fuhr. 

Jener sah demnach einen 
Interessenkonflikt und stellte 
sich die Frage, ob die Tätigkeit 
als Datenschutzbeauftragter 
noch weitere Aufgaben in der 
Verwaltung der Uni gesetzlich 
erlaube. Nach Ansicht von 
Baumöl bestand weder ein In-
teressenkonflikt noch ein ge-
setzlicher Verstoss. Die kürzlich 

angepasste Dienst- und Besol-
dungsordnung der Uni Liech-
tenstein rückte in den Fokus:  
Die Anwältin des Klägers zielte 
in ihrer Befragung der Zeugen 
zum Beispiel darauf ab, heraus-
zufinden, ob diese als Vorwand 
diente, um die Kündigung des 
Datenschutzbeauftragten le-
diglich zu rechtfertigen. Baum-
öl verneinte das zwar, doch be-
tonte sie: Erst später kam die 
Begründung seitens des Präsi-
denten des Uni-Rates hinzu, die 
Anpassung der Dienst- und Be-
soldungsordnung erlaube sol-
che «Doppelfunktionen» nicht 
mehr. «Mir kam das wie eine 

Ausrede vor», sagte Baumöl 
gestern vor Gericht.  

Rechtsextremismus:  
Eine interne Untersuchung 
Durch was liess sie sich zu einer 
solchen Vermutung hinreissen? 
Sie berief sich auf einen Chat-
Verlauf zwischen ihr und dem 
Präsidenten des Uni-Rates. Da-
bei sprach sie eine interne Un-
tersuchung an, die es an der Uni 
unlängst gab. Nach einer ano-
nymen E-Mail im Jahr 2019 
wurde diese in Gang gesetzt, 
weil es Vorwürfe gegen einen 
Mitarbeiter gab, einen rechtsra-
dikalen Hintergrund zu haben. 

Der Eindruck bestand laut 
Baumöl beim Präsidenten des 
Universitätsrates, dass an dem 
betroffenen Lehrstuhl  – an dem 
auch der Kläger tätig war – nicht 
alles mit rechten Dingen zuging 
und der Lehrstuhl unter Gene-
ralverdacht gestellt wurde. Das 
schlussfolgerte Baumöl aus 
dem Chat-Verlauf mit dem Prä-
sidenten, aus dem sie Passagen 
zitierte: «Diese Innsbrucker-
Gang müssen wir so schnell wie 
möglich ausdünnen». Dabei 
empfand sie die «Anordnung», 
den Datenschutzbeauftragen 
zu entlassen, als Eingriff in ihre 
Aufgabenkompetenz – und auch 

sonst seien Entscheide über ih-
ren Kopf hinweg getroffen wor-
den. Es wird schnell klar: Zwi-
schen Rektorin und Universi-
tätsrat kam es wohl zu einem 
schweren Zerwürfnis. Ein heik-
ler Punkt: Der Vorgesetzte des 
Klägers war einer der drei Zeu-
gen, doch seine Karriere bei der 
Uni nahm selbst kein gutes 
Ende, denn die Uni trennte sich 
von ihm. Der Grund: Er wurde 
für ein Steuerdelikt in Öster-
reich aus der Zeit vor seiner Tä-
tigkeit an der Universität Liech-
tenstein verurteilt. 

Am Ende standen in 
diesem Verfahren die Fragen 
im Raum: Hat die Uni versucht, 
den Kläger unter einem Vor-
wand loszuwerden oder als Da-
tenschutzbeauftragten abzube-
rufen? Und falls ja, aus welchen 
Gründen? Baumöl und der ehe-
malige Personalchef gaben an, 
dass ihnen keinerlei Fehlver-
halten des Klägers bekannt 
war. Oder übertreibt der ehe-
malige Mitarbeiter, denn laut 
Baumöl war es vorgesehen, 
dass er seine Tätigkeit als wis-
senschaftlicher Mitarbeiter be-
halten hätte können? Ein Urteil 
wurde noch nicht gesprochen, 
da das Verfahren noch nicht ab-
geschlossen ist.  

 
Dorothea Alber

Ein entlassener Mitarbeiter verklagt die Universität Liechtenstein.  Bild: Tatjana Schnalzger
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Wenn das Geld nur für Toastbrot reicht 
Eine Studie unter den Mitgliedern des Seniorenbundes kommt zum eindeutigen Schluss: Altersarmut ist auch im Fürstentum ein Thema. 

Interview: Elias Quaderer 
 
Erstmals hat Sozialarbeiterin 
Lisa Hermann im Rahmen 
 ihrer Masterarbeit das Thema 
Altersarmut in Liechtenstein er-
forscht. Mittels einer Umfrage 
unter den Mitgliedern des Se-
niorenbunds konnte sie aufzei-
gen, dass es auch im Land Se-
nioren und Seniorinnen gibt, die 
armutsgefährdet sind.  

Frau Hermann, was bietet 
Ihre Studie Neuartiges für 
die Sozialforschung in  
Liechtenstein? 
Lisa Hermann: Zentral ist, dass 
es sich um die erste Erhebung 
handelt, die so viele Personen 
befragte. Mehr als 200 Mitglie-
der des Seniorenbunds nahmen 
an der Umfrage teil. Zudem 
wurden die Teilnehmer nicht 
nur zu ihren finanziellen Ver-
hältnissen befragt, sondern zu 
verschiedenen Herausforde-
rungen, mit denen ältere Men-
schen konfrontiert sind. 

Von den befragten Senioren 
sind gemäss Ihrer Studie 
rund sechs Prozent armuts-
gefährdet. Wie interpretie-
ren Sie diese Zahl? 
Es ist kaum möglich von den 
Mitgliedern des Seniorenbun-
des auf die Gesamtbevölkerung 
zu schliessen. Dennoch zeigt 
die Umfrage deutlich: Auch bei 
uns gibt es Altersarmut. Diese 
Erkenntnis steht konträr zu den 
bisherigen Aussagen der Regie-
rung, dass es in Liechtenstein  
keine Personen gibt, die in Ar-
mut leben. 

Woran ist festzumachen,  
dass diese sechs Prozent  
armutsgefährdet sind? 
Dieser Anteil der Befragten gilt 
als armutsgefährdet, da sie auf 
bestimmte Dienste, wie Arztbe-
suche oder Pflegeausgaben, ver-
zichten. Und die Erfahrung 
zeigt, dass für solche Personen 
mit fortschreitendem Alter die 
Gefahr nur noch mehr zunimmt, 
in die Armut abzurutschen. 

Neben der Umfrage haben Sie 
auch Interviews mit Experten  
geführt. Dort werden  
eindrückliche Beispiele für 
Altersarmut erwähnt. 
Genau. Die Experten erzählen 
von Fällen, bei denen eine Per-
son sich nur noch von Toastbrot 
ernährt, um Geld zu sparen. 
Oder eine Person, die nur noch 
zwei Franken als einzig verfüg-
bares Geld besitzt.   

Wie ist so etwas in  
Liechtenstein möglich? 
Jeder im Land hat Anrecht auf 
Sozialhilfe. Jedoch muss dieses 
Grundrecht von der entspre-
chenden Person auch angefor-
dert werden. Und es gibt einige 
Personen, die sich aus Scham 
nicht trauen, die Leistungen zu 
beziehen. In den Interviews er-
zählten die Experten, dass viele 
lieber nichts beziehen wollen 
und stattdessen mit der Hal -
tung leben: «Irgendwie geht es 
schon.» 

Der Landtag überwies im 
März ein Postulat, um die 
Hürden für die Prämienver-
billigung zu senken. Können 
Sie aus Ihrer Studie auch 
schliessen, dass hier zu 
grosse Hürden bestehen? 
Die Prämienverbilligung ist 
beim Amt für Soziale Dienste 
angegliedert. Nur schon vor 
dem Gang auf das Amt haben 
viele Hemmungen. Daneben 
wissen viele nicht, ob sie über-
haupt anspruchsberechtigt sind. 
Drittens bestehen aber auch 
häufig persönliche Hemmun-
gen, staatliche Leistungen zu 
beanspruchen. Diese drei 
Hemmschwellen gilt es abzu-
bauen. 

Wie ein roter Faden zieht 
sich das Thema Wohnen im 
Alter durch Ihre Arbeit. 
Liechtenstein muss sich überle-
gen, wo zukünftig ältere Perso-
nen leben sollen. Denn alters-
gerechte Wohnungen auf dem 
Markt zu finden, gestaltet sich 
schwierig. Und das Eigenheim 

altersgerecht umzubauen, ist 
nur mit einem grossen finan-
ziellen Aufwand möglich. Aber 
die Herausforderungen beim 
Wohnen sind Teil eines grösse-
ren Problems. 

Und das wäre? 
Liechtenstein fehlt bislang eine 
definierte Altersstrategie. Und 
darin würden auch Konzepte 
gehören, wie die Senioren auch 
künftig in genügenden Rahmen 
finanziell abgesichert werden 
oder welche Wohnmöglichkei-
ten das Land bietet. 

Das jetzige Regierungspro-
gramm sieht eine Altersstra-
tegie vor und die Vorarbeiten 
dafür haben schon begonnen. 
Dennoch sind wir in Liechten-

stein erst in den Anfängen dieser 
Themen. In anderen Staaten ist 
es bereits seit Langem gang und 
gäbe, dass die Probleme des äl-
teren Gesellschaftteils grundle-
gend erfasst werden. 

Sie haben die Teilnehmer der 
Studie gefragt, wo sie den 
grössten Handlungsbedarf 
sehen. Drei Viertel sprachen 
sich für höhere Renten aus. 
Muss hier der Hebel ange-
setzt werden? 
Wenn Personen über keine Pen-
sionskassen verfügen, kann es 
nur mit der AHV knapp werden. 
Darum ist diese Forderung für 
mich realistisch. Aber nur mit ei-
ner Rentenerhöhung ist es nicht 
getan. Es braucht darüber hi-
nausgehende Unterstützung. 

Eine Ihrer Forderungen ist 
eine zentrale, niederschwel-
lige Anlaufstelle für Senio-
ren. Wo greifen die bisheri-
gen Angebote zu kurz? 
Für bestimmte Einzelfälle be-
nötigt es Sozialarbeiter, die mit 
einer Person auf das Amt gehen 
und ihr helfen einen Antrag 
auszufüllen. Oder zum Zahn-
arzt, um einen Kostenvoran-
schlag zu erstellen. Für solche 
Dienste bräuchte es einen Aus-
bau der Informations- und Be-
ratungsstelle Alter (IBA). 

Aber auch lokale Angebote 
in den einzelnen Gemeinden 
sind für Sie wichtig. 
Ja. Gerade weil Senioren nicht 
mehr sonderlich mobil sind, 
braucht es auch Anlaufstellen in 

den einzelnen Gemeinden. Die 
neue Seniorkoordination der 
Gemeinden Schellenberg, 
Gamprin und Ruggell ist hier 
vorbildhaft. Aber auch die ein-
zelnen Seniorentreffs sind sicher 
hilfreich. Denn gerade durch 
den Austausch mit anderen kön-
nen viele soziale Probleme zu-
mindest abgefedert werden. 

Doch hier sehen Sie auch 
noch Luft nach oben? 
Die Möglichkeiten, um sich 
auszutauschen, könnten noch 
ausgebaut werden. Vor allem 
wenn man betrachtet, welche 
Angebote für Jugendliche exis-
tieren. 

Ihre Studie zeigt auch, dass 
Frauen tendenziell weniger 
über Pensionskassen verfü-
gen als Männer, dafür bean-
tragen sie häufiger Prämien-
verbilligung. Was ist daraus 
zu schliessen? 
Diese Erkenntnisse deuten da-
rauf hin, dass Frauen eher ar-
mutsgefährdet sind als Männer. 
Dies deckt sich auch mit Studien 
anderer europäischer Staaten. 
Grund: Frauen leisten den 
Grossteil der unbezahlten Care-
Arbeit. So entstehen Erwerbslü-
cken. Frauen zahlen weniger in 
die AHV ein und verfügen häufi-
ger über keine Pensionskasse. 
Zudem leben Frauen länger, 
sind aber mit fortschreitendem 
Alter auch mit höheren Gesund-
heitskosten konfrontiert. 

Wie kann dem Problem 
entgegengewirkt werden? 
Mögliche Ansatzpunkte sind 
 sicherlich, dass versucht wird, 
die Löhne zwischen Mann und 
Frau anzugleichen. Oder Frau-
en, die Care-Arbeit leisten, fi-
nanziell besser zu versorgen. 

Abschliessend ein Ausblick: 
Was muss sich in  
Liechtenstein noch tun? 
Das Bewusstsein, dass Altersar-
mut ein Problem im Land ist, 
muss geschärft werden. Hier 
stehen wir noch am Anfang. 

Lisa Hermann: «Nur mit einer Rentenerhöhung ist es nicht getan.» Bild: Daniel Schwendener

Auslieferung des Reichsbürgers: StGH weist Beschwerde ab 
Aber bis der GCCL-Gründer Carl-Peter Hofmann ausgeliefert wird, dauert es noch. Derweil sammeln Hofmanns Anhänger Spenden. 

Seit mehr als einem halben Jahr 
weilt Carl-Peter Hofmann, 
Gründer der Reichsbürger-
Gruppierung «Global Court of 
the Common Law» bereits in 
Liechtenstein. Die Landespoli-
zei nahm den 61-jährigen Deut-
schen im September im Zuge 
der Schliessung des Ruggeller 
Gasthofs Rössle fest.  

Grund: Die Staatsanwalt-
schaft Graz schrieb Hofmann 
international zur Verhaftung 
aus, da ihm eine Reihe von 
Straftaten vorgeworfen werden: 
Gründung und mass geb liche 
Beteiligung bei einer staats-
feindlichen Verbindung, schwe-
rer gewerbsmässiger Betrug, 
Erpressung und Anstiftung zum 
Amtsmissbrauch in insgesamt 
65 Fällen. 

Vergangenen November 
entschied Liechtensteins Ober-

gericht, dass nichts gegen eine 
Auslieferung des GCCL-Grün-
ders nach Österreich spreche. 
Aber der 61-Jährige zog den Fall 
weiter auf die nächsthöheren 
Instanzen. Aber bereits Mitte 
Dezember wies der Oberste 
Gerichtshof die Beschwerde 
Hofmanns ab. Nun fasste auch 
der Staatsgerichtshof am 29. 
März dasselbe Urteil.  

Der Beschwerdeführer war 
«mit keiner seiner Grund-
rechtsrügen erfolgreich, sodass 
der vorliegenden Individualbe-
schwerde spruchgemäss keine 
Folge zu geben ist», heisst es im 
Urteil des Staatsgerichtshofs. 

Hofmann sitzt noch  
etwas länger in Vaduz 
Allerdings lässt die Ausliefe-
rung nach Österreich noch auf 
sich warten. Wie die Landespo-

lizei auf Anfrage mitteilt, sitzt 
Hofmann immer noch im Lan-
desgefängnis in Vaduz. Darü-
ber, wann die Auslieferung vo-
raussichtlich stattfinden wird, 
wollte die Polizei aber keine 
Auskunft geben. 

Das Obergericht teilt aber  
mit, dass Carl-Peter Hofmann 
bereits vor Eingang des Urteils 
einen Wiederaufnahmeantrag 
stellte. Das Gericht werde über 
diesen zügig einen Entscheid 
treffen. Welchen Einfluss der 
Antrag aber auf die nun rechts-
gültig entschiedene Ausliefe-
rung Hofmanns habe, entziehe 
sich der Kompetenz des Ober-
gerichts.  

Denn das Auslieferungspro-
zedere handhaben das Amt für 
Justiz und das Landgericht. 
Aber in der Regel werde mit der 
Auslieferung gewartet, bis ein 

Entscheid über den Wiederauf-
nahmeantrag gefallen ist. 

GCCL bittet um Spende  
von 4000 Euro 
Dass Hofmanns Beschwerde 
abgewiesen  wurde, findet auf 
den digitalen Kanälen des 
GCCL bislang keine Erwäh-
nung. Stattdessen hiess es dort 
jüngst, dass die Gruppierung 
«in der Angelegenheit um CP 
(Carl-Peter Hofmann) einen 
grossen Schritt weitergekom-
men» sei.  

Doch nun brauche es die 
Mithilfe aller GCCL-Mitglieder 
in der Form einer Spende: «Um 
CP freizubekommen, benöti -
gen wir ca. 4000 Euro für einen 
Anwalt. Wenn alles gut geht, 
werden wir euren Anteil zu-
rückerstatten, wenn ihr es 
wollt.» (equ)

Reichsbürger Carl-Peter Hofmann sitzt bereits seit einem halben 
Jahr im Landesgefängnis. Bild: Elma Korac
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Heute
Tag der Erde 2022
Earth Day mit Motto 
«Nachhaltig, bio, fair»
Der Tag der Erde widmet 
sich heuer dem Konsumver-
halten hinsichtlich Kleidung: 
«Nachhaltig, bio, fair: Deine 
Kleider machen Leute»  lautet 
das diesjährige Motto.
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Wetter Recht viel 
Sonnenschein 
und bis knapp 
20 Grad. Seite 18
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Mariupol erobert? Selenskyj 
hält die Stadt nicht für verloren 
KIEW Der ukrainische Präsident Wo-
lodymyr Selenskyj hält die nach 
Kremlangaben nun von Russland 
kontrollierte Hafenstadt Mariupol 
noch nicht für komplett verloren. 
«Die Situation ist schwierig, die Si-
tuation ist schlecht», sagte der 
Staatschef am Donnerstag Journa-
listen örtlichen Medien zufolge in 
Kiew. «Dort gibt es über 400 Ver-
wundete in dieser Zitadelle. Das 
sind nur die Soldaten.» Es gebe 
ebenfalls verletzte Zivilisten. Kiew 
habe Moskau bereits mehrere Vari-
anten vorgeschlagen, darunter ei-
nen Austausch von «Verwundeten 
gegen Verwundete». «Vor uns liegen 
entscheidende Tage, die entschei-
dende Schlacht um unseren Staat, 
um unser Land, um den ukraini-
schen Donbass», betonte Selenskyj. 
Die russischen Truppen haben bei 
ihrer Offensive im Osten der Ukraine 

nach Einschätzung westlicher Mili-
tärexperten in den vergangenen Ta-
gen indes kaum an Boden gewon-
nen. Aus der Luft und mit Artillerie-
geschützen seien zwar zahlreiche 
Ziele angegriffen worden, aber 
durch erbitterten ukrainischen Wi-
derstand kämen die Russen unter 
anderem nicht wie geplant voran, 
hiess es am Donnerstag aus dem 
Pentagon. Der Krieg in der Ukraine 
könnte sich nach Einschätzung west-
licher Geheimdienste noch Monate 
hinziehen. Der russische Präsident 
Wladimir Putin sei aber nach wie 
vor in einer Position, in der er den 
Krieg gewinnen könne, allerdings 
nicht in naher Zukunft, sagten zwei 
mit der Lage in der Ukraine vertrau-
te Gewährspersonen am Donnerstag 
der Nachrichtenagentur AP unter 
Berufung auf geheimdienstliche Er-
kenntnisse. (apa/dpa/ap)  Seite 8

Kickboxen
Turnierpremiere 
in Liechtenstein
SCHAAN Im Resch steigt heute die 
Premiere des Chikudo Kickboxing-
Cups. Über 300 Kämpfer haben sich 
für die erstmalige Austragung des 
Turniers angemeldet. Seite 11

Am 2. Mai in der Schweiz
Beschränkungen für 
Einreise fallen weg
BERN Reisende aus dem Ausland kön-
nen bald wieder zu den üblichen Be-
dingungen in die Schweiz einreisen 
respektive Visa beantragen. Am 2. 
Mai werden die letzten wegen der 
Pandemie noch bestehenden Einrei-
sebeschränkungen aufgehoben. Ab 
Montag in einer Woche gelten wie-
der die ordentlichen Vorgaben, wie 
das Staatssekretariat für Migration 
(SEM) mitteilte. Noch werden etliche 
Staaten ausserhalb des Schengen-
raumes und Europas vom SEM als 
Risikoländer geführt. Nicht alle Aus-
länder, die aus diesen Staaten bewil-
ligungsfrei für bis zu drei Monate in 
die Schweiz kommen wollen, kön-
nen dies zurzeit. Das gilt beispiels-
weise für Touristen oder Menschen, 
die auf Stellensuche sind. Auch bei 
der Ausstellung von Visa gibt es 
noch Einschränkungen.  (sda)

Inland Noch scheint genug 
Platz für mehrere Casinos 
auf dem liechtensteinischen 
Glücksspielmarkt zu sein. 
Doch der bisherige Markt-
führer wurde bereits vom 
Thron verstossen. Seite 3

Sport Erster Renneinsatz für 
Fabienne Wohlwend in der 
Saison 2022. Am Nürburg-
ring steigt sie in der 
 Langstreckenserie (NLS) 
aufs Gaspedal. Seite 12

Panorama Zu ihrem 96. 
 Geburtstag ist die britische 
Königin Elizabeth II. am 
 Donnerstag mit Kanonen-
donner, zahlreichen Glück-
wünschen und Ständchen 
gefeiert  worden. Die Queen 
 präsentierte sich zudem als 
 Pferdeliebhaberin. Seite 20

Infoanlass der Jungen 
Liste zum Wahlalter 16
Biedermann: «Die ältere 
Generation ist heute 
überrepräsentiert.»

2 Wie ist die Situation bei 
den Wohnimmobilien?
Fabian Kind von der LLB 
beschreibt den Markt 
weiterhin als sehr robust.

7 13 Vaduz gegen Xamax
Spiel der letzten Chance
Gewinnen, um im Auf-
stiegsrennen zu bleiben

TOPJOB.li
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Sichtbar machen
Liechtenstein zeigt 
Kunst in Venedig
Wenn man sich an einer 
der wichtigsten Kunst-
ausstellungen der Welt 
präsentiert, hat man 
 etwas zu zeigen. Und 
das genau machen 
 dieser Tage das Kunst-
museum und Visarte 
Liechtenstein an der 
 Biennale. Davon konnte 
sich neben der inter-
nationalen Gästeschar 
auch Kulturminister 
 Manuel Frick selbst 
überzeugen, der am 
Liechtenstein-Brunch 
wieder auf den Visarte-
Vorstand und den 
 Minipavillon traf, den er 
vergangene Woche in 
Vaduz verabschiedete.
(Foto: ZVG/KM/R. Korner) 
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Drohungen gegen Politiker und 
Behörden haben sich verdoppelt
Prävention 94 Meldungen gingen vergangenes Jahr bei der Fachstelle Bedrohungsmanagement ein. Jeder fünfte Fall 
betraf eine Drohung gegen die Obrigkeit. Aus Sicht der Landespolizei ist das eine direkte Folge der Corona-Massnahmen.

VON MICHAEL WANGER

Die 2G-Regel ermöglichte zwar die 
Rückkehr zur Normalität, doch pro-
fitierten nur diejenigen davon, die 
sich auch gegen das Coronavirus 
impfen liessen. Fortan sassen nicht 
mehr alle Menschen im selben Boot. 
Damit tat sich in der Bevölkerung 
ein Graben auf. Eine Tatsache, die 

Polizeichef Jules Hoch bereits An-
fang dieses Jahres in einem Inter-
view mit dem «Volksblatt» erkannte. 
Manche Kritiker machten ihrem Un-
mut in Mails, Briefen, auf sozialen 
Netzwerken aber auch an den wö-
chentlichen Montagsdemonstratio-
nen auf dem Peter-Kaiser-Platz Luft. 
Nicht selten artete dieser Unmut in 
Drohungen aus, die sich vor allem 

gegen Politiker richteten. Wenig 
überraschend verzeichnete die 
Fachstelle Bedrohungsmanagement 
der Landespolizei (FBM) zwischen 
2020 und 2021 einen deutlichen An-
stieg bei den Meldungen zu bedroh-
lichem Verhalten gegenüber Behör-
den und Institutionen. Mit 20 Fällen 
waren es sogar fast doppelt so viele 
wie im Vorjahr.

Auch gingen mehr Meldungen zu Ex-
tremisten (6) und zu Personen mit 
psychischen, bedrohlich wirkenden 
Auffälligkeiten (17) bei der FBM ein. 
Ob auch dieser Anstieg auf die Coro-
na-Massnahmen zurückzuführen 
ist, lässt die Landespolizei im Jahres-
bericht offen. Die Radikalisierung 
mancher Massnahmengegner hielt 
die FBM jedenfalls auf Trab.  Seite 3
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Coronavirus
14-Tages-Inzidenz 
nun wieder im 
dreistelligen Bereich
VADUZ Innerhalb eines Tages wur-
den 22 weitere Personen, die in 
Liechtenstein wohnen, positiv auf 
das Coronavirus getestet. Innerhalb 
der vergangenen sieben Tage wur-
den durchschnittlich 20,4 neue In-
fektionen pro Tag gemeldet. In den 
sieben Tagen zuvor waren es im 
Durchschnitt täglich 29,1 neue In-
fektionen. Aktiv mit dem Coronavi-
rus infiziert sind aktuell 241 Perso-
nen, davon befanden sich Stand 
Mittwochabend drei Personen im 
Landesspital. Wie aus den Zahlen 
des Amtes für Statistik hervorgeht, 
beläuft sich die kumulierte Fallzahl 
seit Beginn der Pandemie mittler-
weile auf 17 049 laborbestätigte In-
fektionen. Davon haben 16 724 Per-
sonen die Infektion überstanden. 
Insgesamt traten bislang 84 Todes-
fälle im Zusammenhang mit einer la-
borbestätigten Covid-19-Erkrankung 
auf. Die 7-Tages-Inzidenz pro 
100 000 Einwohner liegt bei 365 In-
fektionen. Die 7-Tages-Inzidenz ent-
spricht im Verlauf dem 7-Tages-
Durchschnitt – lediglich ist die Inzi-
denz zwecks internationaler Verglei-
che auf 100 000 Einwohner hochge-
rechnet. Die hochgerechnete 14-Ta-
ges-Inzidenz beläuft sich auf 886 In-
fektionen. Das heisst, in den vergan-
genen 14 Tagen wurden 886 Perso-
nen hochgerechnet auf 100 000 Ein-
wohner positiv getestet. Die 14-Ta-
ges-Inzidenz ist somit erstmals seit 
November 2021 wieder unter 1000 
gesunken.  (red)

Corona, Ostschweiz
Kantone stimmen
Plan des Bundes zu
ST. GALLEN Die Ostschweizer Kantone 
sind mit den Plänen des Bundes zur 
künftigen Bewältigung der Covid-
19-Pandemie grundsätzlich einver-
standen. Sie wollen aber, dass der 

Bund weiterhin national gültige 
Massnahmen erlässt. In der Antwort 
auf eine Vernehmlassung zu einem 
Grundlagenpapier des Bundes ver-
langen die Ostschweizer Kantone 
«weniger strenge Voraussetzungen» 
für eine Rückkehr in die «besondere 
Lage», heisst es in einer gemeinsa-
men Mitteilung vom Donnerstag. 
Falls wieder eine angespannte Situa-
tion wie im Herbst 2020 oder 2021 
auftrete, seien erneut schweizweite 
Massnahmen erforderlich. Dazu zäh-
le die Maskentragpflicht im öffentli-
chen Verkehr oder der Einsatz des 
Covid-19-Zertifikats im Inland. In ei-
ner solchen Situation sei es «stufen-
gerecht und effizient», wenn der 
Bund unter Einbezug der Kantone 
die Massnahmen beschliesse. Die 
vier Kantone – Appenzell Ausser- 
und Innerrhoden, St. Gallen, Thur-
gau – lehnen «neue interkantonale 
Koordinationsgremien» ab. Diese 
seien weder rechtlich noch fachlich 
in der Lage, schweizweit einheitliche 
Lösungen zu definieren und zu erlas-
sen. Die Beschaffung und Verteilung 
von Impfstoffen solle dagegen mög-
lichst rasch «über die Regelstruktu-
ren» organisiert werden. Damit sind 
etwa Einzeldosen für Hausärztinnen 
und Hausärzte gemeint. So lasse sich 
eine rasche Reaktionsfähigkeit und 
eine gute Erreichbarkeit der Bevöl-
kerung sicherstellen.  (sda)

Die Ostschweizer Kantone  verlangen, 
dass es weiterhin der Bund ist, der 
Massnahmen wie das Tragen von 
Masken im öff entlichen Verkehr 
 beschliesst. (Foto: Keystone/Peter Klaunzer)

Häusliche Gewalt löste 
meiste Meldungen aus
Rückblick Die meisten 
Meldungen, die 2021 bei 
der Fachstelle Bedrohungs-
management eingingen, 
betrafen häusliche Gewalt. 
Die rasche Reaktion habe 
eine Eskalation der Streits in 
der Regel verhindert. Damit 
scheint sich das Prinzip der 
Fachstelle zu bewähren.

VON MICHAEL WANGER

Erst 37, dann 60, jetzt 94: Seit der 
Gründung der Fachstelle Bedro-
hungsmanagement der Landespoli-
zei (FBM) im Jahr 2019 hat sich die 
Zahl der Meldungen fast verdrei-
facht. 2021 gab es praktisch in allen 
Bereichen mehr Anfragen. Dies 
geht aus dem aktuellen Jahresbe-
richt der Landespolizei hervor. Bei 
16 Meldungen handelte es sich um 
Wiederaufnahmen von bereits ab-
geschlossenen Fällen. Bei 15 Anfra-
gen habe die FBM zudem anonyme 
Beratungen durchgeführt. Die meis-

ten Meldungen, nämlich 23, betra-
fen Fälle von häuslicher Gewalt. Da-
mit waren es sieben mehr als im 
Vorjahr. Einen Zusammenhang mit 
der Pandemie schliesst die Landes-
polizei aber aus.
In den meisten Fällen konnte die 
FBM gemäss eigenen Angaben eine 
Eskalation des Konflikts verhindern, 
indem sie mit den Betroffenen 
sprach. Oftmals sei es hilfreich, 
auch die Ansicht des «Störers» ein-
zuholen, um den Streit langfristig zu 
beheben oder zumindest Massnah-
men einzuleiten. Hierfür greife die 
FBM auf Stellen zurück, die sich auf 
solche Konfliktsituationen speziali-
siert haben.

Anzahl Meldungen nach Bereich
 Häusliche Gewalt: 23

 Bedrohliches Verhalten gegenüber einer 

Behörde oder Institution: 20

 Psychische Auffälligkeit: 17

 Bedrohliches Verhalten allgemein: 16

 Bedrohliches Verhalten am Arbeitsplatz: 3

 Extremismus: 6

 Stalking: 6

 Sexuelle Gewalt: 2

 Nicht zugeordnet: 1

Dank Gesprächen und Vermittlungen von weiteren Anlaufstellen 
konnte die Landespolizei viele Konfl ikte entschärfen. (Symbolfoto: Shutterstock)

Bendern entpuppte sich 2021 
als beliebtester Casinostandort
Abrechnung Der Start ins Jahr 2021 mag aufgrund der Corona-Massnahmen kein leichter gewesen sein, die Casinos erzielten 
dennoch höhere Bruttospielerträge. Doch der Glücksspielmarkt ist in Bewegung, davon profi tierte insbesondere ein Casino.

VON DANIELA FRITZ

Zwar eröff nete 2021 kein wei-
teres Casino, der liechten-
steinische Markt ist aber 
nach wie vor sehr attraktiv 

für die Branche. Drei Betreiber war-
ten seit dem vergangenen Jahr auf 
eine Bewilligung, nämlich für das 
LV Casino in Eschen sowie das Casi-
no Maximus und das Plaza Casino in 
Schaan. Im Städtle Vaduz ist zudem 
eine weitere Spielbank in den Start-
löchern. 
Das mag zwar nicht jeden freuen, 
dem Staat brachte das aber seit der 
Liberalisierung des Marktes insge-
samt 109 Millionen Franken in Form 
der Geldspielabgabe ein. Alleine 
2021 betrug diese 28,2 Millionen 
Franken. Dazu kommt eine Auf-
sichtsabgabe von knapp einer Milli-
on Franken sowie die üblichen Er-
tragssteuern. Für das laufende Jahr 
sind sogar 40 Millionen Franken an 
Geldspielabgaben budgetiert, da die 
Regierung mit weiteren Casinos 
rechnet. Bisher lagen die Annahmen 
aber deutlich niedriger als die tat-
sächlichen Einnahmen.

Corona dämpfte Erfolg kaum
Obwohl sie den Spielbetrieb auf-
grund der Corona-Massnahmen erst 

am 26. April aufnehmen konnten, 
erzielten die fünf Spielbanken in 
Schaanwald, Ruggell, Bendern, Trie-
sen und Balzers im vergangenen 
Jahr einen Bruttospielertrag von 82 
Millionen Franken. Das entspricht 
der Differenz aus den Einsätzen und 
Gewinnen der Besucher – also sa-

lopp formuliert den Verlusten der 
Spieler. 

Markt in Bewegung
Auf dem heiss umkämpften Markt 
bekommt aber nicht jedes Casino 
gleich viel vom Kuchen ab. Ein Blick 
in den kürzlich veröffentlichten Re-

chenschaftsbericht zeigt, dass das 
Grand Casino in Bendern erstmals 
am meisten einspielte. Als eines der 
wenigen Casinos konnte es den Brut-
tospielertrag 2021 sogar um deutli-
che 47 Prozent steigern und erzielte 
32,4 Millionen Franken. Das sind 
knapp 40 Prozent des gesamten in 
Liechtenstein verzeichneten Brutto-
spielertrags. 
Das Casino Admiral in Ruggell als 
bisheriger Marktführer kommt mit 
29,8 Millionen Franken auf einen 
Anteil von 36,3 Prozent, musste im 
2021 jedoch einen Einbruch von 
rund 14 Prozent hinnehmen. Das Ca-
sino in Schaanwald musste sogar 
Einbussen in Höhe von 20 Prozent 
verbuchen und kam 2021 nur mehr 
auf einen Bruttospielertrag von 11,1 
Millionen Franken. Darauf folgen 
die Mitbewerber in Triesen (6,3 Mil-
lionen) und Balzers (2,4 Millionen) 
mit wesentlich geringeren Brutto-
spielerträgen. Der zweite Standort 
der Casinos Austria in Liechten-
steins südlichster Gemeinde konn-
ten aber eine Wachstumsrate von 
150 Prozent aufweisen.
Es bleibt also spannend, wie sich der 
Markt mit neuen Bewerbern entwi-
ckelt. Offen ist auch, ob die Politik 
oder gar das Volk dem Wachstum bald 
einen weiteren Riegel vorschiebt.

Bewegung am Glücksspielmarkt
Entwicklung der Bruttospielerträge der Casinos (in absteigender Reihenfolge)

Quelle: Rechenschaftsbericht 2021; Grafik: «Volksblatt», df; Zahlen gerundet
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 Bruttospielerträge Geldspielabgabe Aufsichtsabgabe
 2021 2020 Veränderung in % 2021 2020 2021 2020
Grand Casino (Bendern) 32,4 22,1 +46,8 11,9 7,8 0,3 0,3
Casino Admiral (Ruggell) 29,8 34,3 –13,5 10,9 12,7 0,3 0,3
Casinos Austria (Schaanwald) 11,1 13,8 –19,7 3,4 4,5 0,2 0,3
Club Admiral (Triesen) 6,3 6,6 –5,3 1,6 1,7 0,1 0,1
LIE2 (Balzers) 2,4 0,9 +152,3 0,5 0,2 0 0
Gesamt 82 77,9 +5,2 28,2 26,9 1,0 1,0

Kennzahlen aus 2021/2020 (in Mio. Franken)

Auch wenn der Betrieb die ersten Monate coronabedingt ruhen musste, erzielte 
das Casino in Bendern 2021 einen Rekord an Bruttospielerträgen. (Foto: Zanghellini)
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FBP Triesenberg
Strassenbesichtigung
Wann
Freitag, 13. Mai
18 Uhr

Wo
Treffpunkt: Parkplatz Hotel 
Oberland (Wenn möglich zu 
Fuss kommen oder das Auto
im Dorfzentrum abstellen)

Was
Ein jahrelang gehegter Wunsch 
der Triesenberger Bevölkerung 
wird nun umgesetzt: Das Land 
saniert den letzten noch feh-
lenden Teilabschnitt der Land-
strasse vom Hotel Oberland bis 
zum Einlenker Oberguferstras-
se. Ein Vertreter des zuständi-
gen Ingenieurbüros zeigt 
den Fortschritt der Baustelle 
und erläutert die einzelnen 
 Problemstellen. Nach der 
 Veranstaltung sind alle 
 herzlich zu einem Apéro im 
Hotel Oberland eingeladen.

FBP Eschen-Nendeln
Diskussionsanlass

Wann
Freitag, 13. Mai 
ab 19 Uhr

Wo
Gemeindesaal Eschen

Was
Diskussion mit Vorsteher Tino 
Quaderer und Edgar Nipp 
zum Thema «Finanzausgleich 
und Gemeindesteuerzu-
schlag». Einführung durch die 
Abgeordnete Karin Zech-Hoop 
und anschliessendem Apéro. 

FBP Ruggell
Feierabendbier

Wann
Freitag, 13. Mai
18.30 Uhr

Wo
Restaurant Tang, 
Ruggell

Was
Die Ortsgruppe Ruggell 
lädt zu einem gemütlichen 
 Beisammensein. 

FBP Mauren-Schaanwald
Fussball-Grümpelturnier und 
Grillplausch im Weiherring

Wann
Samstag, 21. Mai,
ab 14 Uhr

Wo
Freizeitanlage Weiherring

Was
Die FBP-Ortsgruppe Mauren-
Schaanwald lädt alle Einwoh-
ner zum Fussball-Grümpeltur-
nier ein. Es spielen Teams von 
je 5 Personen (mindestens ei-
ne Frau) freundschaftlich ge-
geneinander. Ausgezeichnet 
wird nicht nur der sportliche 
Erfolg, sondern auch die 
Dress-Kreativität. Für Besu-
cher jeden Alters werden feine 
Grillköstlichkeiten und 
 Getränke angeboten sowie 
Livemusik-Unterhaltung.
Mannschaftsanmeldung unter: 
mauren-schaanwald@fbp.li.

Kontakt
E-Mail: info@fbp.li
Internet: www.fbp.li

FBP-TERMINE «Barrierefreiheit bedeutet nicht 
nur reine Rollstuhlgängigkeit»
Rückblick Der Verein für Menschenrechte führte 2021 neue Kampagnen zur Inklusion Benachteiligter und zur Verbesserung
des Kinderschutzes ein. Aber auch die Coronapandemie mit all ihren Nebenerscheinungen hielt den Verein auf Trab.

VON TATJANA BÜCHEL

Zentrale Aufgaben des Vereins 
für Menschenrechte (VMR) 
sind die Beobachtung der 
Menschenrechtslage sowie 

die Bearbeitung von Beschwerden. 
Im vergangenen Jahr gingen insge-
samt 55 solcher Beschwerden ein – 
10 mehr als noch im Vorjahr. 20 da-
von wurden im Zusammenhang mit 
Kinderrechten bei der Ombudsstelle 
für Kinder und Jugendliche (OSKJ) 
eingereicht. Im Umkehrschluss 
gingen also 35 Menschenrechtsbe-
schwerden ein, wobei sieben das 
Verbot der Diskriminierung be-
trafen: «Zwei davon aufgrund der 
Ethnie beziehungsweise Herkunft, 
zwei aufgrund des Geschlechts, und 
jeweils eine aufgrund des Alters, ei-
ner Behinderung und der sexuellen 
Orientierung», wie im Jahresbericht 
festgehalten wird.

Schon viel erreicht …
Und genau hier setzte der VMR ge-
meinsam mit weiteren Fach- und 
Amtsstellen an. Es wurden verschie-
dene Kampagnen und Projekte lan-
ciert, die eben solchen Diskriminie-
rungen entgegenwirken sollen. Ge-
meinsam mit dem Amt für Gesund-
heit wurde im Herbst beispielsweise 
das zweijährige Pilotprojekt «Inter-
kulturelles Dolmetschen in Arztpra-
xen» ins Leben gerufen. Damit soll 
die sprachliche Verständigung zwi-
schen dem medizinischen Personal 
und fremdsprachigen Patientinnen 
und Patienten sichergestellt werden. 
Aber auch der kulturelle Hinter-
grund der Menschen soll berück-
sichtigt werden, denn «die Konzepte 
von Gesundheit und Krankheit so-
wie Vorstellungen von heilenden 
Therapien sind kulturell verschie-
den», so der VMR.
Neben vielen weiteren Projekte des 
VMR – unter anderem in Zusammen-
arbeit mit der Fachstelle für Chan-
cengleichheit, dem Verein Flay oder 
dem Frauennetz – lancierte die OKSJ 
2021 auch die einjährige Kampagne 
«Gewalt-FREI erziehen». In Zusam-
menarbeit mit der Kinderlobby soll 
so seit September 2021 aufgezeigt 
werden, dass Gewalt in der Kinderer-
ziehung keine Lösung ist und es im-
mer alternative Handlungsoptionen 
gibt. Denn immerhin war der häu-
figste Grund für Beschwerden betref-
fend die Kinderrechte im vergange-
nen Jahr der Schutz vor Gewalt, Miss-
handlung oder Verwahrlosung.

… und noch mehr vor
Generell wurde einiges zur Präventi-
on von häuslicher aber auch von ge-
schlechterspezifischer Gewalt ge-
tan. So ratifizierte Liechtenstein 
2021 die Istanbul-Konvention. Diese 
setzte neue Massstäbe in Sachen Ge-
waltschutz, wie die Geschäftsstel-
lenleiterin des VMR, Alicia Längle, 
gestern an der Jahresversammlung 
erklärte. Auf Grundlage dieser wer-
de nun von einer Arbeitsgruppe des 
Amtes für Soziale Dienste auch eine 
umfassende Gewaltschutzstrategie 
ausgearbeitet.
Ausserdem steht in Sachen Inklusion 
und Gleichstellung von Menschen 
mit Behinderung ein Paradigmen-
wechsel an, wie Längle betont. Und 
zwar mit der UNO-Behinderten-
rechtskonvention. «Sie legt den Fo-
kus nicht mehr auf die Bedürftigkeit 
von Menschen mit Behinderung, son-
dern auf ihre Rechte», so die Ge-
schäftsstellenleiterin. Dabei werden 
vor allem die Inklusion sowie die Bar-
rierefreiheit gefördert. Und zwar 
Barrierefreiheit in allen Belangen: 
«Man meint oft, Barrierefreiheit sei 
reine Rollstuhlgängigkeit. Das ist 
aber nicht alles. Es bedeutet auch, In-
formationen für alle Menschen zu-
gänglich zu machen.» Alle Struktu-
ren, Gesetze und Abläufe sollen dem-
nach so ausgestaltet sein, dass Men-

schen mit Behinderung im gleichen 
Ausmass am gesellschaftlichen, poli-
tischen und privaten Leben teilha-
ben können, wie alle anderen.

Meinungsfreiheit oder Straftat?
Im vergangenen Jahr habe aber auch 
die Coronapandemie die Arbeit des 
VMR stark geprägt. Verschiedene 
Massnahmen wurden erlassen und 
wöchentliche Kundgebungen fanden 
statt. Ausserdem forderte die Regie-
rung eine wissenschaftliche Aufar-
beitung der Pandemiebewältigung, 
wobei der VMR die Massnahmen auf 
ihre menschen- und verfassungs-
rechtliche Konformität hin prüfte. 
Dabei kam er zum Schluss, dass die 
Massnahmen grundsätzlich verhält-
nismässig waren – mit einer Ausnah-

me: «Die Massnahmen, welche das 
Landesgefängnis zum Schutz der Co-
vid-19-Pandemie ergriff, wurden 
vom VMR als unverhältnismässig 
und damit menschenrechtlich be-
denklich kritisiert», heisst es im Jah-
resbericht. Denn das physische Kon-
taktverbot für Inhaftierte dauerte 
ohne Unterbruch ganze eineinhalb 
Jahre. Der VMR spricht dabei von ei-
ner Verletzung verschiedener Be-
stimmungen zum Schutz der Fami-
lie, des Privatlebens und zum Schutz 
des Kindswohls verletzt. Denn ins-
besondere Kinder hätten ein Recht 
auf Kontakt mit inhaftierten Famili-
enangehörigen.
Ein anderes Recht, von dem viele Ge-
brauch machten, war das Recht auf 
Meinungsäusserung. Ob auf dem Pe-

ter-Kaiser-Platz, in Leserbriefen oder 
im Internet: Die Massnahmen wur-
den debattiert und kritisiert. Und ge-
nau damit befasste sich der VMR. In 
einigen Fällen sei wegen übler Nach-
rede und möglicher Verletzung der 
Diskriminierungsstrafnorm ermittelt 
worden – ohne strafrechtliche Fol-
gen. Jedoch kam es bei Vergleichen 
der Coronamassnahmen mit dem Ho-
locaust in den sozialen Medien zu di-
versen Verurteilungen. Denn wie der 
VMR im Jahresbericht betont, gibt es 
auch beim Recht auf Meinungsäusse-
rungen strafrechtliche Grenzen. 
Nämlich dann, wenn Personen ange-
griffen oder beleidigt werden, wenn 
Vergleiche mit dem Nationalsozialis-
mus gezogen oder Völkermorde ver-
harmlost werden.

Der Vorstand des VMR blickte an der gestrigen Jahresversammlung auf ein ereignisreiches Jahr zurück. (Foto: Paul Trummer)
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Paul Zinnober 
Weiterdenken 
Da scheint sich ja einiges zu tun 
in der Grossabünt in Gamprin, 
die neuen Wirtsleute legen sich 
mächtig ins Zeug, wie man 
lesen konnte. Dass sie für das 
äussere Ambiente mehr Pflan-
zen aufstellen wollen, klingt 
besonders sympathisch, denn 
schliesslich, gerade, wenn es 
eine gute Küche ist: Das Auge 
isst mit – nicht nur bei dem, was 
auf dem Teller angerichtet 
wurde, sondern auch bei der 
Umgebung. Man trinkt ja auch 
nicht Champagner aus Papp -
bechern oder geht mit dem 
Arbeitskittel aus der Werkstatt 
ins Konzert. 

In der Grossabünt freilich gibt 
es keinen Dresscode, da ist 
Freizeit, Baden, Plaudern und 
Relaxen angesagt. Einfach 
herrlich, oder? Und noch dazu 
gibt es keine Eintrittsgebühr zu 
zahlen. 

Alles paletti also? Klar doch! 

Das finden auch unsere lieben 
Nachbarn, die sehr rasch ge-
merkt haben, dass sie da gut 
bedient sind im Ländle. Die 
Supermarktbetreiber mag’s 
freuen, wenn sie im Gegensatz 
zum Stammland auch sonntags 
offen haben. 

Herr und Frau Liechtensteiner 
aber, denen Neid oder Miss-
gunst fremd sind und die den 
lieben Nachbarn das Gratissün-
nelen und sonntägliche Shoppen 
herzlich gönnen, würden sich 
noch glücklicher schätzen, wenn 
sie zu den vom Schicksal Auser-
wählten gehören würden, die an 
schönen Tagen einen der relativ 
wenigen Parkplätze da oben 
ergattern könnten. Man nähme 
Parkgebühr und fehlenden 
Schatten dafür durchaus in Kauf. 

Ob die Gemeinde sich diesbe-
züglich schon mal Gedanken 
gemacht hat? Zumal Anlagen 
wie diese nur im Sommer 
frequentiert werden, die Gastro-
nomie also zeitlich begrenzt 
etwas verdient und die Tages-
gäste meistens stundenlang 
verweilen und sich nur einmal 
sattessen. Ob sich das rechnet? 

Sicher: Es gibt Probleme, die 
haben nur reiche Länder wie wir, 
heutzutage mehr denn je sogar. 
Aber wir sind, wo wir sind. Und 
da denkt man eben auch lokal.

NNOOTTFFAALLLLDDIIEENNSSTT  

Notrufnummern 

Polizei: 117 
Feuerwehr: 118 
Sanitätsnotruf: 144 
Europäischer Notruf: 112 

 
Sorgentelefon für Kinder & 
Jugendliche: 147 (www.147.li) 

Ärztlicher Notfall 

Tel. 230 30 30 

Zahnärztlicher Notfall 

Samstag, 21. Mai, 10 – 12 Uhr 
Sonntag, 22. Mai, 10 – 12 Uhr 
Dr. med. dent. 
Milena Gabriela Hasler 
Fallsgass 5, Mauren 
Tel. +423 370 16 86 
Donnerstag, 26. Mai, 10 – 12 Uhr 
Dr. med. dent. 
Gregor Jenny 
Austrasse 4, Vaduz 
Tel. +423 232 02 30 

Apothekendienst 

Schlossapotheke Vaduz 
Tel. 233 25 30 
An Sonn- und Feiertagen 
10 bis 11.30 Uhr 
Engel-Apotheke Balzers 
Tel. 232 92 32 
An Sonn- und Feiertagen 
9 bis 13 Uhr 
Am Sonnenplatz, Triesen 
Tel. 234 01 01 
Samstag, 8 bis 17 Uhr 
Sonntag, 8 bis 12 Uhr 

Bestattungsdienst 

Kintra Triesen 
Tel. 392 37 33 
Marxer Anstalt, Bendern 
Tel. 373 12 82 

Pilzkontrolle nach  
tel. Vereinbarung 

Sabine Gahr, Schaanwald 
Tel. +423 373 14 86,  
Handy +423 788 59 88 
Evelyn Schocher, Mauren 
Handy +41 78 694 93 20 

Pannendienst TCS 

Tel. 140 

Stromversorgung 

LKW 
Tel. 236 01 11 

Störungsdienst TV, 
Telekommunikation 

Telecom Liechtenstein AG 
Tel. 217 51 75 

Wasservers. Unterland 

Tel. 373 25 25 

Gasversorgung 

Störungsdienst 
Tel. 233 35 55 

Schloss- und 
Schlüsselnotfalldienst 

AFS-Schlüsseldienst (24 h)  
Tel. 232 00 07

Dominique Hasler betont die 
Bedeutung des Europarats 
Das jährliche Treffen der Aus-
senministerinnen und Aussen-
minister des Europarats fand 
dieses Jahr unter italienischem 
Vorsitz in Turin statt. Alle Mit-
gliedsländer des Europarates 
sind verpflichtet, den Vorsitz im 
Europarat für jeweils ein halbes 
Jahr zu übernehmen. Liechten-
stein wird diese Präsidentschaft 
im November 2023 überneh-
men. Regierungsrätin Hasler 
bekannte sich in Turin erneut 
zum Multilateralismus und 
setzte sich für eine Stärkung 
und Modernisierung des Euro-
parats ein. 

«Die Werte des Europarats 
sind unsere Werte» 
Der Europarat in Strassburg 
setzt sich für den Schutz der 
Menschenrechte, der Demokra-
tie und der Rechtsstaatlichkeit 
ein. Er ist für Liechtenstein eine 
wichtige Organisation zur Zu-
sammenarbeit auf Regierungs-, 
Parlaments- und Expertenebe-
ne. Liechtenstein engagiert sich 
unter anderem aktiv im Bereich 
der Menschenrechte, der Be-
kämpfung von Terrorismus -
finanzierung und Geldwäsche, 
aber auch der Korruptionsbe-
kämpfung. Zudem haben die 
Europaratsübereinkommen für 
die Rechtsentwicklung und Pra-
xis in Liechtenstein eine hohe 
Bedeutung. Der für die Einhal-
tung der Menschenrechtskon-
vention (EMRK) errichtete Eu-

ropäische Gerichtshof für Men-
schenrechte (EGMR) ist Teil des 
Europarates und urteilt über Be-
schwerden in Bezug auf die Ver-
letzung von Grundrechten. 
Auch Personen aus Liechten-
stein können an den EGMR ge-
langen. 

Regierungsrätin Dominique 
Hasler brachte in ihrer Rede die 
Solidarität Liechtensteins mit 
der ukrainischen Bevölkerung 
zum Ausdruck und verurteilte 
die Aggression Russlands erneut 
aufs Schärfste. Sie betonte die 
Bedeutung des Europarats, ge-
rade in Zeiten wie diesen, in de-
nen Demokratie und Rechts-
staatlichkeit verstärkt bedroht 
sind und Menschenrechte teils 
erheblich verletzt werden. «Die 
Werte des Europarats sind unse-
re Werte. In unserer aussenpoli-
tischen Arbeit setzen wir uns da-
her tagtäglich für den Schutz 
dieser grundlegenden Werte 
ein», so Regierungsrätin Hasler. 
Sie versicherte, dass Liechten-
stein dem anstehenden liech-
tensteinischen Vorsitz im Minis-
terkomitee höchste Priorität  
beimessen wird. Mit der im Ok -
to ber 2021 erfolgten Ratifi -
kation der Istanbul-Konvention 
hat Liechtenstein bereits ein 
starkes Zeichen gegen Gewalt 
gegen Frauen und gegen häusli-
che Gewalt ge setzt. Das Engage-
ment für Frauenrechte ist seit 
Jahren wichtiger Bestandteil der 
liechtensteinischen Aussenpoli-

tik. Die Ratifikation war somit 
ein wichtiger und logischer 
Schritt. 

Fokus auf die Rechte von 
Kindern und Frauen gelegt 
Der italienische Aussenminister 
Luigi Di Maio amtierte während 
der letzten sechs Monate als Vor-
sitzender des Ministerkomitees 
des Europarats. In dieser Rolle 
leitete er auch die Ministerses -
sion in Turin. Italien legte in sei-

ner Präsidentschaft den Fokus 
insbesondere auf Kultur, die Stär -
kung der Rechte von Kin dern 
und Frauen sowie die Bekämp-
fung von Cybercrime. Die italie-
nische Präsidentschaft stand je-
doch vor allem im Zeichen des 
Angriffskriegs Russlands auf die 
Ukraine. Unter italienischem 
Vorsitz wurde die Russische Fö-
deration zunächst suspendiert 
und Mitte März aus dem Europa-
rat ausgeschlossen. (ikr)

Aussenministerin Dominique Hasler betonte bei ihrer Rede die  
Bedeutung des Europarats. Bild: Ansa/CoE

«Herausforderungen sind sehr ähnlich» 
Infrastrukturministerin Graziella Marok-Wachter nahm in dieser Woche am  
jährlichen Gipfel des Internationalen Transport Forums der OECD in Leipzig teil. 

Am 18. und 19. Mai hat 
Graziella Marok-Wachter in 
Leipzig am Gipfel des Interna-
tionalen Transport Forums 
(ITF) der OECD teilgenom-
men. Nachdem das jährlich 
stattfindende Treffen aufgrund 
der Covid-19-Pandemie wäh-
rend zweier Jahre virtuell 
durchgeführt werden musste, 
nutzten in diesem Jahr über 60 
Infrastrukturministerinnen und 
-minister von allen Kontinen-
ten die Möglichkeit, sich per-
sönlich zu treffen und auszutau-
schen. 

Neben den Auswirkungen 
des Krieges in der Ukraine auf 
Infrastrukturen standen unter 
anderem auch Wahlen auf der 
Tagesordnung. Des Weiteren 
beteiligte sich die Regierungsrä-
tin an zwei ministeriellen Dis-

kussionsrunden. In der ersten 
Runde wurden die Herausfor-
derungen im Bereich der Ver-
kehrssicherheit behandelt und 
Lösungsansätze präsentiert. In 
der zweiten Diskussionsrunde 
sprachen die Ministerinnen und 
Minister sowie Vertreterinnen 
und Vertreter von Unterneh -
men über die Zukunft des inter-
nationalen Güterverkehrs. «Es 
zeigt sich, dass die Herausfor-
derungen, unabhängig von der 
Grösse eines Landes, in vielen 
Bereichen sehr ähnlich sind, wie 
zum Beispiel in Bezug auf die 
Verkehrssicherheit oder effi-
ziente, reibungslose und ökolo-
gischere Lieferketten. Genau 
deswegen ist ein Erfahrungs-
austausch sehr wertvoll», sagte 
Graziella Marok-Wachter am 
Rande der Besprechungen. (ikr)

Seung-geun Paek und Dahee Yoon von der südkoreanischen  
Delegation, Regierungsrätin Graziella Marok-Wachter und Jakob 
Bjelland, State Secretary, Ministry of Transport and Communications, 
Norwegen (v. l.). Bild: ikr
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Ihr Schwimmbad – unsere Leidenschaft.

WALTER WIDMER AG
Schwimmbad- und Saunatechnik

Industriestrasse 24 | 9300 Wittenbach
T 071 298 54 54
www.ww-ag.ch | info@ww-ag.ch

Neuanlagen. Sanierungen. Reparaturen. Wartungen.
Chemikalien. Zubehör.

In Ihrer Nähe. Zuverlässig. Kompetent. Rascher Service.

Wir sind für Sie da.
Mo–Fr 8–12/13.30–17.30 Uhr und April, Mai, Juni: Sa 9–12 Uhr
oder nach Vereinbarung
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Waldesunruh im Küefer-Martis-Huus 
Wer Waldbaden möchte, ohne 
dafür in den Wald zu gehen, 
dem ist das Küefer-Martis-
Huus in Ruggell zu empfehlen. 
Denn die Ausstellung «durch-
forsten» bietet nicht nur jede 
Menge Informationen zum 
Thema Wald, sie lädt auch ganz 
real in die Welt der Bäume, 
Pflanzen und Tiere ein. Und 
weil es im Wald keine Zeit zu 
geben scheint, war auch die 
Ausstellungseröffnung «zeit-
los». Zwischen 16 und 20 Uhr 
durchforsteten etliche Gäste 
die Räume des Hauses, lausch-
ten den Klängen des «Klang -
labors» oder labten sich an den 
Köstlichkeiten des Waldes. 

Schon beim Eintritt ist der 
Wald zu riechen, dafür sorgt 
eine Duftinstallation von Paul 
Divjak aus Wien. Der erdige 
Duft des Waldbodens begleitet 
die Gäste weiterhin, ein paar 
Treppen höher lässt er das Ge-
hen über den weichen Blätter-
teppich noch angenehmer wer-
den. Doch nicht nur Blätter und 
Rindenstücke empfangen die 
Besucherinnen und Besucher, 
auch Pilze, leere Schneckenhäu-
ser, ein Waldkauz, ein Fuchs, 
eine Kohlmeise, ein Grünspecht 
und ein junger Dachs sind zu 
entdecken. Die Räume selbst 
teilen sich in die Bereiche Ge-
schichte des Waldes und der 
Waldnutzung, die Ideen vom 
Wald in den Köpfen der Men-
schen und die aktuellen Thema-
tiken rund um den Wald auf. 

 Informationstafeln weisen auf 
das Wesentliche hin, ab und zu 
vertiefen Videos die Berichte 
oder ergänzen sie, wie das Video 
von Victorine Müller aus Zürich. 

Ein Urwald 
in Graubünden 
Die ersten Wälder der Erde ent-
standen vor etwa 370 Millionen 
Jahren und bestanden aus-
schliesslich aus palmenartigen 
Pflanzen. 120 Millionen Jahre 
später entwickelten sich die 

Vorläufer der heutigen Nadel-
bäume. Heute gehören in 
Liechtenstein über 41 Prozent 
des Landesfläche dem Wald, in 
Vorarlberg ist ein Drittel mit 
Wald bedeckt. All das ist den 
Informationstafeln zu entneh-
men. Und wer weiss schon, 
dass der letzte Fichtenurwald 
der Alpen in Scatlè, Brigels, in 
Graubünden zu finden ist. Er 
entstand nach einem Bergsturz, 
ist nur etwa 12 Fussballfelder 
gross und steht seit 1910 unter 

Schutz. Das sind nur einige der 
wissenswerten Bereicherungen 
in dieser Ausstellung. Interes-
sant auch, dass der Mensch den 
Wald schon immer als seine 
 natürliche Ressource sah. Der 
Wald war für alle da, jeder 
konnte jagen, sein Holz schla-
gen, seine Tiere im Wald wei-
den lassen – doch das wurde mit 
der Zeit zum Problem, da der 
Holzbedarf immer mehr zu-
nahm. So wurden die Waldflä-
chen der Forsthoheit des jewei-

ligen Grundherrn unterworfen. 
Die Nutzungskonflikte haben 
sich seitdem verändert, dauern 
aber weiter an. «Wälder sind 
Paradiese für die Vielfalt des 
Lebens auf unserem Planeten», 
heisst es auf einer Tafel, und 
dass die grösste Bedrohung für 
den Wald der Mensch ist – nicht 
nur durch den Klimawandel. 

Allein durch  
den finsteren Wald 
Neben den vielen Informatio-
nen wird auch der Mythos 
«Wald» in ein paar Räumen 
thematisiert. So laden unter 
dem Dach des Küefer-Martis-
Huus zwei Hängematten zum 
Entspannen ein, in einem 
Video kann die Darstellung des 
Waldes von Albrecht Dürer und 
Leonardo da Vinci bis hin zu Jo-
seph Beuys verfolgt werden. Es 
gibt Informationen zum «Deut-
schen Wald», der als Sehn-
suchtslandschaft und Gegen-
bild zu Fortschritt und Gross-
stadt diente. Und natürlich hat 
der Wald eine wilde Geschich -
te, er ist der Ort, wo die Dämo-
nen wohnen, wo böse Geister 
ihr Unwesen treiben – so be-
hauptet Walter Moers: «Hexen 
stehen immer zwischen Bir-
ken.» In Grimms Märchen 
spielt der Wald eine bedeuten -
de Rolle – ob bei «Hänsel und 
Gretel», «Rotkäppchen» oder 
«Schneewittchen» und in der 
Jetztzeit massgebend beim 
Film «Blair Witch». 

Die Ausstellung «Durch-
forsten» entstand eigentlich 
durch einen Zufall. Eine ge-
plante Ausstellung musste ver-
schoben werden und so konnte 
das Thema «Wald», das schon 
lange auf der Wunschliste des 
Küefer-Martis-Huus’ stand, 
vorgezogen werden. «Aus einer 
geplanten kleinen Ausstellung 
zum Thema Wald und Mensch 
entstand nun dieses Projekt. Es 
hat zwar immer noch den Fokus 
auf den Umgang von uns Men-
schen mit dem Wald, hat sich 
aber ausgeweitet. Es wurde 
quasi ein essayistischer Beitrag 
zu der Fülle von Themen, die es 
dazu gibt», meinte der Leiter 
des Hauses, Johannes Inama, 
der die Ausstellung konzipierte 
und die Informationen aufbe-
reitete. Zur Gestaltung der Räu-
me sagte er: «Ich dachte mir, es 
wäre schön, wenn wir die At-
mosphäre des Waldes ins Haus 
holen könnten, und das Atelier 
Buntspecht hat das dann umge-
setzt.» 

Stilecht gab es bei der Aus-
stellungseröffnung «Waldrau-
schen» vom Klanglabor mit 
Arno Oehri und Denise Krona-
bitter sowie den «essbaren» 
Wald – dafür brachte der Künst-
ler Roland Adlassnig künstle-
risch-sinnliche Gaumenfreuden 
auf den Tisch. Die Ausstellung 
dauert bis 18. Dezember und 
hat reichhaltiges Beiprogramm.  
 
Anita Grüneis

Künstler Roland Adlassnigg (l.) und Johannes Inama vom Küefer-Martis-Huus. Bild: Daniel Schwendener

Zwei Botschafter kommen an die Pride 
Der Verein Flay will an der ersten Pride in Liechtenstein Entscheidungsträger zusammenbringen. 

Julia Strauss 
 
Bald ist es soweit: Der Schaaner 
Lindahof wird bunt und queer. 
Denn am 11. Juni findet in 
Liechtenstein die erste Pride 
statt, organisiert vom Verein 
Flay. Das Organisationsteam 
steckt mitten in den Vorberei-
tungen und gab nun bekannt: 
An der Veranstaltung und der 
Podiumsdiskussion wird nicht 
nur Gesellschaftsminister Ma-
nuel Frick teilnehmen. Gleich 
zwei Botschafter werden eben-
falls in Schaan vorbeischauen.  

Stefan Marxer, Vorstands-
mitglied von Flay, freut sich auf 
die diplomatischen Gäste und 
eine hoffentlich zahlreich er-
scheinende Bevölkerung. Der 
Verein Flay will zeigen: «Wir 
sind nicht nur ein paar Köpfe 
mit einer lauten Klappe, wir 
können auch etwas bewegen.» 

In Schaan mit offenen  
Armen empfangen 
Dass die erste Pride in Schaan 
stattfinden wird, ist kein Zufall. 
Bereits zweimal führte Flay auf 
dem Lindahof den «Idahobit», 
den Internationalen Tag gegen 
Homo-, Bi-, Inter- und Trans-
phobie durch. Die bunten Re-
genbogenflaggen wurden gar 
von der Gemeinde gesponsert. 
«Dass wir immer so unterstützt 
und mit offenen Armen emp-
fangen wurden, ist nicht selbst-
verständlich», bedankt sich 
Marxer. Und so wird Schaans 
Vorsteher Daniel Hilti an der 

Pride den Anlass eröffnen und 
erste Grussworte an die Teil-
nehmenden richten.  

Britische Botschaft half bei 
den Kontakten 
Dass im Laufe des Tages gleich 
zwei Botschafter Liechtenstein 
besuchen werden, hat eine län-
gere Vorgeschichte. Die briti-
sche Botschaft hat noch vor 
dem Ukraine-Krieg als Schwer-
punkt für ihre Arbeit beschlos-
sen, sogenannte Graswurzelbe-
wegungen vor Ort zu unterstüt-
zen. Dabei handelt es sich um 
ehrenamtliche Vereine oder 
 Institutionen, die sich nieder-
schwellig für Gleichstellung in 
den unterschiedlichsten Berei-
chen engagieren. «Sei das In-
klusion, Frauenrechte, gegen 
Rassismus oder eben bei 
LGBTIAQ+», erklärt Marxer.  

Und so wurde die britische 
Botschaft darauf aufmerksam, 
dass ein kleiner Verein in Liech-
tenstein die erste Pride im Land 
veranstaltet. Sie fragten bei den 
Verantwortlichen nach, wie die 
Pride unterstützt werden kann. 
Nicht finanziell, aber mit ihrem 
umfangreichen Netzwerk. Sie 
waren es dann auch, die die 
 britische Botschafterin für die 
Schweiz und Liechtenstein, 
Jane Owen, als Rednerin vor-
schlugen.  

«Darauf sind wir natürlich 
gleich aufgesprungen», so Mar-
xer und verweist auch gleich auf 
den zweiten hochrangigen Di-
plomaten, der in Schaan eine 

Ansprache halten wird. Als die 
Vereinsmitglieder erfuhren, 
dass Scott Miller amerikani-
scher Botschafter für die 
Schweiz und Liechtenstein 
wird, war klar: «Das wäre der 
Oberhammer, wenn wir ihn als 
Redner gewinnen könnten.» 
Denn Miller ist bekannt als Ak-
tivist in der LGBTIAQ+-Ge-
meinschaft. Und auch hier half 
die britische Botschaft und ver-
mittelte die Kontakte.  

Schweizer Nationalrätin 
wird sprechen 
Ebenfalls eine Rede halten und 
zusätzlich an der Podiums -
diskussion teilnehmen wird  
die Schweizer Nationalrätin 
 Susanne Vincenz-Stauffacher. 
Marxer traf sie an der General-
versammlung des Vereins Gay 
Leadership und fragte sie «ganz 
frech», ob sie Teil der Pride sein 
wolle. Für ihn ist wichtig, auch 
die Schweizer Sicht in die Dis-
kussion mit einzubringen. Vin-
cenz-Stauffacher ist bei der 
FDP, welche «jetzt nicht unbe-
dingt die fortschrittlichste Par-
tei in Bezug auf gesellschaftli-
che Themen ist. Aber in Bezug 
auf Gleichstellung in der 
LGBTIAQ+-Gemeinschaft sind 
sie total offen», so Marxer.  
Und das bringe einen ähnlichen 
Ansatz, wie auch unsere Gross-
parteien verfolgen würden. 

Um alle Politiker ins Ge-
spräch zu bringen, hat der Ver-
ein Flay extra einen eigenen 
Tisch reserviert. Dort soll auch 

Gesellschaftsminister Manuel 
Frick sitzen. Aber Marxer hofft, 
dass noch weitere Regierungs-
mitglieder sowie Landtags -
abgeordnete den Weg nach 
Schaan finden werden. «Unser 
Ziel war es, möglichst viele Ent-
scheidungsträger an die Pride 
zu bringen. So kann es sich nie-
mand leisten, uns zu ignorie-
ren», so Marxer selbstbewusst.  

So kann die queere Gemein-
schaft klarmachen: «Wenn wir 
wollen, haben wir auch Power. 
Denn ich kann mir vorstellen, 
dass uns viele nicht ernst ge-
nommen haben in gewissen 
Kreisen. Und das ändern wir 
jetzt – aber so richtig!»  

Denn kommen internatio-
nale Botschafter nach Liechten-
stein, wächst der Druck auf die 
Entscheidungsträger. Schliess-
lich wird das Land beobachtet, 
an zukünftigen Treffen, wie in 
der Berner Botschaft vor weni-
gen Tagen, wird nachgefragt, 
ob sich im kleinen Land etwas 
getan hat.  

Bewusst verzichtet hat der 
Verein Flay darauf, den Erzbi-
schof oder gewisse Leser -
briefschreiber einzuladen. 
«Wir wollen an dem Anlass un-
sere Positionen vertreten und 
nicht den Gegnern eine Bühne 
bieten», so Marxer. Und trotz-
dem hält er fest: «Wir schlies-
sen niemanden aus. Sollte 
 jemand seine gegenteilige Mei-
nung auf der Bühne vertreten, 
werde ich denjenigen sprechen 
lassen.»Stefan Marxer (2. v. l.) bei der britischen Botschaft. Bild: zVg

Weitere Bilder: www.vaterland.li/fotogalerie



Liechtensteiner Vaterland, 9. Juni 2022

LGT Alpin Marathon gerettet 
Die beliebte Veranstaltung wird dank 
neuer Co-Sponsoren bis mindestens 
2025 fortgesetzt. 19

Von der Ballerina bis zur Stripperin 
Musical-Darstellerin Giulia Haas ist 
erstmals auf der Walensee-Bühne zu 
sehen. Sie spielt diverse Rollen. 13
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Die
Besten

Italiens

Zürcher Str. 204E, 9014 St.Gallen
www.caratello.ch

Sapperlot 
Über Geschmack lässt sich ja 
bekanntlich nicht streiten. Oder 
doch? In Bezug auf die Kleidung, das 
Essen, die Männer, Frauen und so 
weiter – jeder Mensch hat seine eige-
nen Vorlieben. Das ist eigentlich auch 
gut so, denn wenn alle den gleichen 
Geschmack hätten, wäre die Welt 
weniger bunt und langweilig. Toleranz 
und Akzeptanz sind gefragt, aber 
manche Modetrends kann ich persön-
lich einfach nicht verstehen. Einer 
davon betrifft Männer, die weisse 
Tennissocken mit Sandalen tragen. 
Was vor ein paar Jahren nur bei Rent-
nern im Trend lag, scheint nun auch 
die jüngere Generation erreicht zu 
haben. Kürzlich habe ich einige sol-
cher Exemplare sogar am Strand bei 
30 Grad Celsius gesichtet. Statt Sanda-
len hatten sie zwar sogenannte Adilet-
ten an den Füssen, aber das machte 
die Sache auch nicht besser. Ich denke, 
die Frauen werden mir hier zustim-
men: Man(n) sollte diesen Trend 
definitiv auslassen. Katarina Leovac

66 82 833 224

il.g-atgov.www

+ 666 82 833 224+ 6

Der Olympic Day bricht alle Rekorde – 911 Kinder waren dabei

Statt Mathematik und Rechtschreibung stand gestern für 911 Kinder der 4. und 5. Primarschulklassen am 
Olympic Day der Sport ganz im Vordergrund. An 32 Sportstationen, verteilt im ganzen Land, konnten sie in 
verschiedenste Sportarten hineinschnuppern und Neues kennenlernen. 17 Bild: Tatjana Schnalzger

Weitere Bilder: www.vaterland.li/fotogalerie

Liechtenstein liefert Reichsbürger  
an Österreich aus 
Der in Liechtenstein inhaftierte deutsche Staatsangehörige  
Carl-Peter Hofmann wurde gestern an Österreich ausgeliefert. 

Am 23. September 2021 setzte die Lan-
despolizei die behördliche Schliessung 
des Landgasthofs Rössle durch, nach-
dem weiterhin Gäste bewirtet wurden. 
Die Schliessung wurde aufgrund der 
Weigerung, die 3G-Regeln im Rahmen 
der Coronamassnahmen einzuhalten, 
ausgesprochen. Bei der damaligen 
Personenkontrolle der Landespolizei 
wurde der 61-jährige Carl-Peter Hof-
mann verhaftet. Die Staatsanwalt-
schaft Graz hatte Hofmann internatio-
nal zur Verhaftung ausgeschrieben, da 
ihm eine Reihe von Straftaten vorge-
worfen werden: Gründung und mass -
geb liche Beteiligung bei einer staats-
feindlichen Verbindung, schwerer ge-
werbsmässiger Betrug, Erpressung 
und Anstiftung zum Amtsmissbrauch 
in insgesamt 65 Fällen. 

Hoffmann ist der Gründer des 
«Global Court of the Common Law» 
(GCCL). Die Gruppierung, die auf einer 
rechten Schiene fährt, erkennt souverä-
ne Staaten und ihre Institutionen nicht 

an. Stattdessen lehnt sich der Pseudo-
Gerichtshof stark an biblische Grund-
sätze an und stellt diese über die staatli-
chen Gesetze. Kurz: Die Ideologie ist 
praktisch identisch mit der Reichsbür-
ger-Bewegung in Deutschland.  

Um seine Auslieferung nach Öster-
reich zu verhindern, zog Carl-Peter 
Hofmann durch sämtliche Gerichtsin-
stanzen in Liechtenstein: Nachdem 
das Obergericht im November bereits 
entschied, dass nichts gegen eine Aus-
lieferung spreche, zog der 61-Jährige 
den Fall weiter an den Obersten Ge-
richtshof. Dieser wies im Dezember 
die Beschwerde ab. Zum gleichen Ur-
teil kam der Staatsgerichtshof Ende 
März. Gestern teilte das Landgericht 
den Medien mit, «dass der über Inter-
nationales Rechtshilfeersuchen der 
Staatsanwaltschaft Graz (A) in Liech-
tenstein inhaftierte deutsche Staats-
angehörige C.-P. Hofmann heute, 
8. 6. 2022, an die Republik Österreich 
ausgeliefert wurde». (sap)

Liechtenstein setzt weitere  
Personen auf die Sanktionsliste 
Die Regierung hat im Zusammenhang mit dem Krieg in der Ukraine 
die EU-Massnahmen autonom nachvollzogen. 

Die EU hat am 3. Juni weitere Mass-
nahmen gegenüber insgesamt 77 Per-
sonen und 26 Organisationen im Zu-
sammenhang mit dem Krieg in der 
Ukraine beschlossen. Wie die Regie-
rung mitteilt, wurden diese von Liech-
tenstein mit einer Verordnungsanpas-
sung «autonom nachvollzogen». «Die 
Regierung führt damit ihre bisherige 
Politik konsequent weiter» heisst es in 
der Medienmitteilung. 

Bei den neu gelisteten Personen in 
der Ukraine-Verordnung handelt es 
sich um Militärangehörige, die an den 
vermuteten Kriegsverbrechen, unter 
anderem in Butscha, beteiligt waren 
beziehungsweise diese angeordnet ha-
ben. Ausserdem wurden weitere Per-
sonen, die der russischen Regierung 
wirtschaftlich oder politisch naheste-
hen, einschliesslich deren Familienan-
gehörige in den Sanktionsrahmen auf-
genommen. Bei den Organisationen 
handelt es sich um russische Unter-
nehmen aus den Bereichen Rüstung, 

Luftfahrt, Maschinenbau und Finan-
zen. Ebenfalls übernommen wurden 
die Sanktionen gegen Personen aus 
Weissrussland. Die ebenfalls von der 
EU am 3. Juni beschlossenen Finanz-, 
Waren- und Handelssanktionen – unter 
anderem das Ölembargo – kann Liech-
tenstein aufgrund des Zollvertrags mit 
der Schweiz erst nachvollziehen, nach-
dem diese von der Schweiz übernom-
men wurden. (red/ikr)

Beanstandungen bei 
Gastrobetrieben 
Im Jahr 2021 hat das Amt für Lebens-
mittelkontrolle bei den Gastrobetrie-
ben mehr Mängel entdeckt. Von den 
144 entnommenen Lebensmittelpro-
ben waren 23 Prozent zu beanstanden 
und auch die Zahl der Speisen, die mi-
krobiologisch belastet waren, hat laut 
dem aktuellen Rechenschaftsbericht 
zugenommen. Die Betriebe haben ge-
genüber den Vorjahren schlechter ab-
geschnitten. (vb) 3

Verschärfung des  
Sexualstrafrechts 
Mit dem Ziel, das Schweizer Strafrecht 
zu reformieren, propagierte Amnesty In-
ternational bereits vor drei Jahren «Nur 
Ja heisst Ja» als einzig akzeptable  
Lösung. Der Ständerat hat nun am 
Dienstag bei der Revision des Sexual-
strafrechts anders entschieden und der 
Widerspruchslösung «Nein heisst Nein» 
zugestimmt. Über die Gesetztesvorlage 
wird am Montag beraten. (rif) 7

Liechtensteiner Volksblatt, 9. Juni 2022

Heute
Country und BBQ
Vier Tage Wilder 
Westen in «Old Town»
Die Westernstadt «Old 
Town» in Vaduz im Rahmen 
des Country & BBQ Liech-
tenstein öffnet heute wieder 
ihre Tore und der einzigarti-
ge Charme des Wilden Wes-
tens wird erneut für vier Ta-
ge in die Landeshauptstadt 
einkehren. Das Programm 
startet heute Abend mit der 
«Special Night» als Premiere. 
An diesem Abend spielen al-
le drei Headliner des Events 
exklusiv gemeinsam auf der 
Bühne. Seiten 8 und 9

16°12°

Wetter Viele Wolken, 
Regenschauer und 
auf den höheren Ber-
gen Schnee. Seite 38
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Nach Graz «Reichsbürger» endgültig ausgeliefert
VADUZ Nach fast neun Monaten in 
Auslieferungshaft wurde Carl Peter 
Hofmann am Mittwoch den österrei-
chischen Behörden übergeben. Das 
teilte das Landgericht mit. Damit 
leistet Liechtenstein einem Ausliefe-
rungsgesuch der Staatsanwaltschaft 
Graz folge. Diese wirft dem Deut-
schen die Gründung einer staats-
feindlichen Verbindung, die Anstif-
tung zum Missbrauch der Amtsge-
walt, Erpressung, schwerer gewerbs-

mässiger Betrug sowie weitere Straf-
taten vor und hatte ihn deswegen in-
ternational zur Fahndung ausge-
schrieben. Am 23. September 2021 
ging Hofmann schliesslich der Liech-
tensteinischen Landespolizei in Rug-
gell ins Netz, als diese die behördli-
che Schliessung des Landgasthofs 
Rössle wegen Verstosses gegen die 
Coronamassnahmen durchsetzte. 
Die Polizei traf dabei auf mehrere 
«Angehörige der Reichsbürgerbewe-

gung», wie sie damals mitteilte. Carl 
Peter Hofmann ist unter den «Reichs-
bürgern» und Staatenverweigerern 
eine Schlüsselfigur, unter anderem 
als Gründer eines Pseudogerichtsho-
fes. Gegen seine Auslieferung nach 
Österreich kämpfte Hofmann nach 
seiner Festnahme fast über den ge-
samten Instanzenzug hinweg erfolg-
los. Zuletzt entschied der Staatsge-
richtshof (StGH), dass Hofmann aus-
geliefert werden darf.  (red/pd)

Inland Ein Speichersee in 
Malbun, der im Sommer 
auch zum Baden taugen 
soll? Warum die Politik einen 
anderen Weg einschlägt, le-
sen Sie auf Seite 3.

Ausland Die UNO-Botschaf-
ter der Nachbarstaaten se-
hen den zwei Jahren der 
Schweiz im Sicherheitsrat mit 
Spannung entgegen. Seite 16

Wirtschaft Start-ups buhl-
ten gestern um Gunst der In-
vestoren beim Investor Sum-
mit in Schaan mit rund 300 
Gästen. Seite 17

Sport Für Liechtensteins Na-
tionalmannschaft geht es 
Schlag auf Schlag weiter. 
Nach den beiden Niederla-
gen zum Start der Nations 
League gegen Moldawien 
und in Lettland steht nun 
das Auswärtsspiel gegen 
Andorra an. Seite 29

Die Tageszeitung        für Liechtenstein

Coronainfektionen 
haben sich verdoppelt
Zwei Untertypen der 
Omikron-Variante 
breiten sich aus.

3 Die Klimastrategie 2050 
und fossile Heizungen
Auf rein freiwilliger Basis 
ist das Ziel laut Sabine 
Monauni unerreichbar.

5 Erfolgreicher Olympic Day 2022
Begeisterung und neue Rekorde
Gesamt 32 Sportstationen
standen zur Verfügung

31
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Maurens Vorsteher Freddy Kaiser 
tritt bei den Wahlen nicht mehr an
Gemeindewahlen Nach 
20 Jahren als Oberhaupt der 
Gemeinde Mauren-Schaan-
wald ist für Vorsteher Freddy 
Kaiser Schluss. Wer seine 
Nachfolge für die FBP antre-
ten soll, wird nächste Woche 
bekannt gegeben.

VON HANNES MATT

Die fünfte Legislatur wird für Mau-
rens Vorsteher Freddy Kaiser die 
letzte sein. Er kandidiert an den Ge-
meindewahlen 2023 nicht mehr als 
Vorsteher, wie der 60-Jährige in ei-
nem Interview erklärt. «Nach bald 
20-jähriger Vorstehertätigkeit ist es 
ein guter Zeitpunkt, mich wieder 
vermehrt persönlichen Interessen-
bereichen zu widmen und vor allem 
auch mehr Zeit mit meiner Familie 
zu verbringen», wie Freddy Kaiser 
seinen Entscheid begründet. 

FBP Mauren-Schaanwald präsentiert 
Vorsteherkandidat am Dienstag
Bereits seit Längerem habe er sich 
dazu entschieden, für keine weitere 
Mandatsperiode mehr zu kandidie-
ren. Entsprechend hätte sich die 
Ortsgruppe Mauren-Schaanwald 
auch frühzeitig mit der Nachfolgefra-
ge befassen können. «Und – so viel 
kann ich hier verraten – die FBP Mau-
ren-Schaanwald wird an der kom-
menden Jahresversammlung am 14. 
Juni einen hervorragenden und für 
dieses Amt prädestinierten Vorste-
herkandidaten vorstellen», freut sich 
Freddy Kaiser. «Ich werde mich aber 
noch bis zum letzten Tag dieser Man-
datsperiode mit vollem Einsatz und 
Engagement für unsere Gemeinde 

einsetzen.» Es gebe ja auch noch viel 
zu tun. Ein Projekt, das ihm beson-
ders ans Herz gewachsen ist, betrifft 
den Neubau Kindergarten und Turn-
halle bei der Primarschule Mauren. 
«Darauf freue ich mich auch aus ei-
nem anderen Grund – die Eröffnung 
des Neubaus Kindergarten und Turn-
halle wird am 29. April 2023 gleich-
zeitig auch mein letzter offizieller 
Akt als Vorsteher von Mauren-
Schaanwald sein», so Kaiser. 

Dass solch grosse Projekte Wirklich-
keit werden können, dafür brauche 
es viel Miteinander und Teamarbeit. 
«Darin liegt auch die Stärke unserer 
Gemeinde, und wir werden deshalb 
auch vielfach beneidet, dass wir alle 
eng zusammenhalten, die Gemein-
schaft pflegen sowie gemeinsam Zie-
le und Visionen angehen», wie der 
Maurer Vorsteher betont. Und welche 
Vision hat er für seine Zukunft nach 
seiner Zeit als Gemeindeoberhaupt? 

«Es ist schon ein langgehegter 
Wunsch von mir, einmal eine ganze 
Saison auf einer Alp zu verbringen», 
bestätigt Freddy Kaiser im Inter-
view die entsprechenden Gerüchte. 
«Meine Vorbereitungen dazu laufen 
seit Längerem und ich habe schon 
eine Ausbildung als Käser absol-
viert. Schliesslich will ich nicht 
ganz unvorbereitet in dieses Aben-
teuer, in diese Nachkarriere als Älp-
ler einsteigen.» Seite 7

Nach unzähligen Jahren im Dienste der Gemeinde Mauren wird sich Freddy Kaiser aus der Politik zurückziehen. (Foto: PT)
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Polizeimeldungen 
Berggängerin am Rappastein verunfallt 

Am Mittwochmittag war eine Berggängerin im 
liechtensteinischen Gebirge unterwegs und kam 
um die Mittagszeit im Gebiet des Rappasteins zu 
Sturz, wobei sie sich unbestimmten Grades ver-
letzte. Die Verunfallte alarmierte in der Folge sel-
ber die Einsatzzentrale der Landespolizei, welche 
die Rega zur Bergung aufbot. Die Verletzte 
konnte geborgen und in Spitalpflege geflogen 
werden. (lpfl) 

Zwei Verkehrsunfälle in Eschen 

Am Mittwoch ist es in 
Eschen zu zwei Ver-
kehrsunfällen gekom-
men. Gegen 14.30 Uhr 
beabsichtigte eine Fahr-
zeuglenkerin, mit ihrem 
Personenwagen vom Parkplatz der Landesbank 
AG auf die Hauptstrasse Essanestrasse einzufah-
ren. Dabei kollidierte ihre Fahrzeugfront mit der 
rechten Fahrzeugseite eines in östliche Richtung 
fahrenden Personenwagens. An beiden Fahrzeu-
gen entstand Sachschaden. 

Gleichentags fuhr gegen 23 Uhr ein Fahrzeug-
lenker mit seinem Personenwagen auf der Falls-
gasse und anschliessend auf der Kohlplatz-
Strasse in südliche Richtung und verlor im Kur-
venbereich die Beherrschung über sein Fahrzeug. 
Dabei kollidierte das Fahrzeug gegen einen Stein-
poller, wodurch die Airbags ausgelöst wurden. 
Am Fahrzeug entstand Totalschaden, der Stein-
poller wurde ebenfalls beschädigt. Der Lenker 
blieb unverletzt. (lpfl)
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Heute kein Vaterland im Briefkasten?  
Dann rufen Sie von Montag bis Freitag, 7.30 – 10.00 Uhr,  
unsere Abo-Hotline unter +423 236 16 61 an. Nachlieferung erfolgt bis mittags.

Ihr Trauring-Spezialist

Hochzeiten 
Herzlichen Glückwunsch 

Heute vermählen sich vor dem Zivilstandsamt 
Vaduz folgende Paare: 
 
Dominic Frick von Balzers in Triesen und  
Jessica Steinberger von und in Triesen. 
 
Rolf Nutt von Balzers in Vaduz und  
Diana Blasi aus Teufen (AR) in Vaduz.

Aktueller Zwischenstand von gestern Abend: 884 Teilnehmer. 
Jetzt mitmachen auf: www.vaterland.li

36 %

40 %

24 %

Radsport interessiert mich überhaupt nicht. 
Deshalb ist es mir egal.

Nein. Der Anlass behindert den Verkehr  
unnötig und übermässig.

Ja. Zudem ist dieser Anlass beste  
Imagewerbung fürs Land.

Umfrage der Woche 
Frage: Das Wochenende vom 18./19. Juni steht 
in Liechtenstein im Zeichen der Tour Suisse. 
Freuen Sie sich auf das Radsport-Volksfest?

Keine grossen Gewaltvorfälle, 
aber mehr «Hatespeech» 
Auch im Jahr 2021 war es in Bezug auf sichtbaren Extremismus relativ ruhig.  

Um Ereignisse, Entwicklungen 
und Vorfälle im Bereich Ex -
tremismus in Liechtenstein zu 
beobachten und zu dokumen-
tieren, wurde das Liechtenstein-
Institut von der Gewalt schutz -
kommission der Regierung be-
auftragt, einen jähr lichen 
Mo nitoringbericht zu erstellen. 
Nun liegt der Bericht für das 
Jahr 2021 vor und spricht – ab-
gesehen von einzelnen Fällen – 
von einem ruhigen Jahr. 

Reden und Plakate mit 
problematischen Inhalten 
Seit mehreren Jahren sind in 
Liechtenstein keine grösseren 
Gewaltvorfälle mit extremisti-
schem Hintergrund zu ver-
zeichnen. Aufgrund der Covid-
19-Pandemie war das Jahr 2021 
allerdings auch durch eine zu-
nehmende Zahl an Veranstal-
tungen gegen die Massnahmen 
zur Bekämpfung der Pandemie 
gekennzeichnet. «An diesen 
Kundgebungen wurden teilwei-
se Reden und Plakate mit pro-
blematischen Inhalten gehalten 
und gezeigt. Dabei kam es auch 
zu verbalen Entgleisungen (Ho-
locaust-Verharmlosungen, Be-
leidigungen) einzelner Per -
sonen bzw. Gruppen, was zu 
Anzeigen führte», wird im Mo -
nitoringbericht festgehalten. 
Zudem sei festzustellen gewe-
sen, dass sich in Teilen der 
massnahmenkritischen Bewe-
gung in Liechtenstein ähnliche 
Tendenzen wie in radikalisier-
ten Szenen anderer europäi-
scher Länder verfestigt hätten. 
Dabei seien die staatlichen Co-
vid-19-Massnahmen als funda-
mentale Bedrohung der verfas-
sungsmässigen Freiheitsrechte 

dargelegt und daraus ein Wi-
derstandsrecht abgeleitet wor-
den. «Diese sich radikalisie -
renden Tendenzen waren in 
Liechtenstein auch durch die 
Festnahme eines international 
gesuchten Staatsleugners im 
Umfeld von Covid-19-Mass-
nahmenkritiker festzustellen.» 

Hassreden nehmen zu – 
vor allem auf Social Media 
In Bezug auf «Hatespeech» 
wird im Bericht festgehalten, 
dass die einfachen Kommuni-
kations- und Vernetzungsmög-
lichkeiten im virtuellen Raum 
auch zu einer Zunahme an Ver-
unglimpfungen, Beschimpfun-

gen und Hassaufrufen gegen 
gewisse Gruppen, Einzelper -
sonen oder Minderheiten ge-
führt habe. «Diese sogenann -
ten Hassreden beinhalten nicht 
selten Falschnachrichten und 
antidemokratische sowie extre-
mistische Inhalte und finden im 
Internet und auf digitalen Platt-
formen eine rasche Verbrei-
tung. Bestimmte Formen der 
Hassrede sind in Liechtenstein 
strafrechtlich verboten.»  

Im Berichtsjahr haben zu-
dem die Meldungen bei der 
Fachstelle für Bedrohungs -
management wegen Personen, 
die in einer als bedrohlich er-
lebten Art und Weise an mit der 

Pandemie zusammenhängen-
den Massnahmen Kritik übten, 
deut lich zu.   

Aufgrund der teilweise ra-
dikalisierten Äusserungen in 
den sozialen Medien, aber 
auch in E-Mails und Briefen 
inten sivierte die Fachstelle die 
Zusammenarbeit mit dem 
Staatsschutz. Speziell bei be -
droh lichen Posts in den so -
zialen Medien mussten die  
Verfasser durch sogenannte 
«deanonymisierende Briefe» 
infor miert werden, dass das In-
ternet kein rechtsfreier Raum 
ist und derartige Äusserungen 
strafrecht liche Folgen haben 
können. (dv)

Im Rahmen der Coronademonstrationen in Vaduz kam es unter anderem zu verbalen Entgleisungen – 
auch Plakate mit problematischen Inhalten wurden gezeigt. Bild: Daniel Schwendener (17.9.21)

Regierungschef Daniel Risch empfängt 
Primarschüler der 4. Klasse aus Balzers 
Am Donnerstag, 9. Juni, waren 
die Schüler der Klasse 4a der 
Primarschule Balzers auf Einla-
dung von Regierungschef Da-
niel Risch zu Besuch im Regie-
rungsgebäude in Vaduz. 

Die Schülerinnen und Schü-
ler trafen den Regierungschef 
nicht zum ersten Mal. Bereits 
im November des vergangenen 
Jahres besuchte er die Klasse 
anlässlich des Kinderrechtstags 
in der Primarschule in Balzers. 
Im Rahmen der Kinderrechts-
aktion #meinezukunft von 
Unicef Schweiz und Liechten-
stein erklärten die Viertklässle-
rinnen und Viertklässler dem 
Regierungschef damals ihre 
Wünsche und Ideen für eine si-
chere und gesunde Zukunft in 
Liechtenstein und diskutierten 
diese gemeinsam mit ihm. 

Beim Gegenbesuch in Va-
duz, der nun im Gegensatz zum 
Termin im November ohne Co-
rona-Einschränkungen stattfin-
den konnte, führte der Regie-
rungschef die Schülerinnen 
und Schüler durch das Regie-

rungsgebäude und gab ihnen 
einen Einblick in die Regie-
rungstätigkeit. «Es ist mir ein 
persönliches Anliegen, dass das 
Interesse von Kindern und Ju-

gendlichen für unseren Staat 
und die Politik schon früh ge-
weckt wird», sagte Daniel 
Risch. «Der direkte Austausch 
mit den Kindern ist inspirierend 

und zeigt, wie wichtig es ist, 
dass wir den Jüngsten zuhören 
und sie einbinden. Schliesslich 
sind sie die Zukunft unseres 
Landes.» (ikr)

Regierungschef Daniel Risch mit den Schülern der Primarschule Balzers im Regierungsgebäude. Bild: ikr
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Privatschule Formatio: Lebenslanges Lernen unterstützt
Fazit Im Rahmen eines 
«Erasmus+»-Projektes blick-
ten mehrere Lehrpersonen 
der Formatio über den Teller-
rand und erlebten zwei euro-
päische Schulen im Rahmen 
von «Job Shadowings».

Lebenslanges Lernen steht an der 
Privatschule Formatio nicht nur für 
Schülerinnen und Schüler auf dem 
Programm, sondern ist ein Motto, 
das sich über alle Bereiche erstreckt. 
Auch Lehrpersonen legen so einen 
grossen Fokus auf ihre professionel-
le und persönliche Weiterbildung. 
Im Jahr 2019 durfte die Formatio ein 
neues Projekt im Rahmen der «Eras-
mus+»-Programme, die jeweils von 
der Agentur für Internationale Bil-
dungsangelegenheiten (AIBA) ausge-
schrieben werden, starten. In diesen 

drei Jahren profitierte das gesamte 
Lehrpersonen-Team durch europa-
weite Weiterbildungen von diesem 
KA1-Projekt. In den diesjährigen Os-
terferien führten etwa zwei Lehr-
personen-Teams «Job Shadowings», 
also ausgedehnte Schul- und Unter-
richtsbesuche, in Deutschland bzw. 
Südtirol durch. Dabei tauchten sie 
für mehrere Tage direkt in den All-
tag der besuchten Schulen ein, er-
fuhren Unterricht dort hautnah und 
kamen mit vielen neuen Erfahrun-
gen und innovativen Ideen zurück 
nach Triesen.

Konzentration und selbstständiges 
Lernen in der Primarstufe
Drei Lehrpersonen aus der Primar-
stufe der Formatio besuchten die 
Alemannenschule Wutö schingen in 
Deutschland. Dabei beeindruckte 
sie besonders die ruhige Lernatmo-
sphäre, die durch nonverbale Kom-

munikation erreicht wird. Ein Hand-
heben und geduldiges Warten signa-
lisiert den Lernenden in der Ale-
mannenschule, dass sie nun wieder 
ihre Aufmerksamkeit auf die Lehr-
personen richten sollen. Mit einem 
kleinen Holzklotz mit zwei verschie-
denfarbigen Seiten können die Kin-
der beim Arbeiten zudem ohne Wor-
te mitteilen, ob sie Hilfe brauchen 
oder beim Lernen nicht gestört wer-
den möchten. Eine Führung durch 
die Gemeinschaftsschule zeigte zu-

dem, dass typische Strukturen wie 
Klassenzimmer und Jahrgangsstu-
fen aufgebrochen und Bezeichnun-
gen wie «Lehrpersonen» und 
«Schü ler» neuen Begriffen weichen. 
Die Jugendlichen nennen sich «Lern-
partner» und die Lehrpersonen ver-
stehen sich an dieser Schule als 
«Lernbegleiter». Dies unterstützt 
auch die Architektur der Schule, die 
das Konzept «Raum als dritter Päda-
goge» umsetzt. Die Lehrpersonen 
aus Triesen freuten sich darüber, in 
der Alemannenschule Parallelen zur 
Formatio finden zu können, aber 
auch neue Ideen und Ansätze mit 
nach Hause zu bringen.

Plurilinguale Ansätze in Meran
Ein Team aus drei Lehrerinnen des 
Formatio-Oberstufengymnasiums 
machte sich in den Osterferien auf 
nach Südtirol, um das gymme (Gym-
nasien Meran) zu besuchen. Beson-

ders beeindruckend war dabei die 
Grösse der Schule, die eigentlich 
fünf verschiedene Gymnasien mit 
verschiedenen Fachrichtungen ver-
eint. Mehr als 1000 Lernende wer-
den in Meran an drei verschiedenen 
Schulstandorten unterrichtet. Beim 
«Job Shadowing» standen besonders 
die plurilingualen Ansätze im Zent-
rum, um sie mit jenen an der forma-
tio Privatschule zu vergleichen. Als 
besonders gewinnbringend empfan-
den die Lehrerinnen den direkten 
Austausch mit den Südtiroler Kolle-
ginnen und Kollegen zum Beispiel in 
Bezug auf das Mehrsprachencurri-
culum. Abseits der Plurilingualität 
nimmt das Team auch einige interes-
sante Ansätze für Projektarbeit von 
Meran mit nach Liechtenstein – 
nicht zuletzt ist es aber auch froh 
über die neuen Kontakte, die einen 
länderübergreifenden Austausch 
auch in Zukunft ermöglichen.  (eps)

(Foto: ZVG/Formatio)

LG
Unterstützung für
Kinder in Tansania
VADUZ Schon zum vierten Mal ver-
anstaltete Gymi For Change am 2. Ju-
ni ein Charity-Konzert, dieses Mal 
für das Projekt «tumaini kwa wato-
to», das Kinder in Tansania unter-
stützt und von Margrit Brü ngger aus 
Erlen betreut wird. «Mama Maggie» 
und Johannes Weber erzählten in 
der gut gefüllten Aula des Gymnasi-
ums auf informative und spannende 
Weise über die Situation der Kinder 
in Tansania, über die Projekt-Ziele 

und ihre Erfahrungen in deren Um-
setzung. Die LG-Band unter der Lei-
tung von Karl Marxer, Johannes Lu-
cke, Nina Navarro, Julia Marti, Mal-
ena Marxer und Amrei Weber, be-
gleitet von Johannes Uthoff, präsen-
tierte musikalische Beiträge, die 
stark beeindruckten, bewegten und 

berührten.  Durch die grosszügigen 
Spendenbeiträge des Abends kamen 
2000 Franken zustande. Sie kom-
men dem nachhaltigen Nahrungsan-
bau und der Bildungsförderung des 
Projektes «tumaini kwa watoto» zu-
gute. Ein grosser Dank an alle Spen-
der/-innen, Mitwirkenden und an 
Amrei Weber von Gymi For Change 
und ihr Helfer-Team. 
Das Anliegen des Wahlfachs Gymi 
For Change ist es, über den Teller-
rand hinauszuschauen, wahrzuneh-
men, wo andere Menschen Hilfe 
brauchen und Räume der Resonanz 
und Wirksamkeit in diesem Sinne zu 
schaffen.  (eps)

 (Foto: ZVG/LG)

LG
Exkursion
nach Werdenberg 
WERDENBERG/VADUZ Mit vielerlei Fra-
gen, die auf Antworten gewartet ha-
ben, begaben sich die Schülerinnen 
und Schüler der 2D des Gymnasiums 
mit dem Geschichtslehrer auf eine 
spannende Reise durch das Mittelal-
ter – im kleinen Städtchen Werden-
berg. Nach einer kurzen Erklärung 
des Auftrags machten sich die Kinder 
in kleinen Gruppen auf den Weg. Sie 
suchten nach dem sogenannten 
Schlangenhaus, zeichneten Wappen, 

sogar ein Gespenst sollten sie finden. 
Nahe des vorderen Tors (Osttor) be-
finden sich mehrere Wappen mit ei-
ner Kirchenfahne. Die Familie von 
Montfort, die Erbauer der Burg Wer-
denberg im 13. Jahrhundert, hat die-
se Kirchenfahne als Wappensymbol 
verwendet. Das Schlangenhaus wird 
so genannt, weil aufgemalte Schlan-
gen auf der Fassade zu sehen sind. Es 
handelt sich hierbei eigentlich um 
flügellose Drachen, die das Haus vor 
Unglück und bösen Wesen schützen 
sollen. Gegen Ende der Exkursion 
versammelte sich die Klasse, be-
sprach ihre Antworten und beendete 
somit ihren Ausflug.  (eps)

Coronapandemie als Zünder: 
Drohungen im Netz nehmen zu
Bilanz Während es in der 
rechtsextremen Szene ruhig 
blieb, beschäftigten vor allem 
Coronaleugner und radikale 
Massnahmenkritiker die Be-
hörden. Das zeigt der gestern 
veröffentlichte Extremismus-
bericht 2021.

Ursprünglich konzentrierte 
sich der jährliche Extre-
mismusbericht auf Vorfälle 
in der rechtsextremen Sze-

ne, in der es seit Längerem relativ 
ruhig bleibt. Seit 2015 beleuchtet der 
Berichte unter dem Stichwort «ext-
remistisch» auch politisch, politisch-
religiös oder anders ideologisch 
motivierte Bewegungen, welche die 
staatliche Grundordnung und deren 
Prinzipien gefährden könnten.
Das Liechtenstein-Institut arbeitet 
im Auftrag der Gewaltschutzkom-
mission den jährlichen Bericht aus 
und stützt sich dabei auf die Archive 
der Landeszeitungen sowie die ein-
schlägigen Institutionen. Demnach 
wurde 2021 kein Fall von Linksextre-
mismus verzeichnet und auch in der 
rechtsextremen Szene seien keine 
wesentlichen Bewegungen verzeich-
net worden. Autorin Patricia Hor-

nich spricht in Bezug auf sichtbaren 
Extremismus von einem «ruhigen 
Jahr». Seit mehreren Jahren seien 
keine grösseren Gewaltvorfälle mit 
extremistischem Hintergrund zu 
verzeichnen.

Radikale Massnahmengegner
Ruhig war 2021 dennoch nicht, ver-
weist Hornich auf die zahlreichen De-
monstrationen gegen die Corona-
Massnahmen. «An diesen Kundge-
bungen wurden teilweise Reden und 
Plakate mit problematischen Inhal-
ten gehalten und gezeigt. Dabei kam 
es auch zu verbalen Entgleisungen 
(Holocaust-Verharmlosungen, Belei-
digungen) einzelner Personen bezie-
hungsweise Gruppen, was zu Anzei-
gen führte», fasste sie im am Don-
nerstag erschienenen Extremismus-
bericht 2021 zusammen. Zudem sei 
zu beobachten, dass sich in Teilen 
der massnahmenkritischen Bewe-
gung in Liechtenstein ähnliche Ten-
denzen wie in radikalisierten Szenen 
anderer europäischer Länder verfes-
tigten. «Dabei wurden die staatlichen 
Covid-19-Massnahmen als fundamen-
tale Bedrohung der verfassungsmäs-
sigen Freiheitsrechte dargelegt und 
daraus ein Widerstandsrecht abgelei-
tet», heisst es im Bericht.
Die Meldungen bei der Fachstelle 
Bedrohungsmanagement haben sich 

2021 mit insgesamt 94 Meldungen 
gegenüber dem Vorjahr nochmals 
deutlich erhöht (60). In 20 Fällen 
handelte es sich um bedrohliches 
Verhalten gegenüber Behörden oder 
Institutionen, in 6 Fällen ist einer 
Bedrohung ein extremistischer Hin-
tergrund zuzuordnen (2020: 1).
Hornich beobachtet eine Zunahme 
an Verunglimpfungen, Beschimp-
fungen und Hassaufrufen gegen ge-
wisse Gruppen im Internet – also 
«Hate Speech». «Diese sogenannten 
Hassreden beinhalten nicht selten 
Falschnachrichten und anti-demo-
kratische sowie extremistische In-
halte und finden im Internet und auf 
digitalen Plattformen eine rasche 
Verbreitung», so Hornich. Auch die 
Medien mussten aufgrund ihrer 
Sorgfaltspflicht vermehrt Kommen-
tare in den sozialen Netzwerken lö-
schen, die strafrechtlich relevant 
sein könnten. 2021 hätten die Mel-
dungen bei der Fachstelle für Bedro-
hungsmanagement wegen Personen, 
die die Corona-Massnahmen in einer 
als bedrohlich erlebten Art und Wei-
se kritisierten, deutlich zugenom-
men. Aufgrund der teilweise radika-
lisierten Äusserungen in den sozia-
len Medien, aber auch in E-Mails 
und Briefen intensivierte die Fach-
stelle die Zusammenarbeit mit dem 
Staatsschutz.

Speziell bei bedrohlichen Posts in 
den sozialen Medien mussten die 
Verfasser durch sogenannte «deano-
nymisierende Briefe» informiert wer-
den, dass das Internet kein rechts-
freier Raum ist und derartige Äusse-
rungen strafrechtliche Folgen haben 
können. Gegen eine Person wurde 
sogar Strafanzeige wegen gefährli-
cher Bedrohung erhoben. Der Be-
schuldigte hatte im September 2021 
in der öffentlichen Telegram-Gruppe 
«Stay awake Liechtenstein» Gesund-
heitsminister Manuel Frick und des-
sen Vorgänger Mauro Pedrazzini mit 
dem Tod bedroht. Das Gericht verur-
teilte dem Mann im Januar 2022 zu 
einer bedingten Geldstrafe.

Verhaftung vor «Rössle»
ein trauriger Höhepunkt
«Besondere Aufmerksamkeit erhielt 
ein Vorfall am 23. September 2021», 
erinnert Hornich an die Verhaftung 
eines international gesuchten Deut-
schen im Rahmen der Schliessung 
des Gasthaus «Rössle» in Ruggell. 
Der Reichsbürger und Gründer des 
Pseudo-Gerichtshofs «Global Court 
of the Common Law» (GCCL) wurde 
am Mittwoch an Österreich ausgelie-
fert. In Österreich wie auch in ande-
ren Staaten wird der GCCL juristisch 
als staatsfeindliche Verbindung an-
gesehen, der weder die Justiz noch 

die Gesetze eines Staates anerkennt. 
«Sie kann als dem Rechtsextremis-
mus nahe beschrieben werden, weil 
Grundelemente wie Ablehnung des 
Rechtsstaats und Nationalismus so-
wie Gewaltbereitschaft als wesentli-
che Ideologien vertreten sind», 
heisst es im Extremismusbericht.

Wegen Diskriminierung verurteilt
Der Bericht bezieht sich ausserdem 
auf die Kriminalstatistik der Landes-
polizei. Dort sind 6 politisch-religiös 
motivierte Delikte aufgeführt, im 
vergangenen Jahr waren es 10. In 5 
Fällen handelte es sich um Diskrimi-
nierung, in einem Fall erfüllte das 
Delikt den Tatbestand des verbote-
nen Nachrichtendienstes. 2021 kam 
es zu drei Urteilen aufgrund von Dis-
kriminierung, unter anderem wegen 
der sexuellen Orientierung. Eine 
weitere Verurteilung bezog sich auf 
einen Mann, der auf Facebook den 
Holocaust leugnete. Das dritte Urteil 
betrifft eine rassistisch motivierte 
Straftat. Seit 2017 ist damit erstmals 
wieder jemand verurteilt worden, 
weil er einen anderen wegen seiner 
Rasse, Ethnie oder Nationalität dis-
kriminiert hatte.  (df)

 (Archivfoto: Trummer)

Kinderrechtsaktion «#meinezukunft»

Regierungschef Risch empfing
Primarschulklasse aus Balzers
VADUZ/BALZERS Am Donnerstag wa-
ren die Schülerinnen und Schüler 
der Klasse 4a der Primarschule Bal-
zers auf Einladung von Regierungs-
chef Daniel Risch zu Besuch im Re-
gierungsgebäude in Vaduz. Sie trafen 
ihn nicht zum ersten Mal. Bereits im 
November 2021 besuchte Risch die 
Klasse anlässlich des Kinderrechts-
tags in der Primarschule in Balzers. 

Im Rahmen der Kinderrechtsaktion 
«#meinezukunft» von UNICEF 
Schweiz und Liechtenstein erklärten 
die Viertklässlerinnen und Viert-
klässler ihm damals ihre Wünsche 
und Ideen für eine sichere und ge-
sunde Zukunft in Liechtenstein und 
diskutierten diese mit ihm. 
Beim Gegenbesuch in Vaduz, der nun 
im Gegensatz zum Termin im Novem-

ber ohne Einschränkungen stattfin-
den konnte, führte der Regierungs-
chef die Schülerinnen und Schüler 
durch das Regierungsgebäude und 
gab ihnen einen Einblick in die Regie-
rungstätigkeit, hält das Ministerium 
für Präsidiales und Finanzen fest. In 
der wird Risch wie folgt zitiert: «Es 
ist mir ein persönliches Anliegen, 
dass das Interesse von Kindern und 

Jugendlichen für unseren Staat und 
die Politik schon früh geweckt wird. 
Der direkte Austausch mit den Kin-
dern ist inspirierend und zeigt, wie 

wichtig es ist, dass wir den Jüngsten 
zuhören und sie einbinden. Schliess-
lich sind sie die Zukunft unseres Lan-
des.»  (red/ikr)

 (Foto: ZVG/IKR)
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Microsoft warnt vor Schadsoftware  
mit Verbindungen nach Liechtenstein 
Selbst der US-Geheimdienstausschuss wird eingeschaltet: Eine Wiener Firma soll ein Spionageprogramm entwickelt und verkauft haben. 

Elias Quaderer 
 
«Mit 20 Jahren Erfahrung in der 
Bereitstellung massgeschnei-
derter Forschungs- und Sicher-
heitslösungen arbeiten wir mit 
absoluter Diskretion an sensi-
blen Projekten für globale Kun-
den und marktführende Unter-
nehmen.» Mit dieser Einleitung 
stellt sich das Wiener Unterneh-
men DSIRF auf seiner Webseite 
vor. Was hinter diesen «sensi-
blen Projekten» steckt? Dazu 
äusserte das Sicherheitsteam 
von Microsoft vergangenen 
Donnerstag einen happigen Vor-
wurf: DSIRF soll verantwortlich 
sein für die Entwicklung von 
«Subzero» – einer Schadsoft-
ware mit dem Zweck, vertrauli-
che Passwörter oder Anmelde-
daten abzugreifen.  

Nach Angaben von Micro-
soft zählen zu den Opfern der 
Schadsoftware Banken, An-
waltskanzleien und Unterneh-
mensberatungen in Österreich, 
Grossbritannien und Panama. 

«Gefahr für nationale  
Sicherheit der USA» 
Das Wiener Unternehmen 
selbst verwahrt sich gegen die 
Vorwürfe, die Software miss-
bräuchlich verwendet zu 
haben. Subzero werde «ge-
werblich weder angeboten, ver-
kauft noch zur Benutzung be-
reitgestellt», heisst es in einer 
Mitteilung von DSIRF. Die Fir-
ma habe einen externen Gut-
achter beauftragt, um die von 

Microsoft «aufgeworfenen Fra-
gen» aufzuklären. Zudem habe 
DSIRF eine interne Untersu-
chung eingeleitet. 

Microsoft hält hingegen die 
Spionagetätigkeiten von DSIRF 
für derart bedrohlich, dass der 

IT-Konzern den Geheimdienst-
ausschuss des US-Repräsen-
tantenhauses kontaktierte. Wie 
der «Tagesanzeiger» berich -
tete, warnt Microsoft in seinem 
Bericht an den Ausschuss, dass 
das Wiener Unternehmen eine 

«Gefahr für die nationale Si-
cherheit der USA» darstelle. 

Firmenkonstrukt führt zu 
Schaaner Treuhandbüro 
Bis Mitte Juli hiess es auf der 
Website von DSIRF, dass das 

Unternehmen Büros in Wien 
und Liechtenstein besitze. Tat-
sächlich führen über ein kom-
plexes Firmengeflecht Verbin-
dungen des Software-Entwick-
lers bis ins Fürstentum. Denn 
die Eigentümerin der DSIRF ist 
eine andere Wiener Firma na-
mens «DSR Decision Suppor-
ting Information Research Fo-
rensic GmbH». Und diese ge-
hört wiederum der «Deep Dive 
Research Lab AG» mit Sitz in 
Liechtenstein. 

Die Repräsentanz der Deep 
Dive Research Lab übernimmt 
die Schaaner Seeger und Seeger 
Treuhand AG. Genauso sitzt ein 
Mitarbeiter des Treuhandbüros 
im Verwaltungsrat der Deep 
Dive Research Lab AG. Auf An-
frage verweist die Seeger und 
Seeger Treuhand AG auf die 
Mitteilung von DSIRF, in der sie 
sich gegen die Darstellung von 
Microsoft verwahrt. Allerdings 
erklärt das Treuhandbüro zu-
sätzlich, dass es die Angelegen-
heit weiter verfolgen «und – so-
weit notwendig – Massnahmen 
ergreifen» werde. 

Mehrfache Kontakte  
nach Russland 
Bereits vor gut zehn Monaten 
sorgte die DSIRF GmbH für 
Aufsehen. So veröffentlichte 
das Onlineportal «Netzpolitik» 
im Dezember 2021 eine Prä-
sentation der Firma, in der sie 
ihre Subzero-Software vorstell-
te als ein «hochmodernes 
Überwachungstool», um Terro-

rismus, Kriminalität und Fi-
nanzbetrug zu bekämpfen. 

Unter den in der Präsentati-
on angeführten Referenzen der 
DSIRF findet sich eine illustre 
Gesellschaft. Unter anderem 
gehört dazu der Ost-Ausschuss 
der Deutschen Wirtschaft oder 
das Unternehmen «Russian 
Machines» des mittlerweile 
sanktionierten russischen Oli-
garchen Oleg Deripaska. 

Dies sind aber nicht die ein-
zigen Verbindungen, die das 
Wiener Softwareunternehmen 
nach Russland unterhält. Laut 
Recherchen von «Focus» und 
«Tagesanzeiger» wurde DSIRF 
von dem aus Bayern stammen-
den Peter D. gegründet, der zu-
vor über ein Jahrzehnt in Mos-
kau tätig war. An der Seite eines 
russischen Oligarchen war er 
damals für die Expansion des 
Lebensmittelkonzerns Rewe in 
Russland beteiligt. Nach Aussa-
ge des Oligarchen soll D. dabei 
nur ins Unternehmen gelangt 
sein, weil er über exzellente 
Kontakte in den Kreml verfügt. 

Gute Verbindungen nach 
Russland besitzt wohl auch Ste-
fan G., der im Verwaltungsrat 
der Schaaner Deep Dive Lab AG 
sitzt. Denn laut seinem Linked -
in-Profil war er für die russi-
schen Ableger von Media Markt 
und Billa sowie für die Deutsch-
Russische Auslandshandels-
kammer tätig. Mittlerweile 
wohnt Stefan G. gemäss «Ta-
gesanzeiger» in einem Mehrfa-
milienhaus in Graubünden.

Die Spionagesoftware «Subzero» hat es auf Banken und Anwaltskanzleien abgesehen. Bild: Keystone

Brutto-Monatslohn lag in einigen Fällen bei 2800 Franken 
Lohnkontrollen offenbarten zu tiefe Löhne in neun Gastro-Betrieben. Nun zeigt sich: Vor allem ungelernte Arbeitskräfte sind betroffen.  

Seit Jahren deckt die Gewerk-
schaft in Liechtenstein Lohn-
dumping in der Gastronomie 
auf. Zum ersten Mal hat nun die 
sogenannte Dreigliedrige Kom-
mission, welche für Branchen 
ohne allgemeinverbindlichen 
Gesamtarbeitsvertrag zustän-
dig ist, die Löhne in der Gastro-
nomie kontrolliert. Die Gehäl-
ter waren in neun Betrieben zu 
tief, wie das «Vaterland» Ende 
Juli berichtete. Bisher war aber 
nicht ganz klar, wie gross die 
Ausreisser nach unten waren. 
«Die beanstandeten Betriebe 
zahlten bis zu 15 Prozent unter 
der Interventionsgrenze», sagt 
Sigi Langenbahn, der Ge-
schäftsführer des Liechtenstei-
ner ArbeitnehmerInnenver-
bandes (LANV).  

Der Lohn lag damit auch 
deutlich unter dem von der 
Kommission festgesetzten orts- 
und branchenüblichen Gehalt 
von 3400 bis 4150 Franken für 
eine wöchentliche Normalar-
beitszeit von 43 bis 45 Stunden. 
In einigen Fällen stiessen die 
Kontrolleure sogar auf Brutto-
Monatslöhne von 2800 Fran-
ken. Das prangert Langenbahn 
zwar an, er betont aber gleich-
zeitig: «Der grosse Teil der über 
50 geprüften Betriebe unter-

schritt diese Grenze nicht.» Die 
meisten zu tiefen Löhne betra-
fen dabei laut Langenbahn ge-
ringer qualifiziertes Personal. 
Und er schiebt nach: Qualifi-
ziertes Personal hingegen ver-
diene in der Regel nicht 
schlecht, da diese Mitarbeiter 
an allen Ecken und Enden feh-
len.  

LANV prangert auch die 
Arbeitszeiten an 
Dem LANV geht es dabei nicht 
nur um die Löhne, wie sie von 
der Dreigliedrigen Kommission 
festgelegt wurden. «Es geht 
auch um die Arbeitszeiten, die 
insbesondere in Malbun sehr 
hoch sein können», kritisiert 
der Gewerkschafter. «Wir ken-
nen ein Hotel, in dem an sechs 
Wochentagen gearbeitet wer-
den muss, und einige Betriebe, 
in denen die Überstunden nicht 
bezahlt werden.»  

Das sei ein weiterer Grund, 
weshalb der LANV einen Ge-
samtarbeitsvertrag aushandeln 
wollte, welcher Betriebe dazu 
verpflichtet hätte, die Arbeits-
stunden aufzuzeichnen. «Der 
Lohn muss in Relation zu den 
Arbeitsstunden stehen, doch 
genau das lehnen einige Gas-
tronomen ab. Starker Wider-

stand gegen den GAV kam des-
halb auch aus Malbun, wo die 
Arbeitszeiten am höchsten 
sind», sagt Langenbahn.  

Unbezahlte Überstunden 
als Wurzel des Übels  
Unbezahlte Überstunden sieht 
er auch als Ursache, warum vie-

le Mitarbeiter der Branche nach 
einer Weile wieder den Rücken 
kehren. Angesichts des akuten 
Personalmangels ist das ein 
Problem.  

Während es in der Schweiz 
gesetzlich geregelt ist, dass die 
Stunden trotz Vertrauensar-
beitszeit notiert werden müs-

sen, fehlt eine solche Regelung 
im Liechtensteiner Arbeitsge-
setz. Diese Lücke sollte laut 
Langenbahn geschlossen wer-
den. Und er schiebt nach: «Ar-
beitszeitkontrollen sollten ver-
pflichtend sein, um die Ge-
sundheit der Mitarbeiter zu 
schützen.» Eine Regelung über 

den GAV konnte der LANV 
nicht erreichen. Denn die Ver-
handlungen für einen Gesamt-
arbeitsvertrag sind bekanntlich 
vor Kurzem gescheitert. Der 
LANV sieht es vor diesem Hin-
tergrund als umso wichtiger an, 
dass zumindest branchen- und 
ortsübliche Löhne festgesetzt 
wurden für die Gastrobranche 
in Liechtenstein.  

«Schon vor einigen Jahren 
haben wir die Praxis des Aus-
länder- und Passamts ange-
prangert, bei Grenzgängerbe-
stätigungen Löhne von 2600 
Franken brutto zu akzeptieren – 
angelehnt an ein vom Amt für 
Soziale Dienste ausgerechnetes 
Existenzminimum», sagt Lan-
genbahn. Nun müsse sich auch 
das Amt an die von der Kom-
mission festgesetzten Löhne 
halten. Für den LANV ist das 
ein Erfolg, denn es gebe «viele» 
Wochenaufenthalter, die in der 
Gastronomie tätig sind.  

Einiges kann sich nun zum 
Guten wenden, denn die be-
troffenen neun Betriebe wollen 
die Gehälter nach oben anpas-
sen. Langenbahn betonte, die 
Kommission werde dies in 
Nachkontrollen prüfen müssen.  

 
Dorothea Alber

Ungelernte Hilfskräfte erhielten zum Teil Monatslöhne von 2800 Franken.  Bild: Keystone
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Jazzclub Tangente Eschen 

Duo Matthieu Michel / Jean-Christophe Cholet 

Am Samstag, 10. September 
2022, gastiert um 20.15 Uhr  
das Duo Matthieu Michel / 
Jean-Christophe Cholet in fol-
gender Besetzung in der Tan-
gente in Eschen: Matthieu Mi-
chel (tp, flh) und Jean-Christo-
phe Cholet (p).  

Nach nunmehr 25 Jahren 
gemeinsamen Musizierens 
kennzeichnen ein unvergleich-
lich warmer Sound, ungezwun-
gene Natürlichkeit und intuitive 
Improvisationskunst das Spiel 
von Matthieu Michel und JC 
Cholet. Der kraftvolle Poet am 
Flügelhorn und der quirlige Pia-
nist aus Frankreich bilden eine 
symbiotische Verbindung, bei-
de gehören zur Spitze der euro-
päischen Jazzwelt. 

Auf der Suche nach Einfach-
heit, Vollendung und einem Zu-
gang zu intimen Melodien neh-
men die ursprünglichen Flüs-
tertöne des Duos in diesem 

neuen Programm völlig neue 
Dimensionen an. Jeder Musiker 
übernimmt eine eigene wichti-
ge Rolle und präsentiert seine 
eigenen Kompositionen. Wir 
können die Farben ihrer Reisen 

durch die Welt erkennen, ihre 
tiefsten Gefühle. (Anzeige) 
 
Livestream: youtube.com/tan-
gente jazz. Weitere Infos: 
www.tangente.li 

Das Duo Matthieu Michel / Jean-Christophe Cholet gastiert am  
10. September in der Tangente. Bild: pd

Allianz Tag des Kinos  

Tag des Kinos: Für nur 5 Franken ins Kino 

Am kommenden Sonntag fin -
det auch im Skino in Schaan der 
Tag des Kinos statt. Ab 14 Uhr 
werden für nur 5 Franken pro 
Ticket sowohl Filme aus dem 
regulären Programm gezeigt 
wie auch Vorpremieren. 

Vorpremieren von «Le 
Corps» und «Das Freibad» 
Das Programm am Allianz Tag 
des Kinos reicht von Komödie 
bis Drama. Um 14 Uhr wird 
«Träume sind wie wilde Tiger» 
und «Mein Lotta-Leben – Alles 
Tschaka mit Alpaka» gezeigt. 
Um 16 Uhr läuft der Film «Alles 
über Martin Suter. Ausser die 
Wahrheit» sowie die exklusive 
Vorpremiere von Cédric Kla-
pischs («L’auberge espagnole») 
neuestem Tanzfilm «En 
Corps». Um 18.15 Uhr folgt mit 
«Freibad» von Regisseurin 
Dorris Dörrie eine zweite Vor-
premiere. In der Komödie 

schafft Dörrie einen knallbun-
ten Mikrokosmos unserer Ge-
sellschaft und wirft dabei mit 
viel Witz und Scharfsinn die 
Frage auf, ob wir wirklich so 
 tolerant sind, wie wir glauben. 
Ebenfalls um 18.15 Uhr läuft der 

Film «Last Dance». Um 20.15 
Uhr wird «The Phantom of  
the Open» und um 20.30 Uhr 
«Good luck to you, Leo Gran-
de» gezeigt. (Anzeige) 
 
Reservation unter www.skino.li 

In ihrer Komödie «Freibad» schafft Dorris Dörrie einen knallbunten 
Mikrokosmos unserer Gesellschaft. Bild: pd

Der Kalender wurde von Eliane 
Schädler und Adam Vogt gestal-
tet. Bild: pd

Kulturkalender 
«Wundertüta» 
Die Herbstausgabe des belieb-
ten Kinderkulturkalenders der 
Assitej Liechtenstein mit sämtli-
chen Kulturangeboten ihrer Mit-
glieder der kommenden Monate 
für Kinder bis 12 Jahren ist er-
schienen. Es ist die zweite Aus-
gabe der beiden Liechtensteiner 
Illustratoren Eliane Schädler 
und Adam Vogt, die den Kinder-
Kulturkalender gestalteten. Der 
Kalender ist in den Gemeinden 
und Kulturinstitutionen oder 
auch unter info@assitej.li kos-
tenfrei erhältlich. (pd)

Zwei Stolpersteine in Vaduz verlegt 
Sie sind nur 10 × 10 Zentimeter gross und doch das grösste dezentrale Mahnmal der Welt.  
Am Mittwoch wurden in Vaduz zwei Stolpersteine in Gedenken an Gertrud und Alfred Rotter verlegt.  

Es ist ein Projekt gegen das 
 Vergessen. Seit 1992 verlegt der 
Künstler Gunter Demnig bzw. 
die Stiftung «Spuren – Gunter 
Demnig» sogenannte Stolper-
steine, kleine im Boden 
verlegte Gedenktafeln, die an 
das Schicksal der Menschen 
 erinnern, die in der Zeit des Na-
tionalsozialismus verfolgt, er-
mordet, deportiert, vertrieben 
oder in den Suizid getrieben 
wurden. Heute gibt es in rund 
30 europäischen Ländern rund 
95 000 solcher Stolpersteine. 
Am Mittwoch, 31. August 2022, 
kamen zwei in Vaduz dazu – es 
sind die ersten in Liechtenstein.   

In Gedenken an  
Gertrud und Alfred Rotter  
Im Rahmen einer kleinen Feier 
wurden die Stolpersteine in Ge-
denken an Gertrud und Alfred 
Rotter beim Brunnen an der 
Kreuzung Beckagässli – Städtle 
verlegt. Das ursprünglich aus 
Deutschland stammende jüdi-
sche Ehepaar stürzte am 5. April 
1933, verfolgt von Liechtenstei-
ner Nationalsozialisten, unter-
halb von Gaflei zu Tode.   

Eine Interessensgemein-
schaft kam mit dem Vorschlag 
auf die Gemeinde Vaduz zu, in 
Gedenken an die Geschehnisse 
vom 5. April 1933 einen zentra-
len Standort in Vaduz zu finden, 
um die Stolpersteine zu platzie-
ren. Damit soll auch ein Ein -
stehen gegen Extremismus und 
für Toleranz sowie die Stützung 
eines humanistischen Men-
schenbildes zum Ausdruck ge-
bracht werden. «Der Gemeinde 
Vaduz war es ein grosses An -
liegen, zusammen mit der Inte-
ressensgemeinschaft und den 
involvierten Familien einen 
 relevanten Standort für die 
Platzierung der Stolpersteine zu 
finden», sagte Bürgermeister 
Manfred Bischof. «Es ist dies 
auch ein Zeichen, dass wir die-
sen dunklen Teil der Liechten-
steiner Geschichte nicht ver-

drängen, sondern dass wir ihn 
aktiv aufarbeiten und daraus 
lernen, indem wir auch in unse-
rem Alltag an diesen Steinen 
vorbeikommen und vielleicht 
kurz innehalten und die In-
schrift lesen.»  

Verlegung  
kleiner Gedenktafeln  
Dass die Zeit des Nationalso-
zialismus sehr viel Leid, Trauer 
und Unsicherheit auch für die 
nachfolgenden Generationen 
brachte, sollte nie vergessen 
werden, betonte auch Evelyne 
Bermann, Ehrenpräsidentin 
des Vereins der Liechtensteiner 
Freunde von Yad Vashem. Sie 

erzählte von den Erfahrungen 
ihres Vaters, der 1935 aus 
Deutschland einwanderte und 
als erfolgreicher Unternehmer 
tätig war. Nach 1940 wurde er 
jedoch regelmässig von der 
liechtensteinischen Regierung 
schikaniert. Es ging bis zum 
Berufsverbot. Und sie erzählte 
auch von ihren ganz persönli-
chen antisemitischen Erfah-
rungen, die noch gar nicht so 
lange zurückliegen, wie anony-
men Telefonaten und Briefen. 
«Diese Stolpersteine mögen 
Ansporn sein, sich mit diesem 
Teil der liechtensteinischen 
Geschichte zu befassen», sagte 
Evelyne Bermann.   

Die wissenschaftliche Seite 
beleuchtete Peter Kamber. Er 
schrieb die erste Biografie 
über die Gebrüder Fritz und 
Alfred Rotter, über ihre Glanz-
zeit als Bühnenkönige der Gol-
denen Zwanzigerjahre in Ber-
lin, ihre Verfolgung durch das 
Nazi-Regime und über ihr Exil 
in Liechtenstein. Von liechten-
steinischen Nationalsozialis-
ten entführt und verfolgt, 
stürzten sie auf der Flucht in 
der Nähe von Gaflei zu Tode. 
«Es wird nie mehr zu ermitteln 
sein, ob Alfred Rotter und sei-
ne Frau Gertrud Rotter-Leers 
das auffällige, vielleicht von 
Weitem leuchtende Rot des 

Pullovers eines der Täter auf 
sich zukommen sahen, als sie 
sich – in anhaltender Panik – 
bei Obmatu zu dem lebens -
gefährlichen Abstieg in den 
Bergwald oberhalb eines Fels-
abbruchs entschlossen (…)», 
so der Historiker.  

In Anwesenheit der Interes-
sensgemeinschaft und Vertre-
tenden der damals involvierten 
Familien sowie Vertretenden 
der Gemeinde Vaduz setzte 
Katja Demnig von der Stiftung 
«Spuren – Gunter Demnig» die 
zwei Stolpersteine in Gedenken 
an Gertrud und Alfred Rotter, 
damit sie und ihr Schicksal nie 
vergessen werden. (pd)

Katja Demnig von der Stiftung «Spuren – Gunter Demnig» verlegt die zwei Stolpersteine. Bild: Gemeinde Vaduz (Julian Konrad)

www.zmittag.li
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FBP Triesen
Fierobedbier
Wann
Mittwoch, 7. September,
19 Uhr

Wo
Linde Triesen

Was
Die Ortsgruppe Triesen lädt 
alle interessierten Personen 
zum Fierobedbier ein und 
freut sich auf zahlreiche Besu-
cher.

Familienwanderung der FBP

Wann
Sonntag, 11. September

Wo/Was
In diesem Jahr wandern wir 
gemeinsam auf dem Histori-
schen Höhenweg und dem 
Liechtenstein-Weg am Esch-
nerberg und werden die wun-
derbaren Blicke auf einige Ge-
meinden Liechtensteins und 
ins benachbarte Ausland ge-
niessen. Der Weg ist für Kin-
der sehr attraktiv. Im An-
schluss an die Wanderung 
stärken wir uns beim Sport-
platz Schellenberg mit einer 
Kleinigkeit vom Grill und ge-
niessen das gemütliche Bei-
sammensein mit etwas Musik.

Infos/Anmeldung
Alle Informationen zur Fami-
lienwanderung gibt es auf 
www.fbp.li. Gerne geben wir 
auch telefonisch Auskunft: 
+423 787 79 40. Wir bitten um 
Anmeldung per E-Mail an in-
fo@fbp.li oder telefonisch un-
ter +423 237 79 40 bis spätes-
tens 6. September.

Kontakt
E-Mail: info@fbp.li
Internet: www.fbp.li

FBP-TERMINE

Gegen das Vergessen: Zwei Stolpersteine in Vaduz verlegt
Mahnmal Sie sind nur 10 x 
10 Zentimter gross und doch 
das grösste dezentrale Mahn-
mal der Welt. Am Mittwoch 
wurden in Vaduz zwei Stolper-
steine in Gedenken an Ger-
trud und Alfred Rotter verlegt.

Es ist ein Projekt gegen das Verges-
sen. Seit 1992 verlegt der Künstler 
Gunter Demnig bzw. die Stiftung 
«Spuren – Gunter Demnig» soge-
nannte Stolpersteine, kleine im Bo-
den verlegte Gedenktafeln, die an 
das Schicksal der Menschen erin-
nern, die in der Zeit des Nationalso-
zialismus verfolgt, ermordet, depor-
tiert, vertrieben oder in den Suizid 
getrieben wurden. Heute gibt es in 
rund 30 europäischen Ländern rund 
95 000 solcher Stolpersteine. Am 
vergangenen Mittwoch kamen zwei 
in Vaduz dazu – es sind die ersten in 
Liechtenstein.

In Gedenken ans Ehepaar Rotter
Wie die Gemeinde Vaduz am Freitag 
weiter mitteilte, wurden im Rahmen 
einer kleinen Feier die Stolpersteine 
in Gedenken an Gertrud und Alfred 
Rotter beim Brunnen in der Kreu-
zung Beckagässli–Städtle verlegt. 
Das ursprünglich aus Deutschland 
stammende jüdische Ehepaar stürz-
te am 5. April 1933, verfolgt von 
Liechtensteiner Nationalsozialisten, 
unterhalb von Gaflei zu Tode.
Eine Interessensgemeinschaft kam 
den Angaben zufolge mit dem Vor-
schlag auf die Gemeinde Vaduz zu, 

in Gedenken an die Geschehnisse 
vom 5. April 1933 einen zentralen 
Standort in Vaduz zu finden, um die 
Stolpersteine zu platzieren. Damit 
solle auch ein Einstehen gegen Ext-
remismus und für Toleranz sowie 
die Stützung eines humanistischen 
Menschenbildes zum Ausdruck ge-
bracht werden. «Der Gemeinde Va-
duz war es ein grosses Anliegen, zu-
sammen mit der Interessensgemein-
schaft und den involvierten Fami-
lien einen relevanten Standort für 
die Platzierung der Stolpersteine zu 

finden», wird Bürgermeister Man-
fred Bischof in der Medienmittei-
lungt zitiert, und weiter: «Es ist dies 
auch ein Zeichen, dass wir diesen 
dunklen Teil der Liechtensteiner Ge-
schichte nicht verdrängen, sondern 
dass wir ihn aktiv aufarbeiten und 
daraus lernen, indem wir auch in 
unserem Alltag an diesen Steinen 
vorbeikommen und vielleicht kurz 
innehalten und die Inschrift lesen.»
Dass die Zeit des Nationalsozialis-
mus sehr viel Leid, Trauer und Unsi-
cherheit auch für die nachfolgenden 

Generationen brachte, sollte nie ver-
gessen werden, habe auch Evelyne 
Bermann, Ehrenpräsidentin des Ver-
eins der Liechtensteiner Freunde 
von Yad Vashem, betont. Sie erzähl-
te von den Erfahrungen ihres Vaters, 
der 1935 aus Deutschland einwan-
derte und als erfolgreicher Unter-
nehmer tätig war. Nach 1940 wurde 
er jedoch regelmässig von der liech-
tensteinischen Regierung schika-
niert. Es ging bis zum Berufsverbot. 
Und sie erzählte auch von ihren ganz 
persönlichen antisemitischen Erfah-

rungen, die noch gar nicht so lange 
zurückliegen, wie anonymen Telefo-
naten und Briefen. «Diese Stolper-
steine mögen Ansporn sein, sich mit 
diesem Teil der liechtensteinischen 
Geschichte zu befassen», sagte Eve-
lyne Bermann gemäss der Medien-
mitteilung.

Verlegung kleiner Gedenktafeln
Die wissenschaftliche Seite beleuch-
tete Peter Kamber. Er schrieb die 
erste Biografie über die Gebrüder 
Fritz und Alfred Rotter, über ihre 
Glanzzeit als Bühnenkönige der Gol-
denen 1920er-Jahre in Berlin, ihre 
Verfolgung durch das Nazi-Regime 
und über ihr Exil in Liechtenstein. 
Von liechtensteinischen Nationalso-
zialisten entführt und verfolgt, stürz-
ten sie auf der Flucht in der Nähe von 
Gaflei zu Tode. «Es wird nie mehr zu 
ermitteln sein, ob Alfred Rotter und 
seine Frau Gertrud Rotter-Leers das 
auffällige, vielleicht von Weitem 
leuchtende Rot des Pullovers eines 
der Täter auf sich zukommen sahen, 
als sie sich – in anhaltender Panik – 
bei Obmatu zu dem lebensgefährli-
chen Abstieg in den Bergwald ober-
halb eines Felsabbruchs entschlos-
sen (…)», so der Historiker.
In Anwesenheit der Interessensge-
meinschaft und Vertretenden der 
damals involvierten Familien sowie 
Vertretenden der Gemeinde Vaduz 
setzte Katja Demnig von der Stiftung 
«Spuren – Gunter Demnig» schliess-
lich die zwei Stolpersteine in Geden-
ken an Gertrud und Alfred Rotter, 
damit sie und ihr Schicksal nie ver-
gessen werden.  (red/pd)

Katja Demnig von der Stiftung «Spuren – Gunter Demnig» verlegt die zwei Stolpersteine. (Foto: ZVG/Gemeinde Vaduz/Julian Konrad)

Lehrerin aus Schellenberg schaff te 
es ins «Küchenschlacht»-Finale
Vor der Kamera Jeweils sechs Hobbyköche zeigen Woche für Woche in der ZDF-«Küchenschlacht» ihre Kochkünste. Mit-
tendrin war dieses Mal auch Konstanze Hanke, eine Lehrerin aus Schellenberg, die mit ihren eigenen Rezepten überzeugte.  

VON LUCIA KIND

Anfang dieses Jahres feier-
te Konstanze Hanke ihren 
50. Geburtstag und fasste 
sich sogleich den Vorsatz, 

endlich einmal in einer Kochshow 
teilzunehmen. In dieser Woche 
wurde dieser Wunsch erfüllt oder 
zumindest ausgestrahlt. In der ZDF-
Kochshow «Die Küchenschlacht» an 
der Seite von Deutschlands bekann-
testen Fernsehköchen kochte sie täg-
lich selbst ausgewählte Gerichte, die 
von fachkundigen Juroren probiert 
und bewertet wurden. Ihr Erfolgsre-
zept war dabei ganz klar das Kochen 
ihrer eigenen Kreationen. Die Leh-
rerin, die ursprünglich aus Bochum 
Herne kommt und mittlerweile seit 
2011 in Schellenberg wohnt, ist eine 
begnadete Hobbyköchin. Ihre eige-
nen Kreationen hat die Juroren in 
dieser Woche gleich drei Mal so sehr 
überzeugt, dass sie zur Tagessiege-
rin gekürt wurde. 

Grosse Hürde im Finale
Somit stellt die Aufgabe im Finale für 
Hanke die ultimative Herausforde-
rung dar. Musste sie doch ein Rezept  
von Profikoch Nelson Müller nachko-
chen. Dieses kostet sie schliesslich 
auch den Wochensieg, denn Juror 
und Profikoch Thomas Martin ent-
schied sich für die Interpretation ih-
reres Konkurrenten Tobi. Eine Ent-
scheidung, die Hanke nachvollziehen 
kann: «Ich  kann sehr gut meine eige-
nen Gerichte kochen und mit denen 
kann ich auch absolut überzeugen 
und meine kreative Seite ausleben. In 
dem Moment, in dem ich aber ein 
fremdes Rezept koche, verliere ich 
den Kopf.» Deswegen hatte sie auch 
im Finale ihre Mühe und unter ande-
rem das hinzufügen der «geheimen 
Zutat» komplett  vergessen. Das Er-
gebnis des Finales war ihr aber genau 
aus diesem Grund weniger wichtig, 
denn sie habe ja nicht mit einem eige-
nen Rezept verloren. Nicht ganz so 

gelassen wie Hanke nahmen es hin-
gegen ihre Schülerinnen und Schüler 
aus der Oberschule in Triesen. Sie 
musste diese Woche einige Male 
schmunzeln als ihre Schüler mein-
ten: «Frau Hanke, ich wusste gar 
nicht, dass sie kochen können.» 
Schlussendlich überredeten die 
Schülerinnen und Schüler sie dazu, 
in einer Freistunde am Freitagnach-
mittag das Finale gemeinsam anzuse-
hen. Die Schulklasse habe dabei voll 
mitgefiebert und schlussendlich fan-
den sie es unfair, dass ihre Lehrerin 
verloren hatte. Die 50-Jährige musste 
die Schüler dann trösten und entgeg-
nete, «das ist nicht unfair, ich habe 
halt verloren». Aber nicht nur die 
Schüler und Schüllerinnen der Ober-

schule Triesen, sondern auch einige 
Fans der Show teilten auf der Face-
book-Seite der Sendung ihren Unmut. 
Nicht nur Hanke haderte mit der Auf-
gabe, ihr Konkurrent Tobi servierte 
schlussendlich ein teilweise rohes 
Hühnchen. Bei Hanke mangelte es 
hingegen an der Würze, einen Fehler, 
den einige Fans anscheinend weniger 
kritisch bewerteten. Hanke blieb da-
von aber unbeirrt, sie habe sich sehr 
für Mitstreiter Tobi gefreut. Generell 
fand sie ihre Konkurrenz sehr sym-
pathisch. «Wir sind alle gemeinsam 
in einer Whatsapp-Gruppe und ha-
ben Tobi auch unsere Tipps für die  
Champions-Week mitgegeben.» Die 
Champions-Week ist bei der Küchen-
schlacht ein weiteres Format, an der 

sich die jeweiligigen Wochengewin-
ner erneut messen. 

Weitere Auftritte?
Die Hobbyköchin zieht generell ein  
postives Fazit aus ihrer Teilnahme an 
der «Küchenschlacht»: «Es hat sehr 
viel Spass gemacht und bei jeder Sen-
dung war ein Adrenalin-Kick dabei.»  
Jetzt will sie das Erlebte aber erst mal 
sacken lassen, schliesst aber eine er-
neute Teilnahme an weiteren Koch-
shows nicht aus. «Ich habe mich da-
mals für mehr als eine Kochshow be-
worben», bei einer weiteren Show sei 
sie noch in der engeren Auswahl. 

Sendung verpasst? «Die Küchenschlacht» kann 
in der ZDF-Mediathek unter www.zdf.de/show/
die-kuechenschlacht nachgesehen werden.

Die Kandidaten und Juroren (von links): Tobias Rieger, Philipp Ferreira Vogt, Carolin Mayr, Jurorin Cornelia Poletto, 
Chefkoch und Moderator Nelson Müller, Konstanze Hanke, Christine Lisku und Markus Melzer. (Foto: ZDF/Die Küchenschlacht)
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Aktuelle Stunde
Radikalisierung 
in Krisenzeiten
VADUZ Die Freie Liste (FL) widmete 
die Aktuelle Stunde dem Thema 
«Krisen und gesellschaftliche Dys-
funktion begünstigen Radikalisie-
rung – wie weit darf diese gehen und 
wie soll die Politik diesem Phäno-
men begegnen?» Die aktuellen und 
andauernden Krisen sind eine enor-
me Belastung für die Einzelnen und 
die Gesellschaft, so die FL. Zudem 
hätten Populisten leichtes Spiel, weil 
sie einfache Lösungen und den Er-
halt des Status quo versprechen, was 
zu einer echten Gefahr für die Demo-
kratie werden kann. Die FL-Fraktion 
wollte deshalb von den Abgeordne-
ten des Landtages wissen, wie weit 

Aktivismus und Radikalisierung ih-
rer Meinung nach gehen darf und ab 
welchem Punk von staatlicher Seite 
reagiert werden muss. Auch war ge-
fragt, was die Politik unternehmen 
kann, um aktiv und präventiv gegen 
Radikalisierungstendenzen in der 
Gesellschaft vorzugehen und wie die 
Politik verhindern kann, dass sich 
die Kluft zwischen Arm und Reich 
weiter vergrössert. Die Wortmeldun-
gen waren vielseitig, eine Lösung 
konnte innert einer Stunde jedoch 
keine gefunden werden. Wichtig war 
für die Abgeordneten, dass man sich 
aktiv mit den Sorgen der Menschen 
auseinandersetzt und sich wieder 
mehr zuhört. Auch wurde von meh-
reren Seiten der schädliche Einfluss 
sozialer Medien und dadurch geför-
derte Schwarz-Weiss-Denken kriti-
siert.  (red)

Landtag steht hinter Petition des Jugendrats

Der Langsamverkehr 
soll priorisiert werden
VADUZ Aus der Jugendsession resul-
tierte erstmals eine Petition, die an 
den Landtag überreicht wurde. Und 
zwar die «Priorisierung des Velover-
kehrs». Unabhängig des parteili-
chen Hintergrundes, ob Gross oder 
Klein, Koalition oder Opposition: 
Die Forderung des Jugendrates, 
mehr für den Langsamverkehr zu 
machen, stiess in der gestrigen 
Landtagssitzung auf offene Ohren. 
Hauptargumente für den Ausbau 
von zentrumsnahen, durchgehen-
den und vor allem sicheren Velowe-
gen sieht der Jugendrat in der För-
derung der Gesundheit, im Klima-
schutz sowie in der Entlastung der 
Strassen. Das Fahrradnetz in Liech-
tenstein soll also effizienter und at-
traktiver werden, so der Wunsch.
Und dieser Meinung ist auch die Ab-
geordnete Manuela Haldner-Schier-
scher (FL). Im «Autoland Liechten-
stein» müssten neue Wege gegangen 
werden: Das autozentrierte Den-
ken soll abgelegt und die Mobi-
litätsbedürfnisse aller Men-
schen in den Fokus gestellt 
werden – denn nicht jede Per-
son kann, will oder darf Auto 
fahren. Haldner-Schierscher 
sieht in der Petition eine 
Forderung des Jugend-

rates, dass die Politik nicht ständig 
verteidigen soll, was bereits für den 
Langsamverkehr unternommen 
wurde oder darauf beharrt, warum 
weitere Schritte schwierig umzuset-
zen seien. Die Politik soll einen kla-
ren Standpunkt vertreten: «Die ver-
letzlichste Zielgruppe, nämlich die 
zu Fuss Gehenden, die Fahrradfah-
renden und andere Kleinmobilitäts-
teilnehmende an erste Stelle setzen 
und in dieser Reihenfolge priorisie-
ren.» 
Daniel Oehry (FBP) und Patrick 
Risch (FL) sprachen sich ebenfalls 
für die Überweisung der Petition 
aus, was schlussendlich auch ohne 
Gegenstimmen geschah. Neben der 
deutlichen Unterstützung der Petiti-
on wurde aber auch das Engage-
ment der Jugendlichen gelobt. Für 
Dagmar Bühler-Nigsch (VU) und 
Thomas Rehak (DpL) ist klar: Die Po-
litik muss öfter die Perspektive von 

Kindern und Jugendlichen in 
Liechtenstein einnehmen, 
ihre Bedürfnisse und Anlie-
gen kennen sowie schliess-
lich auch in den Entschei-
den berücksichtigen.  (tb)

Manuela Haldner-
Schierscher.

Statt Roadpricing nimmt Regierung 
Motorfahrzeugsteuer ins Visier 
Verkehr Dass Roadpricing 
für Liechtenstein derzeit kei-
ne Option darstellt, sah auch 
die Mehrheit der Abgeordne-
ten ein. Unterschiedliche Mei-
nungen gab es hingegen zu 
einer verursachergerechteren 
Motorfahrzeugsteuer.

VON DANIELA FRITZ

Statt einer pauschalen Motorfahr-
zeugsteuer zahlt man beim Roadpri-
cing nur, wenn man auch tatsächlich 
mit dem Auto unterwegs ist. Das 
klingt auf den ersten Blick attraktiv – 
ist es doch verursachergerechter, 
motiviert zum Umstieg auf umwelt-
freundlichere Fortbewegungsmittel 
und hat Potenzial, mit der entspre-
chenden Preisgestaltung gerade die 
Verkehrsbelastung zu Spitzenzeiten 
zu brechen. Die FBP beauftragte die 
Regierung daher mittels Postulat, 
diese Möglichkeit für Liechtenstein 
näher zu prüfen.
Auch die Regierung hält Roadpri-
cing grundsätzlich für ein sinnvolles 
Instrument, führt sie in der Beant-
wortung aus. «Es wäre aber schwie-
rig, dieses System isoliert in unse-
rem Land zu etablieren», begründet 
Infrastrukturministerin Graziella 
Marok-Wachter, warum die Regie-
rung  einer solchen Idee vorerst eine 
Absage erteilte. Ein Systemwechsel 
sei nicht ohne Weiteres möglich und 
erfordert entsprechende Lösungen. 
Aufgrund der unverhältnismässig 
hohen Einführungskosten und der 
fehlenden Koordinierung mit dem 
Ausland sei ein Alleingang Liechten-
steins illusorisch. 

Gassner für kreative Lösungen
Mit dieser Begründung stiess die Re-
gierung im Landtag weitgehend auf 
Verständnis. Der FBP-Abgeordnete 
Sebastian Gassner wollte sich aller-
dings noch nicht ganz von dieser 
Idee verabschieden und gab sich mit 
der Begründung der Regierung nicht 
zufrieden. «Ich möchte mich nicht 
hinter der Schweiz verstecken», so 

Gassner. «Es schadet unserer Demo-
kratie, wenn wir die Verantwortung 
für unbequeme Entscheidungen auf 
die Schweiz oder den EWR abschie-
ben.» Er bezweifelte zudem, dass die 
Einführungskosten tatsächlich so 
hoch sind wie befürchtet, und regte 
kreative Lösungen an. So schlug er 
beispielsweise eine einfache und ta-
geweise An- und Abmeldung des Au-
tos über die eID vor. So würden die-
jenigen belohnt, die ihr Auto auch 
einmal stehen lassen.

Neue Motorfahrzeugsteuer bis 2024
Auch die Regierung erkennt durch-
aus Handlungsbedarf, kurzfristig 
vor allem bei der Motorfahrzeug-
steuer. Diese soll künftig die Verur-
sachergerechtigkeit stärker berück-
sichtigen. In der Postulatsbeantwor-
tung schlug die Regierung ein mögli-
ches Modell vor, wonach sich die 
Steuer künftig nach dem Gesamtge-
wicht und der Leistung richtet. Wer 
also ein schweres und leistungsstar-
kes Auto fährt, müsste künftig tiefer 
in die Tasche greifen (das «Volks-
blatt» berichtete am Freitag, den 23. 
September, ausführlich über das 
Modell). Auch Elektroautos würden 
entsprechend besteuert, bisher wa-
ren diese befreit. Dafür möchte die 
Regierung die Ladeinfrastruktur 
noch stärker fördern, denn hier 
würden sich in der Praxis Engpässe 
zeigen.
Als nächstes will die Regierung dazu 
einen Gesetzesvorschlag ausarbei-
ten. «Unser Ziel wäre es, dass die 
neue Motorfahrzeugsteuer zu Be-
ginn des Jahres 2024 in Kraft tritt», 
so Marok-Wachter. Zuvor wollte das 
Ministerium für Infrastruktur und 
Justiz allerdings die Meinungen im 
Landtag abholen.
Sie erhielt hierfür weitgehend Rü-
ckendeckung. «Mir gefällt, dass die 
Regierung nicht in Problemen, son-
dern in Lösungen denkt», so Walter 
Frick (VU). Eine Besteuerung nach 
Gewicht und Leistung erscheine ihm 
«logisch und wünschenswert». Er 
gab aber auch zu bedenken, dass die 
Bevölkerung in diesen Zeiten nicht 
mit zusätzlichen Aufwänden belas-
tet werden sollte.

Auch die Abgeordneten der Freien 
Liste begrüssten, das die Motorfahr-
zeugsteuer neu gestaltet werden 
soll. Weniger Verständnis hatten sie 
jedoch dafür, dass der CO2-Ausstoss 
nicht in die Berechnung einfliessen 
soll. «So schützt man weiterhin die 
Sportwagenfahrer», kritisierte Pat-
rick Risch. Es müsse das Ziel sein, 
die Emissionen zu verringern. Die 
Begründung der Regierung, dass für 
viele Autos dazu keine Daten vorlie-
gen würden, liess er nicht gelten. 
«Es ist möglich, auch anhand der 
CO2-Emissionen zu besteuern, ande-
re Kantone können dies auch», so 
Risch. Ältere Fahrzeuge, zu denen 
keine Daten vorliegen, würden meist 
zu den Fahrzeugen mit dem gröss-
ten Schadstoffausstoss zählen. Ge-
org Kaufmann regte beispielsweise 
an, die Effizienzklasse miteinzube-
ziehen. Damit würden Besitzer von 
Elektroautos weiterhin belohnt.

Gerecht sei Änderung nicht
Weniger Zustimmung gab es hinge-
gen auf Seite der FBP. «Eine leis-
tungsabhängige Motorfahrzeugsteu-
er reduziert die Stauzeiten auf der 
Strasse überhaupt nicht», kritisierte 
Sascha Quaderer. Diese Art der Be-
steuerung habe mit Verursacher- 
oder Leistungsgerechtigkeit nichts 
zu tun. Nach dem Vorschlag der Re-
gierung würden leistungsstarke 
Sportwagen stärker besteuert, wäh-
rend schwere, aber leistungsärmere 
SUV weniger zahlen müssten. Dies 
obwohl ein Sportwagen wohl weni-
ger häufig im Einsatz sei. Das hielt 
auch Sebastian Gassner für unlo-
gisch: «Es muss darum gehen, die 
vielen Pkw effizient zu nutzen, um 
das Stau- und Emissionsproblem in 
den Griff zu bekommen.» Auch Dag-
mar Bühler-Nigsch (VU) fand, dass 
vor allem der Verzicht auf das Auto 
belohnt werden sollte.
Die Infrastrukturministerin verwies 
dazu auf die Entwicklungen in der 
Schweiz. Dort soll die Mineralölsteu-
er mittelfristig durch eine fahrleis-
tungsabhängige Abgabe ersetzt wer-
den. «Liechtenstein müsste dies im 
Rahmen des Zollvertrags berück-
sichtigen», erklärte Marok-Wachter. 

Zusätzliche 10 Millionen Franken für 
Gasreserve vom Landtag bewilligt
Der Winter naht Mit grosser Mehrheit hat sich der Landtag für den Nachtragskredit in 
Höhe von 10 Millionen Franken für die strategische Gasreserve ausgesprochen.

VON HANNES MATT

Erst Ende Juni genehmigte der Land-
tag 15 Millionen Franken, um eine 
strategische Gasreserve aufzubauen. 
Gespeichert wird das Gas im Aus-
land, da in Liechtenstein und der 
Region entsprechende Speichermög-
lichkeiten fehlen. Während die Be-
füllung immer noch läuft, zeichnete 
sich aufgrund des stark schwanken-
den Gaspreises ab, dass es trotz ei-
nes berücksichtigten Preispuffers 
zusätzliche Mittel braucht. Dafür hat 
die Regierung beim Landtag um ei-
nen Nachtragskredit in Höhe von 10 
Millionen Franken ersucht. «Das ist 
natürlich unerfreulich», wie der 
FBP-Abgeordnete Sascha Quaderer 
bemerkte. «Der Aufbau der Gasre-
serve muss aber nicht nur als ein Akt 
der Solidarität mit den Nachbarstaa-
ten gewertet werden, es kann durch-
aus auch von einer Notlage gespro-
chen werden, bei der der Staat im 
Rahmen seiner Möglichkeiten Hilfe 
leisten muss.» Schliesslich würde 
rund die Hälfte der 11 000 Gebäude 
in Liechtenstein mit Gas beheizt. 
Diese könne man im Winter nicht ih-

rem Schicksal überlassen. Günter 
Vogt (VU) sprach über den Kauf des 
Gases auch weniger von einer Versi-
cherung als vielmehr einer gesamt-
haften strategischen Reserve für Eu-
ropa, bei der sich Liechtenstein be-
teiligen würde.
Wie Regierungschef-Stellvertreterin 
Sabine Monauni erklärte, bewege 
sich der Füllstand der Reserve der-
zeit bei knapp 50 Prozent der vorge-
sehenen Menge, die für zwei Winter-
monate reichen soll. Es sei sehr rea-
listisch, dass die Reserve dann auch 
zu 100 Prozent gefüllt werden könne.

Reserve als Gaspreis-Stütze?
Daneben wurde im Landtag, bevor 
der Kredit mit 22 Stimmen geneh-
migt wurde, noch die Frage gestellt, 
ob die Gasreserve nicht etwa als 
Stütze des Gaspreises angesehen 
werden könne und man selbiges 
dann nicht auch für die anderen 
Energieformen wie etwa dem Strom 
oder Öl machen müsste. «Denn 
wenn Gaskunden gestützt werden, 
ist es nur konsequent, dass die an-
deren auch gestützt werden», gab 
Patrick Risch (FL) der diesbezüglich 

jüngst eingerichteten Taskforce mit 
auf den Weg. Manfred Kaufmann 
(VU) hatte indes darauf verwiesen, 
dass die Energiepreise viele Men-
schen stark fordern werden – gera-
de diejenigen, die knapp über dem 
Existenzminimum leben. «Die An-
forderungen an die Taskforce sind 
also gross», so Kaufmann.
Karin Zech-Hoop (FBP) machte fol-
gend darauf aufmerksam, dass die 
Reserve per se noch keine Stütze des 
Gaspreises darstellt, sondern viel-
mehr eine Vorsorgeleistung sei – al-
so dass es in den Wintermonaten 
überhaupt noch Gas gibt. Damit ver-
bunden ist aber die Frage, ob die 
Kosten schlussendlich auch an die 
Gasnutzer weitergegeben werden. 
Wie Sabine Monauni erklärte, würde 
Liechtenstein Wärme (ehemals LGV) 
das gespeicherte Gas – wenn es denn 
freigegebenen wird – zum Anschaf-
fungswert übernehmen. Nicht fest-
gelegt sei jedoch, zu welchem Preis 
der Gasversorger das Gas dann an 
die Kunden weitergibt. Dies könnte – 
wenn man es denn möchte – per Re-
gierungsbeschluss aber noch festge-
legt werden, so die Ministerin.
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«Ein jüdischer Begegnungsort fehlt» 
Den Verein «Jüdische Gemeinschaft in Liechtenstein» gibt es erst seit knapp zwei Jahren – den ersten seit 1954. 

Simone Quaderer 
 
In Liechtenstein gab es lange 
keine jüdische Gemeinde, kei-
ne Synagoge und auch keinen 
jüdischen Friedhof. Das hat 
sich mittlerweile geändert. Seit 
2020 gibt es auch hierzulande 
eine jüdische Gemeinschaft. 

Erster jüdischer Verein 
seit 1954 
Gemäss Volkszählung von 2015 
leben in Liechtenstein 27 Per-
sonen, die sich dem jüdischen 
Glauben zugehörig fühlen. Der 
erste jüdische Verein in Liech-
tenstein seit 1954 formierte 
sich erst vor knapp zwei Jahren. 
Dabei geht die Geschichte der 
jüdischen Gemeinschaft hier-
zulande bis ins 17. Jahrhundert 
zurück, als sich während des 
Dreissigjährigen Krieges erst-
mals Juden in Vaduz-Schellen-
berg niederliessen. Ab den 
1920er-Jahren zogen erst ver-
einzelt und in den 1930er-Jah-
ren vermehrt Juden zu.  

Besonders die Verfolgung 
der Juden durch Nazi-Deutsch-
land ab 1933 führte zu diesen 
Einwanderungen. Insgesamt 
fanden in der Zeit des Zweiten 
Weltkriegs rund 230 jüdische 
Flüchtlinge vorübergehend 
Schutz in Liechtenstein. Bis 
zum Kriegsende 1945 lebten 
durchgehend etwa 120 auslän-

dische jüdische Personen in 
Liechtenstein, was ungefähr 
ein Prozent der Wohnbevölke-
rung entsprach. Mit dem «Jüdi-
schen Hilfskomitee für Liech-
tenstein» half man ab Herbst 
1940 allen ausländischen 
Juden in Liechtenstein durch 
Beiträge. Kurz nach Kriegsende 
emigrierte die Mehrzahl der Ju-

den und der Verein wurde 1954 
aufgelöst. Seit über 60 Jahren 
bestand also keine offizielle jü-
dische Gemeinschaft.  

Verein bietet Holocaust-
Erziehungsarbeit an 
Dem wirkte Anna Winter von 
der jüdischen Gemeinschaft 
Liechtenstein und andere Reli-

gionsangehörige entgegen. Ge-
gründet kurz vor der Pandemie, 
besteht der Verein seit knapp 
zwei Jahren. Die Gemeinschaft 
hatte laut Winter aber noch 
 wenig Gelegenheiten, Anlässe 
durchzuführen. Zudem gäbe es 
keinen jüdischen Begegnungs-
ort in Liechtenstein, sagt Win-
ter. Die nächstgelegene Israeli-

tische Kultusgemeinde ist in 
St. Gallen, wo sich auch eine 
 Synagoge befindet. So feierte 
die liechtensteinische Gemein-
schaft bisher zweimal Chanuk-
ka– einer der höchsten Feierta-
ge des Judentums – für Juden in 
Liechtenstein oder Personen, 
die sich zugehörig fühlten.  

Denn es ist nicht ganz ein-
deutig zu beantworten, wer 
letztlich ein Jude ist. So wird 
man nach Auffassung der Reli-
gion zunächst einmal als Jude 
geboren. Das Konvertieren ist 
nur unter bestimmten Bedin-
gungen möglich. Die Juden bil-
den nicht nur eine Religionsge-
meinschaft, sondern ein Volk. 
Seit 1948 gibt es wieder einen 
jüdischen Staat, den Staat Is-
rael. Von den knapp acht Milli-
arden Menschen auf der Welt 
gehören circa zwei Milliarden 
dem Christentum an und 1,5 
Milliarden dem Islam. Die Zahl 
des Judentums hingegen ist mit 
einer Anhängerschaft von 15 
Millionen gering. Die Vernich-
tung der Juden im Nationalso-
zialismus hat Wunden hinter-
lassen: Der Shoah fielen etwa 
sechs Millionen Juden zum Op-
fer. Ein weiterer Grund für die 
geringe Anzahl ist, dass Juden 
nicht missionieren – sie werben 
also nicht neue Anhänger für 
ihre Religion an. Auch nicht an-
werben, aber informieren will 

die jüdische Gemeinschaft in 
Liechtenstein. Der Verein bietet 
sich als Ansprechpartner für die 
jüdische Religion und Kultur an. 
Zur Holocausterziehungsarbeit 
hat die Gemeinschaft einen 
Leitfaden für Lehrpersonen aus-
gearbeitet, der Schulklassen für 
den Unterricht zur Verfügung 
steht. Zusätzlich bietet der Ver-
ein auch von ihnen durchge-
führte spezielle Unterrichtslek-
tionen an.

Chanukka oder Lichterfest ist ein jährliches Fest, das acht Tage lang dauert. Bild: Keystone

Neuer Bericht über  
religiöse Vielfalt 

Die meisten Menschen in Liech-
tenstein sind katholisch – rund 
70  Prozent der Einwohner sind 
der katholischen Kirche zugehö-
rig. Was vielen nicht bewusst ist: 
Daneben gibt es mindestens 
zehn andere aktive Religionsge-
meinschaften im Land. Das zeigt 
ein Bericht des Vereins für Men-
schenrechte in Liechtenstein 
(VMR), der heute Abend am 
Liechtenstein Institut in Bendern 
vorgestellt wird. Im Vorfeld der 
Veröffentlichung stellte das «Va-
terland» in den letzten Tagen 
ausgewählte Vertreterinnen und 
Vertreter der verschiedenen 
Glaubensgemeinschaften in 
Liechtenstein vor. (vb)

Über eine Kirche, die nur um sich selbst kreist 
Zum Thema «Glauben – Hoffnung in einer taumelnden Welt» referierte am Montag der renommierte Religionssoziologe Paul Zulehner. 

Am Montagabend sorgte der 
 renommierte Professor und 
Theologe Paul Zulehner für ei-
nen gefüllten kleinen Saal im 
SAL in Schaan. In seinem rund 
eineinhalbstündigen Referat 
betrachtete er die Missstände, 
die momentan die Welt bewe-
gen, im Lichte des Glaubens. 
Die Frage lautete genauer, wie 
viel Hoffnung der Glauben in 
der heutigen Welt noch spen-
det. Im Vortrag mit dem Titel 
«Glauben – Hoffnung in einer 
taumelnden Welt» ging Zuleh-
ner kritisch mit der katholi-
schen Kirche um, zeigte aber 
auch Lösungsansätze auf. 

Kirche soll sich um Gott und 
Menschen kümmern 
In diesem Monat jährte sich das 
Zweite Vatikanische Konzil 
zum 60. Mal. Es bedeute eine 
Zäsur im christlichen Glauben. 
Die Kirche öffnete sich ihren 
Gläubigen und startete den 
Austausch mit anderen Reli -
gionsgemeinschaften. Das 

Zweite Vatikanische Konzil 
sorgte für wesentliche Doku-
mente, die die katholische Sicht 
auf die Welt prägen. 

Zulehner hebt drei Doku-
mente hervor, die ihm sowie 
seinen theologischen Vorbil-
dern als äusserst wichtig er-
scheinen. Sie handeln inhaltlich 
um die Gotteskrise, Menschen-
krise und Kirchenkrise. Die 
Aufgabe der Kirche sei es, die-
sen Krisen entgegenzuwirken. 
In dieser Reihenfolge. Doch 
verliert sich die Kirche laut Zu-
lehner in innerkirchlichen An-
gelegenheiten.  

Frauen in hohen Position, 
eine modernisierte Sexualmo-
ral, Aufhebung des Zölibats –
dies sind einige der Themen, 
mit dem sich der Synodale Pro-
zess im Moment zu beschäfti-
gen hat. Ebenso sieht Zulehner 
diese Thematiken als wichtig 
an und unterstützt den Pro-
zess – doch sollte die kirchliche 
Transformation untergeordnet 
sein. «Das alles zu perfektionie-

ren bringt nichts, wenn die Welt 
untergeht», so Zulehner. Er zi-
tiert Papst Franziskus: «Eine 
Kirche, die um sich selbst kreist, 

krankt.» Zulehner attestiert der 
westlichen Welt ein Grundge-
fühl, das von Hoffnungslosig-
keit und daher Angst geprägt 

ist. Dies führe unter anderem 
zum Erfolg von Rechtspopulis-
ten wie Viktor Orban, Donald 
Trump oder Boris Johnson, die 

aus den Ängsten der Menschen 
Kapital schlagen. Auch Wladi-
mir Putin fällt in die Kategorie.   

Angst zeugt von Ungerech-
tigkeit und führt zu Gewalt. Im 
Umkehrschluss geben sich Ge-
rechtigkeit und Frieden die 
Hand, ist Zulehner überzeugt. 
Oder wie aus dem Alten Testa-
ment mit seiner poetischen 
Sprache zitiert: «Friede und 
Gerechtigkeit küssen sich.» 

Zulehners Lösung lautet: 
Die Kirche muss politisch sein. 
Sie muss ein Treiber eines rea-
listischen Pazifismus sein. Nur 
so können Nöte angegangen 
werden. Sei es die Flüchtlings-
krise, der Klimanotstand oder 
der Krieg in der Ukraine, zu 
dem sich die Kirche äussern 
muss. Vertreter von Religionen 
sollen sich demnach nach der 
Offenbarung richten, um die 
Welt zu gestalten, und nicht 
nach Machthabern. Alles ande-
re sei Verrat an der Religion. 
 
Damian Becker 

Zulehner: «Kirche muss Treiber eines realistischen Pazifismus sein.»  Bild: Tatjana Schnalzger
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Hansjörg Frick: «Das Bild 
des Mannes muss sich ändern!»
Interview Neuer Auftritt, 
neuer Drive, neue Ziele. Der 
Verein für Männerfragen 
setzt sich mit seiner 
 Fachstelle in Schaan für die 
Bewusstseinsbildung der 
verschiedenen Facetten des 
Mann-seins ein.

Herr Frick, Sie führen den Verein 
bereits seit 13 Jahren als Präsident. 
Welche gesellschaftlichen oder auch 
vereinsbezogenen Veränderungen 
haben Sie wahrgenommen?
Hansjörg Frick: Wir merken, dass 
sich in all den Jahren einiges getan 
hat. Vor allem konnte in den letzten 
Jahren der psychisch steigende 
Druck auf die Männerwelt und de-
ren Umfeld mitverfolgt werden. Dies 
wirkt sich nicht nur auf Männer, 
sondern auch auf deren Familien 
aus. Finanzielle Ängste, Scheidun-
gen, psychische oder gesundheitli-
che Probleme rücken in den Vorder-
grund und stehen sozusagen auf der 
negativen Seite unserer Arbeitsbi-
lanz. Auf der positiven Seite dürfen 
wir neue, junge Väter auf ihrem Weg 
begleiten, Männern in Notsituatio-
nen ein Dach über dem Kopf bieten 

oder über Männergesundheit infor-
mieren. 

Der Verein für Männerfragen ist mit 
seiner Fachstelle in Schaan ansässig. 
Die Fachstelle sowie der Vereinsauf-
tritt erhalten einen neuen Anstrich, 
können Sie uns hierzu mehr sagen?
Korrekt, wir sind mit unserer Fach-
stelle an der Feldkircherstrasse 50 
in Schaan für unsere Mitglieder als 
auch für Nichtmitglieder erreichbar. 
Zum Internationalen Männertag am 
19. November 2022 haben wir uns 
entschieden, uns an einen frische-
ren sowie attraktiveren neuen Auf-
tritt zu wagen. Dieser ist uns mit 
neuer Website, unseren Räumlich-
keiten sowie unserem Social Media 
Auftritt hoffentlich gut gelungen. 
Wenn man nun von Schaan in Rich-
tung Unterland oder auch in Rich-
tung weiteres Oberland fährt, lässt 
unsere neue Aussentafel unser Re-
Branding erahnen.

Sie haben es angesprochen; Der 
 Internationale Männertag findet 
jährlich am 19. November statt. 
 Weshalb sind Sie der Auffassung, 
dass dieser Tag ein wichtiger für die 
Männerwelt ist?
Ich persönlich denke, dass sich das 
Bild des Mannes in der breiten Öf-

fentlichkeit ändern muss. Das heisst 
genauer gesagt, dass die doch im-
mer noch oft vorhandene Stigmati-
sierung von Mannsbildern neue An-
knüpfungspunkte in Gesprächen fin-
den muss. Wir setzen uns dafür ein, 
dass nicht nur über Stammtisch, Ge-
walt, Scheidung und Bier gespro-
chen wird, sondern, dass ein echter 
Diskurs zu Themen wie Vaterschafts-
urlaub, Familiäres Umfeld, Bezie-
hungsthemen als auch das Vater-
sein stattfindet. Wir sehen ganz klar, 
dass diese Themen bei einer nähe-
ren Auseinandersetzung zu besserer 
psychischer sowie physischer Ge-
sundheit bei Männern führt, da 
Männer oft einfach nicht reden wol-
len oder können. Es ist uns ein An-
liegen, mit unserem Verein als auch 
mit der Fachstelle einen nieder-
schwelligen Zugang zu Informatio-
nen sowie zur direkten Hilfe anzu-
bieten. Der Internationale Männer-
tag verkörpert eben diese Ansätze.

Welches sind Ihre weiteren Ziele 
für Männerfragen und wie wollen 
Sie diese mit Ihren Mitgliedern 
 umsetzen?
Wir haben aktuell rund 232 Mitglie-
der – 91 Prozent Männer und 9 Pro-
zent Frauen –, die uns in unserem 
Tun unterstützen. Es war und ist 

immer schon unser Ziel, den Mit-
gliedern sowie auch der breiten Öf-
fentlichkeit Mehrwert zu bieten. 
Daher würden wir gerne unsere 
(Dienst-)Leistungen ausbauen und 
präsenter werden. Glücklicherwei-
se konnten wir an der Lihga dieses 
Jahr viele Personen von uns und un-
serer Organisation überzeugen, 
welche weitreichendes Interesse 
zeigten oder gar Mitglied wurden. 
Eine vermehrte Aktivität auf unse-
ren Social Media Kanälen sowie im 
Bereich Marketing inkl. Newsletter 
stellen eine weitere Ausbaustufe 
dar. Wir sind auch auf der Suche 
nach Sponsoren, um unsere Ziele 
bestmöglich umsetzen zu können. 
Wie alle sind auch wir von gewissen 
finanziellen Rückschlägen durch 
die aktuelle Weltsituation betroffen 

und konnten während der Pande-
mie nur bedingt Leistungen wie 
zum Beispiel den Vatercrashkurs 
oder Dad@Work anbieten. Um zu-
künftig besser, breiter sowie auch 
weitsichtiger aufgestellt zu sein, 
bieten wir potenziellen Sponsoren 
wertvolle Gegenleistungen in Form 
von Beratungen, Coaching usw. an.

Und wie kann man im Verein für 
Männerfragen Mitglied werden?
Wir freuen uns sehr über Neumit-
glieder oder Interessierte. Mit ei-
nem kleinen Beitrag von 60 Franken 
als Einzelmitglied oder 100 Franken 
für eine Paarmitgliedschaft bezwe-
cken Menschen bei uns Grosses. In-
formationen zu uns und unseren 
Angeboten findet man(n) unter 
www.männerfragen.li.  (pr)

Nicolaus Ruther, Heinrich Senti, Hansjörg Frick, Morten Andersen und 
Brigitte Wohlwend. (Foto: Paul Trummer)

ANZEIGE

Internationale Empfehlungen zur Verbesserung 
der Situation von LGBTQIA+-Menschen 
Thema Im weltweiten 
Vergleich steht es in Liechten-
stein verhältnismässig 
gut um die Rechte von 
LGBTQIA+-Personen. Was 
nicht heisst, dass es nichts 
zu tun gäbe, so Karin Lingg 
vom Amt für Auswärtige 
 Angelegenheiten (AAA).

VON GABRIELLA ALVAREZ-HUMMEL 

Welche internationalen 
Verpfl ichtungen gibt es 
für Liechtenstein in Be-
zug auf LGBTQIA+-The-

men? Die simple Antwort ist: Es gibt 
zwar keine spezifi sche Konvention 
gegen Diskriminierung aufgrund 
der sexuellen Orientierung und Ge-
schlechtsidentität, so Karin Lingg. 
Jedoch geniessen LGBTQIA+-Perso-
nen denselben Schutz und dieselben 
Grundrechte wie alle Menschen. 
Etwa Schutz vor Diskriminierung, 
Recht auf Leben sowie Schutz vor 
Gewalt.
Nichtsdestotrotz ist es bei der Über-
prüfung der Menschenrechtssituati-
on in Liechtenstein durch den UNO-
Menschenrechtsrat auch schon zu 
Empfehlungen zur Verbesserung der 
Lebenssituation von LGBTQIA+-Per-
sonen gekommen. Zuletzt 2018. Die 
Empfehlungen, so Karin Lingg, lau-
teten: «Erstens, dass wir unsere Be-
mühungen zur Bekämpfung von Dis-
kriminierung gegenüber diesen Per-
sonengruppen weiterführen und die 
soziale Inklusion verbessern. Zwei-
tens, dass ein geschlechtsspezifi-
scher Ansatz bei der Bestimmung 

der Flüchtlingseigenschaft gewähr-
leistet wird, um Opfer von sexueller 
oder geschlechtsspezifischer Gewalt 
identifizieren zu können.»
Hinzu kam 2018 eine Empfehlung 
durch die Kommission gegen Rassis-
mus und Intoleranz (ECRI), die ins-
gesamt zwar eine erhebliche Verbes-
serung in der gesellschaftlichen Ein-
stellung gegenüber LGBTQIA+-Perso-
nen in Liechtenstein festgestellt hat, 
jedoch eine Studie anregte über die 
Probleme, die sie erleben und welche 
Massnahmen zur Behebung dieser 
Probleme ergriffen werden sollten. 

Eine weitere Empfehlung im Rah-
men der Berichterstattung der UNO-
Frauenrechtskonvention verlangte 
zudem, erzwungene geschlechtsan-
gleichende Operationen zu verbie-
ten und Beratungsvorgaben zu 
schaffen.
Was geschieht mit diesen Empfeh-
lungen? Karin Lingg erklärt: «Die 
Regierung nimmt die Empfehlungen 
zur Kenntnis. Dann werden sie in 
der verwaltungsinternen Arbeits-
gruppe ‹Menschenrechte› behandelt 
und den Amtsstellen zur Prüfung 
vorgelegt. Schliesslich obliegt es den 

Amtsstellen, Massnahmenpläne zur 
Umsetzung zu erstellen.»

Zum Thema «Ehe für alle» gab es bis-
her noch keine Empfehlungen, so 
Karin Lingg: «Der Diskurs auf inter-
nationaler Ebene kreist stark um das 
Verbot von Diskriminierung und 
Kriminalisierung. In vielen Ländern 
sind noch nicht einmal grundlegen-
de Rechte, wie Schutz vor Gewalt, 
für LGBTQIA+-Personen gewährleis-
tet.» Hier liegt auch der Fokus für 
das AAA: «Wir beobachten und 
 gestalten den internationalen Dis-
kurs mit. Menschenrechte sind kei-
ne Selbstverständlichkeit. Men-
schenrechte – für LGBTQIA+-Perso-
nen, aber auch für alle anderen – 
müssen immer wieder verteidigt 
werden.»  (pr)

Karin Lingg. (Foto: Paul Trummer)

BROSCHÜRE FÜR  ANGEHÖRIGE VON TRANS MENSCHEN

Sensibilität für LGBTQIA+-Themen hilft ganz konkret, das alltägliche Leben für diese 
Menschen zu verbessern. Der Verein Flay, der Fachbereich Chancengleichheit vom 
Amt für Soziale Dienste und der Verein für Menschenrechte haben die Broschüre 
«Junge? Mädchen? Oder …? Ein Ratgeber für Angehörige von trans Menschen» 
 herausgegeben, die sich an Eltern und andere Angehörige von trans Menschen 
 richtet. Im November folgt eine Broschüre zum Thema Coming-out mit dem  Titel 
«Homosexuell? Bisexuell? Oder …? Ein Ratgeber zum Coming-out». 
Die Broschüren können online unter www.asd.llv.li bezogen werden. 

ANZEIGE
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«Gibt immer wieder Meldungen 
wegen zu lauter Fahrzeuge» 
In der Schweiz sollen «Lärmblitzer» zum Einsatz kommen. Will Liechtenstein künftig auch Autoposer büssen? 

Simone Quaderer 
 
An der Tagung der Lärmliga in 
Bern wurde der neue Lärmblit-
zer «Hydra» vorgestellt. Die 
Blitzer mit den fünf Mikrofo-
nen «Medusa» messen die Ge-
räusche und blitzen zu laute 
Fahrzeuge.  

Wie «20 Minuten» berichte-
te, denke man in den Kantonen 
sowie innerhalb der Schweizer 
Stadtgrenzen darüber nach, sol-
che Geräte aufzustellen. 

Geräte zur  
Lärmmessung 
In Liechtenstein habe es laut 
Landespolizei zwar noch keine 
ähnlichen Überlegungen gege-
ben, das Problem kenne man 
aber auch hierzulande: «Es gibt 
immer wieder Meldungen we-
gen zu lauter Fahrzeuge. Die 
Landespolizei besitzt Messgerä-
te zur Lärmmessung», sagt Si-
bylle Marxer, Mediensprecherin 

der Landespolizei Liechten-
stein. Werde bei einer Verkehrs-
kontrolle ein lautes Fahrzeug 
festgestellt, so erfolge eine Ge-
räuschmessung bei stehendem 
Fahrzeug. «Wurde das Fahrzeug 
beispielsweise illegal abgeän-
dert, so wird dieses in erster Li-
nie im Zusammenhang mit dem 
Amt für Strassenverkehr geprüft 
und der fehlbare Lenker ange-
zeigt», so Marxer weiter. Die 
Landespolizei könne überdies 
dem Lenker den Fahrzeugaus-
weis abnehmen und nötigenfalls 
das Fahrzeug sicherstellen. 

«Vermeidbarer» Lärm  
kann gebüsst werden 
Laut der Mediensprecherin der 
Landespolizei können Lärm-
verursacher schon heute ge-
büsst werden – dies beispiels-
weise für das Verursachen von 
«vermeidbarem» Lärm. «Dazu 
gehören Reifenquietschen, un-
nötiges Gasgeben oder unnötig 

hochtourig zu fahren.» Bei den 
Schweizer Nachbarn wäre eine 
mögliche Lösung für Autoposer 
bereits gefunden, es fehlt je-
doch die juristische Grundlage 
für den «Lärmblitzer». Ein 
Sprecher des zuständigen Bun-
desamts für Strassen sagte ge-
genüber «20 Minuten», dass 
dies eine sehr komplexe Angle-
genheit sei.  

So gebe es weder in der 
Schweiz noch in Frankreich – wo 
die Blitzer bereits nächstes Jahr 
zum Einsatz kommen – eine 
Lärmobergrenze, die für alle 
Fahrzeuge gelte. Zudem beein-
flussen die Geschwindigkeit, 
der Strassenbelag und der Wind, 
wie laut ein Fahrzeug sei, wie die 
«SRF-Tagesschau» berichtete. 
Käme es in der Schweiz zu einer 
Einführung von «Lärmblit-
zern», so werde man laut Sibylle 
Marxer wahrscheinlich eine Be-
dürfnisabklärung für Liechten-
stein dürchführen. 

Mithilfe dieser Messgeräte kann die Landespolizei den Lärm von  
Autos messen. Bild: Keystone

Hoffnung und Nächstenliebe im Angesicht des Terrors 
Bendern «Die lokale Bevölke-
rung ist machtlos gegen die 
scheinbare Unbesiegbarkeit der 
aus Nigeria stammenden Ter-
rorgruppen», klagt Bruno Ateba, 
Bischof von Maroua-Mokolo, 
der auf Einladung des katholi-
schen Hilfswerks Kirche in Not 
(ACN) am Dienstag um 19 Uhr 
mit den Gläubigen einen Got-
tesdienst feierte und anschlies-
send einen Vortrag hielt. In sei-
ner Predigt erzählte er von  
seinem Bistum im Norden Ka-
meruns, in dem schon Missiona-
re entführt und erst gegen Löse-
geld freigelassen wurden und in 
dem sich aufgrund der Anschlä-
ge der islamistischen Sekte Boko 
Haram (etwa: «Westliche Bil-
dung ist tabu») in Nordni- 
geria etwa 75 000 Flüchtlinge 
aufhalten. Dazu gibt es noch 
31 000 kamerunische Binnen-
flüchtlinge, die ebenfalls vom 
Boko-Haram-Terror betroffen 
sind. Das Bistum kümmert sich 
um all diese Menschen, eine 
zusätzliche Herausforderung 
sind die vielen Strassenkinder. 
«Ein Strassenkind sagte einmal 
zu mir: ‹Zum Geburtstag wün-
sche ich mir, dass ich in die 
Schule gehen, sauberes Wasser 
trinken, ein Krankenhaus besu-
chen und einmal täglich etwas 
Gesundes essen kann›», er-
zählte Bischof Ateba in seiner 
Predigt.  

Die Mesmerin Christine Hasler 
hatte «richtig Vorfreude – und 

wir haben uns auf diesen Besuch 
vorbereitet und im Gedenken an 

die christlichen Märtyrer auch 
den Kirchturm rot angestrahlt. 

Es war ein Erlebnis, diesen Bi-
schof kennenzulernen.» (pd)

Diese Woche hat Kirche in Not (ACN) zur «Red Week» ausgerufen. Der weltweiten Aktion schloss sich auch Bendern an. Rechts im Bild 
Bischof Bruno Ateba Edo SAC, zusammen mit Mesmerin Christine Hasler. Bilder: pd
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TERMINE 
OG Triesenberg 
VU-Zmoorget 
Sonntag, 27. November, ab 9 Uhr, 
Hotel Kulm in Triesenberg 

Die Ortsgruppe Triesenberg 
lädt zum alljährlichen VU-
Zmoorgat ein. Gemeinsam 
ein gemütliches Frühstück in 
vorweihnachtlicher Stim-
mung geniessen und das 
Team für die Gemeindewah-
len 2023 kennenlernen. Die 
OG Triesenberg freut sich 
auf viele Gäste und viele in-
teressante Begegnungen. 

OG Mauren-Schaanwald 
Nominationsversammlungen 
Gemeindewahlen 2023 
Dienstag, 29. November,  
18.30 Uhr, Gemeindesaal Mauren 

Nomination des Gemeinde-
ratsteams und des Vorste-
herkandidaten Peter Frick. 
Begrüssung durch den OG-
Vorsitzenden Christoph 
Gassner, anschliessend An-
sprache von VU-Parteiprä-
sident Thomas Zwiefelhofer. 
Schlusswort von Aussen-
ministerin Dominique Hasler. 
Alle Interessierten sind herz-
lich eingeladen, am Schluss 
gibt es ein Abendessen. 

OG Balzers 
Senioren-Weihnachtsfeier 
Mittwoch, 30. November, 17 Uhr, 
Foyer im Gemeindesaal Balzers 

Dieses Jahr lädt die Orts-
gruppe Balzers anstelle von 
Weihnachtsgeschenken alle 
Seniorinnen und Senioren zu 
einem gemütlichen Beisam-
mensein mit musikalischer 
Umrahmung bei Speis und 
Trank ins Foyer des Gemein-
desaals Balzers ein. Anmel-
dung bis zum 20. November 
telefonisch oder per 
SMS/Whatsapp unter +41  
78 784 22 65 oder via E-Mail 
an nils.vogt@outlook.com. 

OG Triesenberg 
60 plus Hock 
Donnerstag, 1. Dezember, 17 bis 
18.30 Uhr, Restaurant Kulm 

Ein Grossteil des zur Ge-
meinderatswahl nominierten 
Kandidatenteams stellt sich 
vor. Danach informiert Vor-
steher Christoph Beck über 
aktuelle Gemeindethemen.

VVUU--SSeekkrreettaarriiaatt  
Tel. +423 239 82 82 
www.vu-online.li
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Austausch über die aktuellen Herausforderungen in Brüssel 
Gestern trafen sich in Brüssel 
die Minsterinnen der EU- und 
Schengen-Staaten zu einem 
hochrangigen Austausch über 
die aktuellen Herausforderun-
gen für Europa in den 
Bereichen Migration und 
innere Sicherheit sowie die ak-
tuelle Lage des Schengen-
Raums. Regierungschef-Stell-
vertreterin Sabine Monauni 
nahm für Liechtenstein an den 
Diskussionen teil. 

Am Schengen-Rat wurde Ei-
nigkeit erzielt, dass Kroatien 
sämtliche Voraussetzungen er-
füllt, um vollständiges Schengen-
Mitglied zu werden. Somit kön-
nen Bürgerinnen und Bürger so-

wie Unternehmen aus Kroatien 
ab 1. Januar 2023 ohne Grenz-
kontrollen in den Schengen-
Raum reisen. Die EU verspricht 
sich durch diese Erweiterung 
eine Stärkung des Aussengrenz-
schutzes und somit des Schen-
genraums. Mangels Konsens 
zwischen den Mitgliedstaaten 
konnte die ebenfalls geplante Er-
weiterung auf Rumänien und 
Bulgarien jedoch noch nicht um-
gesetzt werden. Als assoziiertes 
Schengen-Mitglied wird Liech-
tenstein die weiteren Entwick-
lungen auf europäischer Ebene 
eng verfolgen. 

Nicht nur beim Schengen-
Rat nahm die Regierungschef-

Stellvertreterin teil, sondern 
auch an den Diskussionen im 
EU-Innenministerrat. Hier dis-
kutierten die Ministerinnen die 
Zusammenarbeit bei der Terro-
rismusbekämpfung, die Auswir-
kungen des russischen Kriegs in 
der Ukraine sowie die Lage im 
Asyl- und Migrationsbereich. 
Eine aktive Teilnahme an diesen 
Diskussionen ist für Liechten-
stein als Land mitten in Europa 
sehr wichtig, wie Regierungs-
chef-Stellvertreterin Monauni 
betonte. Der Aufenthalt in Brüs-
sel konnte so auch dazu genutzt 
werden, um auf die herausfor-
dernde Situation im Flüchtlings-
bereich in Liechtenstein hinzu-

weisen. Mit Blick auf die Winter-
monate bereiten sich auch viele 
andere europäische Staaten auf 
ansteigende Migrationsbewe-
gungen aus der Ukraine vor. 
Den Ministerinnen und Minis-
tern war dabei klar, dass Europa 
diese Flüchtlingskrise nur ge-
meinsam bewältigen kann. 

Neben der Teilnahme an 
den beiden Räten ermöglichte 
die Reise nach Brüssel Regie-
rungschef-Stellvertreterin Mo-
nauni auch das Führen von  
bilateralen Gesprächen, insbe-
sondere mit der Schweiz, mit 
welcher Liechtenstein auch im 
Asyl- und Migrationsbereich 
eng zusammenarbeitet. (ikr)

Pascal Schafhauser, Regierungschef-Stellvertreterin Sabine Monauni, 
Christine Schraner Burgener und Rita Adam. Bild: ikr
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Die Abgründe der Gesellschaft aufzeigen 
Mit «Der zerbrochene Krug» bringen das TAK-Ensemble und dessen Regisseur ein Stück zur Aufführung, das aktueller nicht sein könnte. 

Julia Kaufmann 
 
Im Januar 2023 feiert die dritte 
Eigenproduktion der Spielzeit 
2022/23 Premiere im TAK. Mit 
«Der zerbrochene Krug» von 
Heinrich von Kleist kommt ein 
Meisterwerk des Lustspiels und 
eines der meistgespielten  
Stücke im deutschsprachigen 
Raum auf die Schaaner Thea-
terbühne. Und es passt hervor-
ragend zum Motto der aktuellen 
Saison: «Die Hölle ist leer, alle 
Teufel sind hier». Denn auch in 
diesem Text sind Teufel zu fin-
den– sei dies in Anlehnung an 
die «Metoo»-Debatte oder an 
den Generationenkonflikt. Re-
gisseur Oliver Vorwerk und das 
TAK-Ensemble beschäftigen 
sich einmal mehr mit brandak-
tuellen Themen und behandeln 
die Frage, wie ein System, das in 
der Gesellschaft nicht mehr 
funktioniert, verändert werden 
kann. «Der ‹Krug› ist ein span-
nender Gerichtskrimi, bei dem 
die Abgründe der Gesellschaft 
zutage kommen», hält Oliver 
Vorwerk anlässlich des Presse-
gesprächs von Mittwoch fest.  

Hochkarätige Besetzung  
für dritte Eigenproduktion 
Die Komödie von Kleist wird 
nicht zum ersten Mal im TAK 
aufgeführt. Im Januar 2023 
kehrt sie mit Regisseur Oliver 
Vorwerk und einer hervorragen-
den Besetzung auf die Bühne zu-
rück. So ist es dem TAK etwa ge-
lungen, Ingo Ospelt in das En-
semble zu integrieren, der den 
Dorfrichter Adam spielen wird. 
Es ist die erste Zusammenarbeit 
von Ospelt und Vorwerk und 
letzterer ist überzeugt, die rich-
tige Besetzung gefunden zu ha-
ben: «Ingo Ospelt glänzt mit ei-
ner totalen Spiellust und seiner 

Fantasie», schwärmt der Regis-
seur. Aber auch die weiteren 
Schauspielerinnen und Schau-
spieler gehen in ihren Rollen auf: 
Thomas Beck verkörpert den 
Gerichtsschreiber Licht, Sylvana 
Schneider spielt den Gerichtsrat 
Walter, Nicole Spiekermann 
wird als Marthe Rull im Stück 
mitwirken und Christiani Wetter 
schlüpft in die Hauptrolle der 
Eve Rull. Ausserdem spielen 
Georg Melich Eves Verlobten 
Ruprecht Tümpel und Mirjam 
Dey Frau Brigitte.  

Im Mittelpunkt des um 1685 
in der Gerichtsstube in Huisum 
spielenden Geschehens steht 
der titelgebende zerbrochene 
Krug, der Frau Marthe Rull ge-
hört. Sie beschuldigt Ruprecht, 
am vorherigen Abend den Krug 
in ihrem Haus zerstört zu haben. 
Doch dieser versichert, dass ein 
Fremder ins Haus eingebrochen 
sei und den Krug vom Fenster-

brett gestossen habe. Es ist also 
Gerichtstag in Huisum. Doch 
Dorfrichter Adam hat ein Pro-
blem: Er wacht mit blutigen 
Wunden am Kopf und an den 
Beinen auf, die Kläger stehen 
bereits vor dem Haus und aus-
serdem hat sich Gerichtsrat Wal-
ter zur Revision angekündigt. 
Der Gerichtsschreiber Licht ist 
misstrauisch: Woher stammen 
diese Wunden? Was ist Adam 
passiert? Und wo ist dessen Pe-
rücke abgeblieben? Der eintref-
fende Walter ist entsetzt. Das 
ehrwürdige Gericht ist ein einzi-
ges Chaos und der Richter ist 
seinem Amt nicht würdig. Er 
solle nun schnell diesen Prozess 
durchführen, doch der gestaltet 
sich schwierig. Der Dorfrichter 
führt den Prozess nicht nur un-
orthodox, er sabotiert ihn gera-
dezu, was den Gerichtsrat Wal-
ter immer mehr aufbringt. Die-
ser will nur noch Schluss 

machen mit diesem Prozess, 
schwant ihm doch, was wirklich 
vorgefallen ist in der vergange-
nen Nacht. 

Modern umgesetzt, aber 
Kleists Sprache bleibt 
Bei Heinrich von Kleist dreht 
sich alles um die Frage, warum 
die Gesellschaft nicht funktio-

niert. Während bei «Dantons 
Tod» von Georg Büchner der 
Systemwandel durch die Revolu-
tion möglich ist, ist es beim 
«Krug» eine interne Revision, 
die einen Umbruch herbeiführt: 
Denn im Sinne der Aufklärung 
sollen die Gerichtsverhandlun-
gen gerechter und das Gewohn-
heitsrecht in Naturrecht umge-
wandelt werden. Doch der 
Kampf von neu gegen alt und 
Vertrauen gegen Misstrauen ist 
zäh. In dessen Mittelpunkt: Eve, 
die sich gegen das alte, korrupte 
System mit ihrer emotionalen 
Intelligenz auflehnt. «Eve ist 
eine unglaublich moderne Figur 
und sie ist ein Beispiel dafür, dass 
dieser Text kein Verfallsdatum 
hat. Eve und das ganze Stück zei-
gen die Aktualität der menschli-
chen Probleme», erklärt Drama-
turg Thomas Spieckermann. Um 
dieser Aktualität Rechnung zu 
tragen, sind sowohl das Bühnen-
bild als auch die Kostüme mo-
dern gehalten. Nicht zuletzt ist es 
für Regisseur Oliver Vorwerk 
wichtig, dass das  Theater keine 
Museum ist – sondern die The-
men, die behandelt werden, sol-
len mit den Menschen, die das 
Stück sehen, zu tun haben. «Die 
Zuschauer sollen sich damit 

identifizieren können, denn das 
macht Theater interessant.»  

Trotz der «Modernisie-
rung», die das Lustspiel erfährt, 
darf nicht gerüttelt werden an 
Kleists Bühnensprache, die als 
eine der schönsten der deut-
schen Hochsprachen gilt – aber 
anfangs auch abschreckend wir-
ken kann. «Kleists Sprache kann 
erst einmal als Barriere gesehen 
werden und es braucht Über-
windung, dem eine Chance zu 
geben», bestätigt Vorwerk. 
Doch es lohnt sich. «Sie ist  
extrem gestisch und klar.» Tho-
mas Spieckermann ergänzt: 
«Sobald man den Figuren auf 
der Bühne zuschaut, wird die 
Sprache plastisch und zeugt von 
grosser Intelligenz. Man er-
kennt, dass aus der inneren Not 
der Figuren heraus die Komik 
entsteht.» In der Tat ist das 
Stück eine Komödie, doch mit 
dieser geht oft auch eine Tragö-
die einher, und so ist es sowohl 
für den Regisseur wie auch für 
die Schauspieler eine Heraus-
forderung, herauszuarbeiten, 
wann welcher Grundton anzu-
schlagen ist. Das TAK-Ensemble 
stellt sich dieser Aufgabe aber 
nur zu gerne. Und wie der Regis-
seur versichert, seien die Proben 
«wie immer ein schöner 
Kampf». Es gebe noch viel zu 
tun, aber das Ensemble wie 
auch er selbst hätten viel Spass 
beim Entdecken und seien mu-
tig. Man darf auf die Inszenie-
rung des Lustspiels also ge-
spannt sein.    

Veranstaltungshinweis 
Die TAK-Eigenproduktion «Der 
zerbrochene Krug» feiert am  
14. Januar 2023 im TAK in 
Schaan Premiere. Weitere Auf-
führungen am 20. Januar sowie 
am 7. Februar und 16. März 2023. 

Dramaturg Thomas Spieckermann und Regisseur Oliver Vorwerk sprechen zum Stück. Bilder: Nils Vollmar

Sylvana Schneider und Thomas Beck während der Proben. 
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Liechtenstein straft strenger als Schweiz 
Seit Ausbruch der Pandemie wurden Stimmen zum stärkeren Verbot von Nazi-Symbolen in der Schweiz laut. 

Colin Nutt 
 
Die Diskussion über Nazi-
 Symbole in der Schweiz ist ent-
brannt. Als in der Coronazeit 
Symbole wie das Hakenkreuz 
benutzt wurden, um den Staat 
mit einem autoritären Regime 
zu vergleichen, wurden Stim-
men nach einem endgültigen 
Verbot von Nazi-Symbolik laut. 
Das Schweizer Gesetz ist – aus 
Angst vor der Einschränkung 
der Meinungsfreiheit – absicht-
lich schlank und wenig konkret 
formuliert. Bisher lehnte der 
Schweizer Bundesrat die 
 Forderungen nach einer Ver-
schärfung ab, worauf er harsche 
Kritik erntete. Als Antwort be-
auftragte die Bundesrätin Karin 
Keller-Sutter das Bundesamt 
für Justiz, die Gesetzeslage 
 bezüglich des Nazi-Symbolver-
botes zu untersuchen. In dieser 
sollte geklärt werden, ob eine 
Verschärfung überhaupt nötig 
oder sogar möglich ist. 

Der Bundesrat will das 
Gesetz beim Alten behalten 
Die Abklärung des Bundesam-
tes für Justiz hat ergeben, dass 
die öffentliche Zurschaustel-
lung von Nazi-Symbolen in der 

Schweiz strafbar ist. Nämlich 
wenn das Ziel verfolgt wird, für 
eine Ideologie zu werben oder 
Angehörige einer Ethnie oder 
Rasse herabzusetzen.  

Die wenig konkrete Gesetz-
gebung führt aber auch zu Frei-
sprüchen von Rechtsextremen. 
So wurde ein Mann, der auf 

 einer rechtsextremen Demons-
tration auf dem Rütli den Hit-
lergruss zeigte, vom Gericht 
freigesprochen. Die Begrün-
dung des Gerichtes ist, dass er 
den Gruss unter Gleichgesinn-
ten durchführte, die er nicht 
mehr von seiner Ideologie 
überzeugen musste. Damit hat 

er nicht gegen das Schweizer 
Gesetz verstossen, weil er nicht 
für die Ideologie geworben hat-
te. In Liechtenstein würde sein 
Strafmass jedoch anders aus -
sehen. 

Weiter stiess das Bundes -
amt für Justiz auf ein Problem 
für eine Erweiterung des Geset-

zes. Es ist nicht bei allen Sym-
bolen klar, ob sie als rechtsex-
trem oder diskriminierend zu 
werten sind. Ein Beispiel 
hierfür ist die Zahl 88: In der 
rechtsextremen Szene steht sie 
für «Heil Hitler». Eine Norm 
«wäre zwar technisch möglich, 
es ist aber fraglich, ob bezüglich 
Praktikabilität eine überzeu-
gende Lösung gefunden wer-
den könnte»; mit dieser Aussa-
ge empfiehlt das Bundesamt für 
Justiz, die Gesetzgebung nicht 
zu überarbeiten. 

Liechtenstein bestraft  
Nazi-Symbole streng 
Die rechtliche Lage in Liech-
tenstein sieht stärkere Bestra-
fungen vor. Wie das Amt für 
Justiz mitteilt, werden alle 
«Verhaltensweisen, die man 
aufgrund ihrer sozialschädi-
genden Auswirkungen nicht to-
lerieren möchte», unter Strafe 
gestellt. Laut Gesetz macht sich 
jede Person, die auf liechten-
steinischem Staatsgebiet ein 
diskriminierendes oder natio-
nalsozialistischen Symbol öf-
fentlich trägt, strafbar. Der 
Strafrahmen für Vergehen 
 dieser Art beträgt bis zu zwei 
Jahren Freiheitsstrafe. Wer 

Rechtsextremismus oder Ras-
sismus im privaten Raum be-
treibt, kann strafrechtlich nicht 
belangt werden.  

2016 wurde die Gesetzge-
bung der Diskriminierungs-
merkmale weiter verschärft. 
Auf eine Empfehlung der Euro-
päischen Kommission gegen 
Rassismus und Intoleranz 
(ECRI) erweiterte Liechten -
stein die Diskriminierungs-
merkmale. Neben den beste-
henden Merkmalen Religion, 
Ethnie und Rasse wurden sie 
durch Sprache, Nationalität, 
Weltanschauung, Alter, Behin-
derung, Geschlecht und sexuel-
le Ausrichtung ergänzt. Alle 
Symbole die – in der Öffentlich-
keit – eine Diskriminierung der 
vorig genannten Merkmalen 
vertreten oder begünstigen, 
sind in Liechtenstein verboten 
und können strafrechtlich ver-
folgt werden.  

Für Liechtenstein ist eine 
Veränderung des Gesetzes in 
nächster Zeit nicht zu erwarten. 
«Die Anwendung der liechten-
steinischen Diskriminierungs-
strafnorm funktioniert in der 
Praxis gut», erklärt der Leiter 
des Amtes für Justiz, Martin 
Alge.

In der Schweiz wurden nach den Protesten wieder Stimmen zum Nazi-Symbolverbot laut. Bild: Keystone
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